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Tagesordnungspunkt 1 
Begrüßung 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Ich begrüße Sie ganz 

herzlich zur 25. Sitzung unserer Kommission. 

Wir haben heute noch eine Reihe von Dokumen-

ten zu beraten. Ich würde vorschlagen, dass ich 

Ihnen kurz vortrage, welche Dokumente wir in 

welcher Reihenfolge beraten, damit Sie sich da-

rauf vorbereiten können. 

Sie haben heute zwei neue Vorlagen verteilt be-

kommen. Das ist zum einen die Drucksache 188 b 

und zum anderen die Drucksache 203 a. Bei dem 

einen Dokument geht es um das Ende der Pro-

duktion radioaktiver Abfallstoffe und Handlungs-

zwang und bei dem anderen Dokument um das 

Prinzip Verantwortung. Das sind zwei neue Do-

kumente, mit denen wir gleich jeweils in der ers-

ten Beratung starten. 

Nach diesen beiden Kapiteln beschäftigen wir 

uns mit den Drucksachen 168a - Nationale Erfah-

rungen mit Endlagerprojekten - und 160a - Ent-

sorgungsoptionen und ihre Bewertung -. Wenn 

wir das geschafft haben, wird es richtig anstren-

gend. Dann beschäftigen wir uns mit der Druck-

sache 202; das ist der Gesamtberichtsentwurf. Da-

rin rufen wir jedes einzelne Kapitel auf und ent-

scheiden, wie weiter damit verfahren wird bzw. 

was gegebenenfalls mit strittigen Punkten, die 

hierin enthalten sind, zu geschehen hat, ob dies 

heute aufgelöst werden kann, geschoben wird 

etc. 

Sind Sie mit diesem Verfahren einverstanden? 

(Dr. Ulrich Kleemann: Keine Alternative!) 

Genau, keine Alternative, Herr Kleemann, oder 

alternativlos, wie man sagen würde. 

Ich würde versuchen, anzupeilen, dass wir um 

14 Uhr damit durch sind. Ich denke, es ist in un-

ser aller Interesse, zügig zu beraten. 

Bevor ich in den Tagesordnungspunkt 2 ein-

steige, darf ich herzlich unseren Stenografen be-

grüßen. Danke, dass Sie die Mühe wieder auf 

sich nehmen, alles mitzuschreiben. 

Ich begrüße die Vertreter der Institutionen, der 

Behörden. Ich begrüße Frau Kotting-Uhl für die 

politische Seite. Das ist heute einmal eine beson-

dere Begrüßung wert, wenn ich mir das an-

schaue. 

(Min Stefan Wenzel betritt den Sitzungssaal) 

Ich begrüße Herrn Wenzel für den Bundesrat. 

Herzlich willkommen! Das alles findet sich im 

Protokoll wieder. Das wird bei der Freigabe auch 

nicht herausgestrichen. 

Ich möchte vorweg sagen: Herzlichen Dank nach 

Sachsen für den tollen Abend gestern. Ich glaube, 

es ist noch niemand aus Sachsen hier, wenn ich 

das richtig sehe. Deswegen soll das auf jeden Fall 

weitergegeben werden. Das war ein ganz hervor-

ragender Abend, der schön organisiert war und 

in einer gemütlichen Atmosphäre stattfand. Auch 

die Vorsitzendenrunde hat Ergebnisse zutage ge-

fördert. Es war rundherum ein gelungener 

Abend. 

Tagesordnungspunkt 2 
Berichterstellung: Beratung von Berichtsteilen 
(Fortsetzung der Beratungen aus der 24. Sitzung) 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich rufe jetzt 

die Kommissionsdrucksache 188 b auf und gebe 

dir, Michael, das Wort. 

Vorsitzender Michael Müller: In diesem Teil ha-

ben wir sowohl in der Arbeitsgruppe „Leitbild“ 

als auch in der Abstimmung mit Michael Sailer 

und Herrn Grunwald eine Datenzusammenfas-

sung dessen erstellt, was an radioaktivem Abfall 
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noch ansteht. Wir haben eine Übersicht über die 

hoch radioaktiven Abfallstoffe sowie über die 

Abfälle aus Forschung und Landessammelstellen 

und aus der Urananreicherung gegeben. Auch ha-

ben wir die Problematik mit den Zwischenlagern 

herausgestellt, die auch an anderer Stelle behan-

delt wird. In den Fußnoten 31 und 32 haben wir 

Ergänzungen vorgenommen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Gibt es dazu 

Anmerkungen von Ihrer Seite? Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Vielen Dank, Frau Vorsit-

zende. Ich habe einige Anmerkungen, die aus 

meiner Sicht vorwiegend redaktioneller Art und 

Sachnatur sind. Beginnen wir mit der Seite 1, 

Zeile 17. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich darf dazu 

einen Verfahrensvorschlag machen, Herr Jäger. 

Dann würde ich jetzt Kapitel für Kapitel aufru-

fen. Das ist vielleicht besser, als wenn wir hin 

und her springen. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Sehr gerne. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Aber erst ein-

mal die Frage: Gibt es grundsätzlich Anmerkun-

gen zu diesem Kapitel? Herr Kudla. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Mich würde nur 

interessieren: Sind jetzt textlich nur die Fußno-

ten ergänzt worden, oder ist auch mehr ergänzt 

worden? Denn wir waren ja ursprünglich so ver-

blieben, dass die Ergänzungen in den zweiten 

und dritten Lesungen kenntlich gemacht werden 

sollen. Darüber hatten wir mehrfach gesprochen. 

Vorsitzender Michael Müller: Das ist kenntlich 

gemacht worden. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Kudla, 

wir befinden uns in der ersten Lesung. Wir sind 

noch nicht in der zweite Lesung. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Okay. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wenn es keine 

allgemeinen Bemerkungen mehr gibt, dann rufe 

ich das Kapitel 2.2.4 auf: Das Ende der Produk-

tion radioaktiver Abfallstoffe. Herr Jäger, haben 

Sie eine Anmerkung dazu? 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ja, dazu habe ich eine An-

merkung, und zwar zu den Zeilen 17 ff. Dabei 

geht es um die potenziellen Abfälle aus der 

Urananreicherung. Ich würde anregen, dass diese 

Formulierung an die Formulierung auf der Seite 

3 angeglichen wird. Dort ist der gleiche Sachver-

halt in den Zeilen 19 bis 21 dargestellt. Dort ist 

die Formulierung richtig, nämlich dass radioak-

tive Abfallstoffe nach dem Rückbau aller Kern-

kraftwerke weiter bei der Urananreicherung und 

im geringen Umfang bei der Brennelementferti-

gung anfallen können. Wenn man diese Formu-

lierung nach vorne nimmt, dann ist das konsis-

tent. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Michael, ein-

verstanden? 

Vorsitzender Michael Müller: Okay. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Sylvia Kotting-

Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich finde das nicht 

sachgerecht; denn solange wir keinen Schluss der 

Urananreicherungsanlage haben, fallen da - nicht 

können! - Abfälle an. Wieso nicht? Was soll mit 

den Abfällen passieren, wenn sie nicht anfallen? 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Sailer hat 

das Wort. 

Michael Sailer: Ich gebe da Sylvia Kotting-Uhl 

100 Prozent recht; denn die Abfälle fallen an. Sie 

fallen schon jetzt an. Der Traum, irgendwelche 

Verwertungen zu machen, ging eine Zeit lang gut, 

als man sie nach Russland exportiert hat. Nie-

mand weiß, was die Russen damit gemacht ha-

ben; bzw. Sowjets waren es damals zum Teil 

noch. Der Abtransport läuft jetzt nicht mehr. Das 
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heißt, mit jedem Produktionstag wächst der Berg. 

Das ist kein potenzielles Anfallen, sondern die 

Frage ist, wie viel es wird. Es ist aber nicht die 

Frage, ob etwas anfällt. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Fischer 

und Herr Jäger haben mit dem Kopf geschüttelt. 

Sie sagen, es fallen keine an. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Die Abfälle, die dort anfal-

len, sind Wertstoffe, solange sie tatsächlich nicht 

mehr verwertet werden können. Faktisch werden 

die Produkte aus der Anreicherung sehr wohl 

noch einmal eingesetzt. Sie werden auch in der 

Anreicherung selbst wieder recycelt. Diese Dis-

kussion hatten wir hier schon einmal. Das ist 

auch im Nationalen Entsorgungsprogramm rich-

tig abgebildet. Natürlich kann eintreten, dass 

diese Verwertung nicht mehr möglich ist. Dann 

wird aus Wertstoff Abfall. Aber das ist jetzt fak-

tisch noch nicht der Fall. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Wenzel, 

bitte. 

Min Stefan Wenzel: Herr Jäger, nach meiner 

Kenntnis wird allenfalls eine steuerrechtliche 

Einstufung als Wertstoff vorgenommen. Aber mir 

ist keine tatsächliche Nutzung bekannt. In Bezug 

auf die von Ihnen beschriebene teilweise Wie-

dernutzung würde mich interessieren, wie genau 

das funktioniert und auf wie viel Prozent der Ab-

fälle sich das bezieht. Ansonsten gehe ich davon 

aus, dass das Abfälle sind und kein Wirtschafts-

gut. 

Das, was auch von Frankreich in die russischen 

Republiken exportiert worden ist, ist dort meines 

Erachtens nur als Abfall gelagert und nicht wirt-

schaftlich verwertet worden. Insofern wäre ich 

daran interessiert, sehr genau zu erfahren, welche 

Anteile dieses Stoffes tatsächlich wie verwertet 

werden und welche davon aus Ihrer Sicht unwie-

derbringlich Abfall sind. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Sailer 

noch einmal. 

Michael Sailer: Das, was Herr Jäger in seinem 

letzten Beitrag beschrieben hat, ist nur ein Teil 

der Technik. In manchen Fällen wird, je nach 

Strom- und Uranpreis, abgereichertes Uran wie-

derangereichert. Aber der Prozess läuft immer so 

- das ist physikalisch gar nicht anders möglich 

ist -, dass dann noch weiteres abgereichertes 

Uran anfällt. Das heißt, diese Verwertung ist ein 

Teilauszug von spaltbarem Uran, und der Rest 

bleibt weiter vorhanden. 

Die Wertstoff- und Abfalldebatte ist über viele 

Jahrzehnte dafür benutzt worden, keine Vorsorge 

dazu zu machen. Wir haben uns in der Entsor-

gungskommission, in dem Vorläufergremium, 

lange damit auseinandergesetzt, dass der Betrei-

ber inzwischen eine Auflage in der Genehmigung 

hat, dass er Nachweise führen muss, was er 

macht, wenn er seine abgereicherten Uranabfälle 

nicht losbekommt und bestimmte Umwandlun-

gen in U308, in Uranoxid, durchführt. 

Wie gesagt: Wir haben das auf jeden Fall als Last, 

weil der Betreiber, seit das nicht mehr nach Russ-

land geht, nicht mehr vorführen konnte. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Frau Kotting-

Uhl, dann Herr Fischer. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Wir haben gestern bei 

der Debatte um die Rossendorf-Brennelemente 

schon einmal kurz nach Majak geschaut. Auch 

diese Abfälle sind nach Majak gegangen. Ich war 

im Rahmen einer Konferenz in Tscheljabinsk ein-

mal so nah dran, wie man nur rankommen kann. 

Ich habe die Menschen dort und auch die russi-

sche Atomaufsicht, die dafür zuständig ist, ge-

hört, wie die das einschätzen. Sie alle waren „not 

amused“ über die lange Praxis der Deutschen, 

das abgereicherte Uran dorthin zu packen, wo 

das relativ ungesichert herumsteht. Dort wird 

nichts verwertet, sondern das steht zum Teil in 

offenen Behältern herum. 
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(Prof. Dr. Bruno Thomauske: Nicht in offenen!) 

Doch, Herr Thomauske. Das sagen die Menschen 

dort. Vielleicht sind die Behälter auch geschlos-

sen. Trotzdem wird dort nichts damit gemacht, 

sondern dies lagert als Abfälle. Menschen bekla-

gen sich darüber, dass dies auch offen herum-

steht, was aber dann deren Angelegenheit wäre. 

Das will ich gerne zugestehen. 

Ich finde, dass das genau den gleichen Punkt be-

rührt wie die Frage: Kann man Brennelemente 

aus Rossendorf nach Majak exportieren? Das hat 

etwas mit Verantwortung zu tun. Ich bin sehr zu-

frieden damit, dass sich diese Verantwortung in 

unseren Bestimmungen, nach denen sich das 

BMUB richtet, niederschlägt. 

Faktisch ist es umgekehrt, als Sie sagen, Herr Jä-

ger: Momentan muss das insgesamt als Abfall be-

trachtet werden, weil nirgendwo anders damit 

umgegangen wird, weder in Majak, wo das bisher 

lagert, noch bei uns, wo es jetzt in Gronau lagert. 

Deswegen wird das im NaPro auch so aufgeführt. 

Die Option, die da steht, dass sich auch die AG 3 

damit befassen soll, was uns schon viel Kummer 

bereitet hat, kommt ja daher, dass das BMUB 

sagt, das könnte auch Wertstoff sein, es aber 

schon genau weiß, dass es das nicht mehr ist und 

dass man es so nicht betrachten kann, wenn man 

mit Verantwortung herangeht. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Fischer, 

bitte. Anschließend mache ich einen Verfahrens-

vorschlag. 

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Ich möchte jetzt kei-

nen Vortrag über die Anreicherung von Uran hal-

ten. Aber ich glaube, es ist trotzdem wichtig, ein 

paar grundsätzliche Anmerkungen zu machen. 

Das NaPro ist schon mehrfach zitiert worden. Es 

hält klar fest, dass es hierbei im Moment nicht 

um einen Abfallstoff geht, sondern um einen 

Stoff, der auch als Wertstoff wieder eingesetzt 

werden kann. Es geht nicht darum, diesen Stoff 

beispielsweise nach Russland zu transportieren, 

sondern es geht darum, ihn in den eigenen Anla-

gen der Urenco wieder zu nutzen, weil der Wert, 

der noch darin steckt, möglicherweise durch eine 

erneute Anreicherung gehoben werden kann. Das 

ist ein Vorgang, der technisch durchaus mit dem 

ursprünglichen Vorgang vergleichbar ist, nämlich 

dass der Ausgangsstoff genutzt wird, um ihn auf 

einen Anreicherungszustand zu bringen, der die 

Brennelementfertigung daraus ermöglicht. Dabei 

bleibt ein weniger angereicherter Rest vorhanden, 

der aber theoretisch auch wieder genutzt werden 

kann und auch schon praktisch genutzt wird. Das 

ist kein theoretischer Fall, sondern das wird in 

den Anlagen der Urenco bereits heute praktiziert. 

Solange das weiterhin möglich ist und gemacht 

wird, kann nicht von Abfall gesprochen werden. 

Dass möglicherweise Abfall daraus wird, ist nicht 

bestritten. Aber wir sollten das mit dem Konjunk-

tiv benennen, wie Herr Jäger es vorgeschlagen 

hat, weil eben nicht klar ist, wie das am Ende 

aussehen wird. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Mein Verfah-

rensvorschlag ist wie folgt: Der Satz kommt in 

eckige Klammern, fallen an/können. Ich bitte 

Herrn Sailer und Herrn Jäger, für uns ein kleines 

Übersichtsblatt zu machen, wie es tatsächlich da-

mit aussieht. Dürfte ich abstimmen, sähe ich 

mich nach den Wortbeiträgen nicht imstande, 

eine eindeutige Wertung abzugeben. Ich möchte, 

dass wir alle uns ein vernünftiges Bild darüber 

machen können. Deshalb die Bitte an Herrn Jäger 

und Herrn Sailer, uns das auf einer Seite genau 

darzustellen. Da wir in der ersten Lesung sind, 

können wir diesen Satz getrost in Klammern ste-

hen lassen. Sind Sie mit diesem Verfahren ein-

verstanden? Okay. 

Frau Kotting-Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich habe noch einen 

Punkt, den wir schon gestern in der Ad-hoc-Ar-

beitsgruppe so beschlossen hatten. Wir wollten 
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bei der Urananreicherung und auch bei der Ferti-

gung von Brennelementen     

Vorsitzender Michael Müller: Das haben wir ver-

gessen, aufzuschreiben. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Was denn? 

Vorsitzender Michael Müller: Die Ortsnamen. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Die Orte sollten benannt 

werden; denn unten stehen die Kernkraftwerke 

mit den Orten. Der Satz sollte dann lauten: „… 

bei der Urananreicherung in Gronau oder Ferti-

gung von Brennelementen in Lingen …“.  

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay. Danke 

für diesen Hinweis. 

Wir kommen zum Kapitel 2.2.4.1: Schwach und 

mittelradioaktive Abfallstoffe. Herr Jäger? 

(Prof. Dr. Gerd Jäger: Nein!) 

Kapitel 2.2.4.2: Hoch radioaktive Abfallstoffe. 

Anmerkungen, Herr Jäger? 

(Prof. Dr. Gerd Jäger: Nein!) 

Kapitel 2.2.4.3: Abfälle aus Forschung und Lan-

dessammelstellen. 

Kapitel 2.2.4.4: Abfälle aus der Urananreiche-

rung. 

Kapitel 2.2.5: Handlungszwang Zwischenlager. 

Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Eine Anmerkung zu der 

Zeile 44. Dort heißt es: 

Auch wenn es keine Verzögerungen bei der 

schrittweisen Auswahl des Standorts mit best-

möglicher Sicherheit gibt, sind hinreichende 

Zeiträume für die Genehmigung des Endlagers 

am gefundenen Standort und - jetzt kommt eine 

Formulierung, die nicht alles abdeckt - für den 

Ausbau eines Erkundungsbergwerkes zum Endla-

ger zu veranschlagen. 

Es sollte heißen: „… für die Errichtung des End-

lagers zu veranschlagen“, also einmal Genehmi-

gung und einmal Errichtung des Endlagers. 

Vorsitzender Michael Müller: Das übernehmen 

wir. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay. War das 

alles in diesem Kapitel, Herr Jäger? 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ja. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Kudla hat 

noch etwas zu diesem Kapitel. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: In der Zeile 41 

heißt es: 

Nach dem Standortauswahlgesetz soll dieser 

Standort im Jahr 2031 festgelegt sein. 

Das klingt so, als wenn wir mit dem einverstan-

den wären. Ich glaube, wir werden uns zum Zeit-

rahmen noch irgendwo äußern müssen. Wir soll-

ten einen Hinweis auf das Kapitel zum Zeitrah-

men aufnehmen; denn ich bin mir nicht sicher, 

ob das bis zum Jahr 2031 tatsächlich klappt. 

Vorsitzender Michael Müller: Wir können eine 

Fußnote machen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich bin nicht 

so pessimistisch. Aber die Fußnote ist eine gute 

Idee. 

Kapitel 2.2.5.1: Besondere Situationen in Zwi-

schenlagern. Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Nur eine Kleinigkeit: Ich 

glaube, in der Zeile 23 ist ein Zahlendreher. Das 

müssten 152 Behälter sein. 



 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 
 
Protokoll der 25. Sitzung Seite 12 von 71 
am 5. April 2016 

Vorsitzender Michael Müller: Ja. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay. Kapitel 

2.2.5.2: Mögliche Zielkonflikte bei der Zwischen-

lagerung. Herr Kanitz. 

Abg. Steffen Kanitz: In den Zeilen 10 und 11 

heißt es: 

Mit dem Abbau der heißen Zellen der Kernkraft-

werke entfällt vor Ort … 

Meines Wissens muss der Satz weg. Es gibt keine 

heißen Zellen bei Kernkraftwerken. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich würde vorschlagen, das 

durch die Formulierung „Abbau der Beladeein-

richtungen in den Kernkraftwerken“ zu ersetzen. 

Abg. Steffen Kanitz: Ja, das wäre richtig. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Kudla. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ich habe zu den 

Zeilen 13 bis 15 noch eine Anmerkung. Dort 

heißt es: 

Auf der anderen Seite kann eine Konzentration 

eines Großteils der hoch radioaktiven Abfallstoffe 

im Eingangslager am Endlagerstandort die Legiti-

mität der Standortauswahl beeinträchtigen … 

In meinen Augen wird es ein Eingangslager erst 

dann geben, wenn die Standortauswahl beendet 

ist, wenn der Standort feststeht. Insofern passt 

dieser Satz nicht. Ein Eingangslager wird erst mit 

der ersten Teilerrichtungsgenehmigung des Berg-

werks genehmigt werden. Insofern kann man das 

in dieser Form streichen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Sailer 

und Herr Gaßner. 

Michael Sailer: Erst einmal muss ich darauf ver-

weisen: Wir haben noch das Kapitel zu der not-

wendigen Zwischenlagerung. Dort steht das vom 

Inhalt her genauso. Wir können an dieser Stelle 

nicht den Inhalt ändern, ihn wohl aber besser for-

mulieren. Herr Kudla, bei der Frage der Legitimi-

tät gebe Ihnen Recht. Wir haben bei dem anderen 

Kapitel unwidersprochen gesagt: Wir blättern die 

ganzen Möglichkeiten auf, also „nicht am Stand-

ort“ bis „nur am Standort“, und schreiben das 

Problem dazu, das in dem zweiten Spiegelstrich 

steht, nämlich dass die Öffentlichkeit an dem 

Standort natürlich darauf reagiert. Für die For-

mulierung „Legitimität der Standortauswahl“ 

würde ich eine Alternative suchen. Aber strei-

chen möchte ich diesen Satz nicht. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Gaßner, 

bitte. 

Hartmut Gaßner: Ich möchte das unterstreichen. 

Ich glaube, dass die Überlegung, die Herr Müller 

genannt hat, im Nachhinein das nicht trifft, son-

dern wir gehen schon davon aus, dass das bei der 

Standortauswahl ein Kriterium sein wird, nicht 

zuletzt in der Fläche, sondern auch in der Kom-

munikation. Man muss sagen: Ihr müsst damit 

rechnen, dass dort, wo das Endlager errichtet 

wird, auch ein großes Eingangslager kommt. Da-

mit haben wir einen Belastungszuwachs, der in 

diesem ganzen Absatz zum Ausdruck kommen 

sollte. Es ist fraglich, ob es sinnvoll ist, im 

Schnellschuss durch eine Änderung des Wortes 

„Legitimität“ den gesamten Inhalt zu ändern. Auf 

jeden Fall ist es wichtig, dass wir auf der Seite 8 

in der Zeile 1 vermerken, dass schon jetzt Ziel-

konflikte absehbar sind. Diese Zielkonflikte soll-

ten beschrieben werden. 

Vorsitzender Michael Müller: So ist es auch ge-

meint. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay. Herr Jä-

ger noch einmal. 
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Prof. Dr. Gerd Jäger: Noch eine Anmerkung im 

Sinne einer Optimierung der Formulierungen. In 

der Zeile 23 heißt es: 

Darüber hinaus ist auch zu beachten, dass unnö-

tige Transporte von hoch radioaktiven Abfallstof-

fen zu vermeiden - das ist okay - und Entsor-

gungslasten möglicherweise auf verschiedene Re-

gionen zu verteilen … 

Das klingt so, als wenn das noch ein Programm 

wäre, das dann angestoßen werden soll, mög-

lichst eine Umverteilung. Das ist natürlich ein ge-

wisser Widerspruch zu dem ersten Satz, Trans-

porte möglichst zu vermeiden. Ich vermute, dass 

das anders gemeint ist. Es ist so gemeint, dass 

man das von den jetzigen Lagerstätten nicht an 

eine Stelle transportiert. Das ist wahrscheinlich 

damit gemeint. Diese Formulierung könnte miss-

verstanden werden. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich mache fol-

genden Vorschlag: Sowohl für die Zeilen 13 bis 

16 als auch für die Zeilen 23 bis 25 auf der Seite 

8 gilt, dass man sich noch einmal Gedanken über 

bessere Formulierungen macht. Wir setzen das 

jetzt einmal in weiche, nicht in eckige Klammern 

mit der Bitte, das bis zur zweiten Lesung zu über-

denken. Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Vielleicht noch eine Anmer-

kung dazu, weil es jetzt nur einen Hinweis von 

Herrn Jäger gegeben hat und sich das möglicher-

weise ausräumen lässt. 

Dieses Kapitel nimmt auf ein Kapitel weiter hin-

ten Bezug. Dort ist dieses Thema vertieft erörtert 

worden. In dem zweiten Spiegelstrich wird da-

rauf hingewiesen, welche Probleme sich ergeben, 

wenn man ein Eingangslager zu einem frühen 

Zeitpunkt wählt, nämlich dass man möglicher-

weise eine Debatte bekommt, die eine ganz an-

dere Entwicklung nimmt, als man es erwartet. 

Denn das könnte von der jeweiligen Bevölkerung 

natürlich als Entscheidung für einen Standort ge-

sehen werden, ohne dass beispielsweise schon 

abschließende Entscheidungen des Bundestages 

oder auch von Gerichten, die auf dem Rechts-

wege befasst werden, erfolgt sind. 

In dem Kapitel weiter hinten ist auch die Frage 

erörtert worden: „Wie lange können dezentrale 

Zwischenlagermöglichkeiten genutzt werden?“, 

und ob das nicht eine Möglichkeit ist, die man 

sehr wohl auch mit im Blick haben sollte. Darauf 

nimmt das hier Bezug. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wenn ein 

solch komplizierter Sachverhalt nötig ist, um den 

Bezug dieses Satzes zu erklären, dann schlage ich 

vor, dass wir doch textlich herangehen. Das kos-

tet uns ja nichts. Herr Sailer, wollen wir das jetzt 

wirklich ausdiskutieren? 

Michael Sailer: Nein, ich möchte Ihren Vorschlag 

an dieser Stelle ergänzen. Wir haben das andere 

Kapitel - das ist das Kapitel mit der notwendigen 

Zwischenlagerung - in extenso durchdiskutiert. 

Ich würde die Maßgabe für die Umformulierung 

der breiten Klammern, wenn ich es jetzt richtig 

verstanden habe, so machen, dass das eine Kurz-

fassung von dem sein muss, was wir bereits in 

dem anderen Papier beschlossen haben, und 

möglichst mit dem gleichen Wording. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Dann würde 

ich vorschlagen - Herr Voges kümmert sich ja 

vonseiten der Geschäftsstelle um den Text -, dass 

er die Texte mit Ihnen abstimmt, damit das Wor-

ding identisch bleibt. Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Wir haben die Problemstellung, 

bezogen auf mögliche Überlegungen, dass auch 

für die schwach und mittelradioaktiven Abfälle 

am gleichen Standort Bedarf besteht, bei uns mo-

mentan noch unter dem Punkt 7.5 geparkt. Man 

sollte bei einer Gesamtsicht darauf achten, dass 

wir sowohl die Frage eines möglicherweise deut-

lich größeren Eingangslagers als auch die Frage 

der möglichen Dopplungen für hoch und auch 

für schwachradioaktive Abfälle unter dem As-

pekt der Bürgerbeteiligung betrachten. Ich 
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glaube, dass das nicht notwendigerweise in dem 

Punkt 7.5 stehen bleiben muss. Ich wollte schon 

darauf hinweisen, dass wir jetzt aufpassen müs-

sen, die Frage der Bürgerbeteiligung nicht etwas 

geringer zu schätzen als die Frage der Notwen-

digkeit der längeren Zwischenlagerung. Das ist 

die gleiche Fragestellung, aber es sind zwei un-

terschiedliche Blickwinkel. 

Ich lese diesen Text unter dem Stichwort „Ziel-

konflikt“ stärker unter dem Gesichtspunkt der 

Bürgerbeteiligung, als es in dem Kapitel „Not-

wendige Zwischenlagerung“ ist. Deshalb hätte 

ich die redaktionelle Bitte, dass diejenigen, die 

das überarbeiten, den Aspekt der Bürgerbeteili-

gung weiterhin beibehalten. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay. Herr 

Brunsmeier. 

Klaus Brunsmeier: In der Zeile 33 müssten die 

Wörter „eine“ und „stets“ getauscht werden, und 

es müsste etwas ergänzt werden. Der Satz muss 

richtig lauten: 

Dabei ist stets eine Umweltverträglichkeitsprü-

fung mit Öffentlichkeitsbeteiligung durchzufüh-

ren … 

Das wäre die Ergänzung. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: „Dabei ist stets 

eine Umweltverträglichkeitsprüfung mit Öffent-

lichkeitsbeteiligung durchzuführen.“ Ist das 

nicht immer der Fall? 

(Edeltraud Glänzer: Das habe ich auch gedacht!) 

Klaus Brunsmeier: Das ist richtig. Aber das ist 

die Diskussion, die draußen geführt wird. Inso-

fern wäre es sehr hilfreich, wenn es hier drin-

stünde. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wenn es denn 

der Wahrheitsfindung dient. Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Ich habe eine Frage zu der 

Fußnote 33. Die nimmt auf eine Auskunft des 

Bundesministeriums Bezug. Gibt es diese schrift-

lich? Die würde ich mir gerne noch angucken. 

(Jürgen Voges [Geschäftsstelle]: Die kann ich 

Ihnen geben!) 

Wir hatten vor kurzem eine Diskussion mit dem 

BMUB darüber. Insofern würde ich mir das gerne 

noch anschauen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Können wir 

damit die Drucksache 188 b in die zweite Lesung 

überführen? Jetzt sind ja größtenteils redaktio-

nelle Themen angesprochen worden. Dann 

würde ich auch vorschlagen, dass das in die On-

line-Kommentierung geht. Einverstanden? Ich 

sehe, das findet Ihre Zustimmung. 

Ich rufe jetzt die Drucksache 203 a auf. Michael, 

du hast das Wort. 

Vorsitzender Michael Müller: Wir haben gestern 

in erster Lesung und auch mit Zustimmung der 

beiden höchsten Instanzen moralischer Prinzi-

pien - ich meine damit die evangelische und die 

katholische Kirche - ein Papier vorgelegt, das 

sich mit dem Prinzip Verantwortung beschäftigt. 

Zum Aufbau: Wir versuchen am Anfang die Ein-

ordnung in das gesellschaftliche Thema zu ma-

chen. Dann kommen wir zu der Idee des Fort-

schritts, vor allem zu den Debatten, die in den 

80er-Jahren angestoßen worden sind und na-

mentlich von Ulrich Beck, Hans Jonas und Lothar 

Hack geführt werden. Wir versuchen daraus eine 

Konsequenz zu ziehen. 

Das zentrale Ziel dieses Teils ist neben der Be-

schreibung der Verantwortungsethik, dass man 

von den einfachen Schwarz-Weiß-Diskussionen 

wegkommt: „Der ist schuld, und der ist der 

Gute“, und versucht, durch eine Einordnung in 

geschichtliche Zusammenhänge klarzumachen, 

wie es zu bestimmten Entwicklungen kommen 
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konnte und dass sie gar nicht von irgendwelchen 

bösen Mächten gemacht wurden, sondern dass 

sie Teil der politischen und weltanschaulichen 

Grundpositionen der damaligen und auch noch 

der jüngsten Zeit waren, dass wir heute eher ei-

nen Umbruchprozess erleben und dass es darum 

geht, diesen Umbruchprozess so zu gestalten, 

dass man auf der einen Seite Geschichte versteht 

und auf der anderen Seite zu Veränderungen fä-

hig ist. 

Die Änderungen, die wir gestern noch vorgenom-

men haben, sind an der Seite mit einem Strich 

und im Text entweder mit Streichungen oder Un-

terstreichungen gekennzeichnet. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich rufe wie-

der kapitelweise auf, damit Sie die Chance ha-

ben, Zeile für Zeile zu lesen. Kapitel 3.1: Orien-

tierungswissen möglich machen. Gibt es dazu 

Anmerkungen? Ich sehe, das ist nicht der Fall. 

Kapitel 3.1.1: Die Idee des Fortschritts. Hierzu 

gab es Änderungen aus der gestrigen Debatte. 

Dazu gibt es keine Anmerkungen. 

Kapitel 3.1.2: Risikogesellschaft und Prinzip Ver-

antwortung. Frau Glänzer. 

Edeltraud Glänzer: Es tut mir leid, ich war ges-

tern nicht dabei. Ich habe eine Frage zu der Seite 

6, Zeilen 5 bis 8. Dort wird auch auf Gefahren an-

derer Technologien hingewiesen, auch auf die 

Gentechnik. Der Zusammenhang erschließt sich 

mir nicht. Ich will das aber, wenn es gestern 

schon länger debattiert worden ist, hier nicht 

noch einmal aufrollen. Die Bio- und Gentechno-

logie zählt zu den Zukunftstechnologien und 

birgt keineswegs nur Risiken, sondern bietet auch 

große Chancen. 

(Zuruf des Vorsitzenden Michael Müller) 

Ich bin noch nicht fertig, Michael. Ganz ent-

spannt bleiben! 

Vorsitzender Michael Müller: Aber das steht 

doch da. 

Edeltraud Glänzer: Wenn hier nur auf die Gefah-

ren hingewiesen wird, dann finde ich das ein 

bisschen verkürzt. 

Vorsitzender Michael Müller: Hier geht es nicht 

um die Frage, ob Chancen und Risiken bestehen - 

ich selbst war einmal Vorsitzender der Enquete-

kommission „Chancen und Risiken der Gentech-

nologie“ -, sondern hier geht es um die Beschrei-

bung von Beck. Ich kann doch das, was er dazu 

geschrieben hat, nicht verändern. Ich kann nicht 

sagen: Beck, das ist nicht die Position, die du ver-

treten darfst. Man kann eine Anmerkung machen; 

das finde ich in Ordnung. Aber in dem Text von 

Beck ist das klar. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Frau Glänzer. 

Edeltraud Glänzer: Mir ist sehr wohl klar, dass 

man Zitate natürlich nicht verändern kann. Für 

mich stellt sich erstens die Frage, warum das hier 

angefügt wird. Zweitens. Wenn an dieser Stelle 

bei dem Thema Bio- und Gentechnologie auf die 

Gefahren hingewiesen wird, dann könnte man 

wenigstens eine Bemerkung machen. 

Vorsitzender Michael Müller: Diese Bemerkung 

können wir schon machen. Aber gestern bestand 

ausdrücklich der Wunsch, darauf hinzuweisen, 

dass sich die Risikogesellschaft nicht nur auf die 

Atomenergie bezieht. Das haben wir gestern auf-

gegriffen. Gut, wir machen unten eine Bemer-

kung. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Es gibt eine 

Fußnote dazu, in der auch von den Chancen ge-

sprochen wird. Frau Kotting-Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Die Gentechnik ist ein 

politisch so umstrittenes Feld, dass ich mit einer 

Fußnote, die noch die Chancen benennt, mehr 

Probleme hätte, als wenn wir das einfach strei-

chen würden. Das war gestern ausdrücklich der 
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Wunsch derer, die die ganzen Risiken, die es in 

der Gesellschaft gibt, nicht nur auf die Kernkraft 

bezogen sehen wollten und ausdrücklich einge-

fordert haben, dass es auch noch andere Techno-

logien gibt, denen man Risiken zuschreibt. Des-

wegen kam das da hinein. Ich könnte gut damit 

leben, wenn man nach dem Wort „Kernkraft“ ei-

nen Punkt machen und die anderen Technolo-

gien wie die Gentechnik streichen würde. 

Vorsitzender Michael Müller: Wir könnten auch 

die drei Worte „wie der Gentechnik“ streichen. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Genau, einfach die Gen-

technik raus, bevor man eine Fußnote macht, die 

dann einen neuen Streit eröffnet. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Gut, die Gen-

technik fliegt da raus. 

Dann komme ich zu Kapitel 3.1.3: Kernenergie 

und Zukunftsverantwortung. Gibt es dazu An-

merkungen? Das ist nicht der Fall. 

Kapitel 3.2: Der Konflikt der zwei Modernen. 

Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Ich hätte die Bitte, dass die 

Fußnote 56 keine Inhaltlichkeit hat, sondern dass 

sie das zitiert, was Beck dort schreibt, also die 

Fundstelle bei Beck. 

Vorsitzender Michael Müller: Wir können das 

gerne machen. Aber die Grundlage, die Beck da 

zitiert, ist Rainer Wolf. 

Hartmut Gaßner: Dies kommt aber erst auf den 

Seiten 13 und 14. 

Vorsitzender Michael Müller: Ja, aber die ist von 

ihm in der Risikogesellschaft übernommen wor-

den. 

Hartmut Gaßner: Wir können anfangen, das jetzt 

inhaltlich zu diskutieren. Mein Vermittlungsvor-

schlag wäre: Die Fußnote 56 ist eine Fundstelle 

bei Beck. Dann brauchen wir es nicht zu disku-

tieren. 

Vorsitzender Michael Müller: Okay. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Der Hinweis 

von Herrn Gaßner wird angenommen. 

Gibt es weitere Anmerkungen zum Kapitel 3.2? 

Herr Gaßner noch einmal. 

Hartmut Gaßner: Jetzt kommen wir zu Herrn 

Wolf. Das hatte ich schon vor einigen Wochen 

einmal angesprochen. Meine große Bitte wäre, 

dass sich Herr Müller überlegt, ob er diesen Teil 

wirklich braucht, weil wir hier an eine nicht sehr 

weiterführende Debatte kämen. 

Ich rufe die Seite 13, Zeile 29, und die Seite 14, 

Zeilen 1 und 2 auf. Dort heißt es: 

Trotz einiger Verbesserungen und Zusammenfas-

sungen ist das Umweltrecht noch weit davon ent-

fernt, den Herausforderungen der „Weltrisikoge-

sellschaft“ gerecht zu werden. 

Bei allem Respekt vor dem Versuch, hier weitzu-

greifen: Ich möchte jetzt nicht ausdiskutieren, ob 

es überhaupt der Anspruch des Umweltrechts ist, 

eine Weltrisikogesellschaft zu verwalten. 

Ich stelle die Frage, ob wir es nicht schaffen, an 

dieser Stelle auf ein Zitat eines Rechtswissen-

schaftlers aus dem Jahr 1987, also vor 29 Jahren, 

zu verzichten; denn die Einschätzung des Um-

welt- und Ordnungsrechts 1987 ist nicht weiter-

führend, wenn wir hier eine Beschreibung ma-

chen wollen, was Herausforderungen sind. Ich 

bitte darum, dass wir nicht darüber diskutieren, 

sondern das einfach herausnehmen. 

Ich habe ein bisschen recherchiert: Herr Wolf hat 

das im Alter von 35 Jahren geschrieben. Er hat 

dann aber eine ganz andere Rechtsentwicklung 

vollzogen. Ich kenne Herrn Wolf nicht weiter. Ich 
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kann auch nicht erkennen, dass dies den Text vo-

ranbringt. Ich sähe mich aber umgekehrt aufge-

fordert, an einer für mich nicht so wichtigen 

Stelle der Berufung gerecht zu werden und zu sa-

gen: Ich bin auch Spezialist für Juristerei. Der 

Spezialist für Juristerei hält eine juristische Ein-

schätzung von 1987 für nicht zielführend. Er 

würde auch nicht gerne darüber diskutieren, wel-

che Herausforderungen sich dem Umweltrecht 

aus den Herausforderungen der Weltrisikogesell-

schaft stellen. Deshalb wäre eine Verkürzung 

wohl besser als ein intensives inhaltliches Aus-

tauschen. 

Vorsitzender Michael Müller: Wir streichen das. 

Aber ich will etwas dazu sagen, damit das nicht 

so stehen bleibt. Rainer Wolf war immerhin Ab-

teilungsleiter im Ministerium in NRW, zuständig 

für diesen Bereich. Er ist Professor in Cottbus für 

diese Fragen. Er hat auch danach vieles zu die-

sem Thema veröffentlicht. 

Dieses Zitat ist nur deshalb hineingekommen, 

weil diese Arbeit von Wolf der Anstoß für die Ri-

sikogesellschaft bei Beck war. Das war der ent-

scheidende Punkt. 

Aber wir streichen das hier. Ich will das nicht 

weiter diskutieren. Ich bin nach wie vor der Mei-

nung - auch als einer der Mitbeteiligten beim 

Umweltgesetzbuch, also einer Frage, die gar nicht 

so lange her ist -, dass wir bei weitem keinen ju-

ristischen Stand haben, der den Problemen der 

Globalisierung der ökologischen Fragen ent-

spricht. Aber ich will das jetzt nicht weiter ver-

tiefen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay, wir 

streichen das. 

Ich rufe jetzt das Kapitel 3.3 - Leitbild Nachhal-

tigkeit - auf. Dazu gibt es keine Anmerkungen. 

Kapitel 3.4: Ethische Leitbegriffe der Kommissi-

onsarbeit. 

Vorsitzender Michael Müller: Das ist im Wesent-

lichen das, was von der AG 3 gekommen ist. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Findet sich die 

AG 3 wieder? 

Michael Sailer: Der Kollege Grunwald hat das 

mit verfasst. Er ist Ethiker. Wir haben in der AG 3 

das Kapitel hierher verschoben, weil es da besser 

aussieht. Hat sich Armin Grunwald die Fassung 

noch einmal angeschaut? 

Vorsitzender Michael Müller: Wir haben das Ori-

ginal übernommen. 

Michael Sailer: Er war sich letzte Woche bei dem 

Telefonat nicht sicher. Deswegen frage ich dich. 

Vorsitzender Michael Müller: Er hat mir gestern 

aus Jerusalem geschrieben, dass er das im Grund-

satz okay findet. 

Michael Sailer: Gut, okay. Gestern habe ich nicht 

mit ihm gesprochen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Kapitel 3.4.1: 

Verantwortung. Gibt es dazu Anmerkungen? 

Kapitel 3.4.2: Verständnis von Sicherheit und Ri-

siko. 

Kapitel 3.4.3: Gerechtigkeit. 

Kapitel 3.4.4: Orientierung am Gemeinwohl. 

Kapitel 3.5: Ethische Prinzipien zur Festlegung 

von Entscheidungskriterien. 

Kapitel 3.5.1.1: Sicherheit für Mensch und Um-

welt heute und in Zukunft. Herr Kleemann. 

Dr. Ulrich Kleemann: Ich habe mir die Frage ge-

stellt, warum es die Unterteilung in 3.5.1.1 und 

3.5.1.2 gibt. Macht diese Nummerierung an die-

ser Stelle Sinn? Das kann man durchnummerie-

ren. 
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Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Sailer. 

Michael Sailer: Eine Unterteilung brauchen wir 

an dieser Stelle, aber auf welcher Hierarchie-

ebene ist egal, würde ich sagen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Was heißt das? 

Michael Sailer: Ich habe den Kollegen Kleemann 

jetzt so verstanden, dass wir da dreistellige Num-

mern vergeben und durchnummerieren sollen. 

Das ist okay. 

Vielleicht noch ein Hinweis, wenn ich schon 

dran bin. Wir haben oft Querverweise auf andere 

Kapitel gemacht. Das ist auf der Seite 19 in dem 

mittleren Absatz ganz intensiv der Fall. Die muss 

man alle gelb markieren, weil sich das Inhaltsver-

zeichnis inzwischen verschoben hat. Die Num-

mern stimmen alle nicht mehr. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay, das ma-

chen wir hinterher. Ich bin jetzt trotzdem irri-

tiert. Das Kapitel 3.5.1 wäre dann: Sicherheit für 

Mensch und Umwelt heute und in Zukunft. Das 

Kapitel 3.5.2 wäre: Vermeidung unzumutbarer 

Belastungen für zukünftige Generationen. 

Dann kommen wir jetzt zum Kapitel 3.5.3 neu: 

Reversibilität von Entscheidungen. Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Ich habe eine Frage zum Ka-

pitel 3.5.1.1, Zeile 22, in der die Sicherheitsan-

forderungen zitiert werden, die wir gestern bera-

ten haben. Ich möchte an dieser Stelle die Auto-

ren nur fragen, warum die Sicherheitsanforde-

rungen dort zitiert werden. Man könnte auch ein 

Kalkar-Urteil oder andere Quellen zitieren. Das 

Kalkar-Urteil hat sich ja damals sehr dezidiert 

mit dieser Frage auseinandergesetzt. 

Michael Sailer: Der Grund ist, weil das die aktu-

ellste Umsetzung der ethischen Prinzipien in 

Schutzziele ist. Das, was hier zitiert worden ist, 

gibt sehr konkret die Schutzziele für die Endlage-

rung vor. Die Sicherheitsanforderungen sind erst 

einmal die aktuellste Richtlinie. In der gestrigen 

Debatte - um noch ein Argument aufzugreifen - 

haben wir nicht vorgeschlagen, dass der BMU die 

prinzipiellen Schutzziele überprüft, sondern wir 

haben implizit gesagt, dass die bleiben können, 

weil wir dazu nichts gesagt haben. Insofern sind 

wir da auch nicht im Widerspruch zu dem, was 

wir gestern hinsichtlich der Sicherheitsanforde-

rungen diskutiert haben. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Ich würde gerne ein Stern-

chen dranmachen, um zu prüfen, ob man nicht 

eine Institution zitiert, die noch ein höheres Ge-

wicht hat, ein Verfassungsgericht oder ein Gesetz 

vom Bundestag beschlossen. 

Michael Sailer: Von mir aus kann man einen 

Satz mehr hineinschreiben. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Sailer 

macht einen Satz dazu. 

Michael Sailer: Nein, das muss Herr Wenzel ma-

chen. Er muss sagen, was er drinstehen haben 

will. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Die Sicher-

heitsanforderungen bleiben drin, und Herr Wen-

zel schreibt einen Satz zusätzlich. 

Vorsitzender Michael Müller: Wir stimmen das 

ab. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Das neue Ka-

pitel 3.5.3 - Reversibilität von Entscheidungen - 

hatte ich vorhin schon angerufen. 

Kapitel 3.5.4 neu: Realistische Annahmen über 

zukünftige Technologien. 

Kapitel 3.6: Zielkonflikte und Abwägungsnot-

wendigkeiten. 
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Kapitel 3.7: Zehn Grundsätze für die Arbeit der 

Kommission. Herr Brunsmeier. 

Klaus Brunsmeier: Zu dem Punkt 9 auf der Seite 

27. Das, was da steht, ist alles richtig. Ich würde 

trotzdem vorschlagen, dass wir das noch ein biss-

chen auseinanderziehen und vielleicht in der 

Wertung etwas umdrehen. Ich denke, dass die Er-

gebnisse der Arbeiten der Anti-AKW-Bewegung 

hinter dem Einsatz der Beteiligten und der Mitar-

beiter in den Anlagen stehen, ist nach außen viel-

leicht kein sehr glückliches Signal. Insofern 

würde ich empfehlen, dem ein bisschen breiteren 

Raum einzuräumen, ohne es in der Sache zu än-

dern, aber es von der Wertigkeit her umzudrehen, 

um der Anti-AKW-Bewegung da einen etwas 

breiteren Raum zu geben. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Ott, dann 

Herr Jäger. 

Erhard Ott: Über die Ziffer 9 haben wir in der Ar-

beitsgruppe mehrfach sehr intensiv diskutiert. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Nicht nur dort. 

Erhard Ott: Nicht nur dort, richtig. Man könnte 

da eine ganz andere fundamentale Diskussion 

wiederaufnehmen. Die müssten wir aufnehmen, 

wenn wir eine solche Grundsatzfrage auf den 

Weg bringen. Ich würde dringend empfehlen, 

den Text beizubehalten, wie er jetzt abgestimmt 

worden ist, weil wir sonst in der Tat über ganz 

andere Dinge im Zusammenhang mit der Ausei-

nandersetzung um die Kernkraft diskutieren wür-

den. Ich glaube, das würde uns ganz tief in das 

Gestrüpp führen und überhaupt nicht weiterfüh-

ren. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich hatte bei der ersten 

Durchsicht dieses Papiers einen Hinweis gegeben 

und auch einen Formulierungsvorschlag einge-

bracht, der gestern behandelt worden ist. Ich 

sehe, das ist jetzt deutlich besser geworden. 

Ich bin bei Herrn Ott, dass wir jetzt keine Grund-

satzdiskussion eröffnen, uns aber doch darauf 

verständigen sollten, dass wir das Spektrum, wie 

es hier genannt ist, sehr wohl adressieren. Ich 

gehe davon aus, dass die Aktivitäten um den 

Ausstieg aus der Kernenergie natürlich die fried-

lichen Aktivitäten sind, nicht diejenigen, an de-

nen die Grenzen überschritten werden. Ich 

denke, das ist mit Sicherheit nicht gemeint. 

Ich könnte folgenden Vorschlag machen, weil das 

jetzt relativ kurzfristig ist: Herr Brunsmeier, 

wenn Sie noch Änderungsnotwendigkeiten se-

hen, dann würde auch ich mich gerne noch ein-

bringen. Vielleicht finden wir noch etwas Besse-

res als das, was da steht. Aber wir sollten in kei-

nem Fall eine große Grundsatzdebatte auslösen. 

Die Akteure sind genannt: auf der einen Seite die 

Beschäftigten. Ich denke, sie haben ihre Rolle im 

Rahmen der gesellschaftlich verabschiedeten 

Strategien und Vorgehen ausgefüllt. Auf der an-

deren Seite haben wir die Umweltbewegungen. 

Beide sind hier adressiert, was die Formulierun-

gen angeht. Wir könnten, weil wir in der ersten 

Lesung sind, für das nächste Mal eine Feinopti-

mierung machen, wenn ich das so sagen darf. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Frau Kotting-

Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich hatte gestern in der 

Ad-hoc-Arbeitsgruppe eigentlich noch den 

Wunsch, das in diesem Satz umzudrehen, also 

das Engagement der Bürgerinnen und Bürger vo-

ranzustellen, und erst danach kommt der Einsatz 

der Beschäftigten, Risiken zu minimieren. Ich 

wollte aber dann die Debatte nicht mehr verlän-

gern, weil wir schon lange an diesem Punkt wa-

ren. Ich habe dann gedacht: Na ja, mal sehen, 

wenn alle heute damit einverstanden sind, dann 

lassen wir das. Aber ich habe mir schon fast ge-

dacht, dass das Einverständnis nicht da sein 

wird. Deswegen würde ich Herrn Brunsmeier im 

Kern unterstützen. 
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Auch ich würde nicht sagen, lasst uns noch ein-

mal nach neuen Formulierungen suchen. Aber 

lasst uns doch die beiden Halbsätze einfach um-

drehen: „Dem Engagement zahlreicher Bürgerin-

nen und Bürger … und dem Einsatz aller Betei-

ligten …“. Das Ganze ging immerhin von dem 

Anspruch aus, auch das Engagement zu würdi-

gen. Das war auch ein Wunsch von Herrn Meister 

und der Ausgangspunkt. Dann kam dazu, dass 

man auch die Beschäftigten benennen muss. Ich 

fände es gerechtfertigt, das umzudrehen und die 

Formulierung ansonsten so zu lassen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Wir sind momentan nicht in ir-

gendeinem Textteil, sondern wir sind bei den 

zehn Grundsätzen für die Arbeit der Kommis-

sion. In diesen zehn Grundsätzen kann ich den 

Beschäftigten der Kernkraftwerke und der Um-

welt- und der Antiatomkraftbewegung nicht in 

gleicher Weise Respekt zollen; das geht einfach 

nicht. Deshalb würde es mir nicht ausreichen, 

wenn man das jetzt einfach umdreht - das ist für 

mich das Minimum -, sondern es müssten zwei 

Sätze werden. In diesen zwei Sätzen sollte der 

Versuch unternommen werden, den Beschäftig-

ten der Kernkraftwerke nicht gegen das Schien-

bein zu treten. 

Wenn ich die Frage stelle, wer seinen Beitrag 

zum Atomausstieg geleistet hat, dann stelle ich 

fest, dass das wiederum nicht die Beschäftigten 

der Kernkraftwerke sind. Wenn wir also eine 

Wertung machen wollen, dass die Beschäftigten 

der Kernkraftwerke in dem ganzen Kontext eine 

Bedeutung haben, dann muss man den definie-

ren. Wenn der Kontext ist, dass sie dazu beigetra-

gen haben, die Risiken zu minimieren, dann ist 

die Zusammensetzung schlicht und einfach eine, 

die versucht, das klare Engagement der Umwelt- 

und Antiatomkraftbewegung zu verwässern. 

Dann verfehlt dieser Teil völlig seine Funktion. 

Es müssen aus meiner Sicht deutlich zwei Sätze 

sein. Es muss überlegt werden, was eigentlich der 

Gehalt des zweiten Satzes ist. Ist die Aussage der 

Einsatz aller Beteiligten, Risiken zu minimieren? 

Wer der Beteiligten war daran beteiligt, Risiken 

zu minimieren? Sind das die CEOs der EVUs? 

Wer ist das neben den Beschäftigten der Kern-

kraftwerke? 

Ich finde das Ganze noch nicht gelungen, um es 

einmal sehr vorsichtig zu sagen. Wir haben uns 

darauf verständigt gehabt, dass an dieser Stelle 

ein klares Zeichen kommt, dass wir dem Engage-

ment der Umwelt- und Antiatomkraftbewegung 

Respekt zollen. Ich finde, das ist eine gute For-

mulierung. Das andere, was noch angeführt wird, 

muss auch Gegenstand sein. Was ist Gegenstand 

des Respekts, Risikominimierung zu betreiben? 

Das ist noch nicht gelungen. 

Ich würde darum bitten, dass man zwei Sätze 

macht. Mir geht es jetzt gar nicht um etwas Ideo-

logisches, sondern mir geht es um etwas Gegen-

ständliches: Was ist der Respekt? Wofür zollen 

wir den anderen Beteiligten und auch den Be-

schäftigten der Kernkraftwerke Respekt? Um Risi-

ken zu minimieren? Ich meine, das war ihr täg-

lich Brot. Das war ihr Job, den sie gut gemacht 

haben. Wenn man das ausdrücken will, sollte 

man es so hineinschreiben. Aber warum man 

ihnen deshalb Respekt zollen muss, weiß ich 

nicht. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Michael Mül-

ler. 

Vorsitzender Michael Müller: Erst einmal 

möchte ich sagen: Ich fand die anfängliche For-

mulierung der zehn Thesen sowieso besser. Inso-

fern ist das, was Sie gesagt haben, nicht richtig, 

dass das die erste Lesung ist. Das ist bestimmt 

schon die fünfte Behandlung der zehn Thesen. 

Ich würde dem Punkt von Herrn Gaßner entspre-

chen, dass wir daraus zwei Sätze machen; das ist 

besser. Man sollte am Anfang auf das Engage-

ment eingehen und dann einen ausführlichen 
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Satz zu den Beteiligten schreiben. Man muss an-

erkennen, dass das alles ohne einen Unfall von-

stattenging. Das ist ja ein Einsatz gewesen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Stein-

kemper. 

Hubert Steinkemper: Nach der Bemerkung von 

Herrn Müller hat sich das fast erledigt. Worauf 

ich aus meiner Sicht aber Wert legen würde, ist, 

dass eine Formulierung gefunden wird, die nicht 

in Verdacht gerät, Beschäftigte im Rahmen einer 

potenziell risikogefährdeten Sicherheitstechnolo-

gie in irgendeine Ecke zu stellen, sondern in die-

sem Zusammenhang ist das Gegenteil zu beto-

nen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir werden 

jetzt textlich nicht zusammenkommen und sind 

auch erst in der ersten Lesung. Die eckige Klam-

mer bleibt bestehen. 

Ich bitte Herrn Brunsmeier, Herrn Jäger, Herrn 

Ott und Frau Kotting-Uhl, sich unter der Führung 

von Michael Müller über eine Formulierung Ge-

danken zu machen, mit der alle leben können. 

Gibt es weitere Anmerkungen zu dem Kapitel 

3.7? Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Auf der Seite 26, Zeilen 2 bis 

4, gibt es noch eine eckige Klammer. Ich möchte 

wissen, ob dazu noch Bedenken bestehen. Das 

war ja ein Zitat aus dem Urteil. Das Urteil ist jetzt 

in der Fußnote 75 erwähnt. Insofern könnte man 

meines Erachtens auf die Klammer verzichten. 

Diese Formulierung hatte ich eingebracht. Das 

könnte aber gestrichen werden. 

Vorsitzender Michael Müller: Das kann man aus 

meiner Sicht streichen. Aber das war nicht die 

Aufgabe der Arbeitsgruppe. 

Min Stefan Wenzel: Das wollte ich anbieten. Da 

das meine Formulierung war und jetzt die Fuß-

note drin ist, ist eigentlich alles gesagt. 

Vorsitzender Michael Müller: Das finde ich 

auch. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Könnten sich 

diejenigen, die sich für die eckige Klammer aus-

gesprochen haben, dazu äußern? Ja, gut, wenn 

die nach Ihrer Auffassung wegkann, dann kommt 

sie weg. 

(Min Stefan Wenzel nickt) 

Einverstanden? Okay. 

Gibt es weitere Anmerkungen dazu? Michael. 

Vorsitzender Michael Müller: Ich muss noch et-

was zu dem Kapitel 3.7 sagen. Dazu sind nur ein 

paar Stichworte aufgeschrieben worden. Ich bitte 

insbesondere die Vertreter der Fraktionen, dass 

auch sie sich darüber Gedanken machen; denn 

das sind relevante Punkte für die institutionelle 

Absicherung bestimmter ethisch-prinzipieller 

Verantwortungen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Mein Vor-

schlag ist, dass dieses Papier jetzt in erster Le-

sung gelesen ist und dass wir es in das Internet 

zur Kommentierung einstellen, aber dass wir die 

Stichworte aus dem Kapitel 3.7 herausnehmen; 

denn es ist ein bisschen kompliziert, mit Stich-

worten zu arbeiten. Herr Fischer. 

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Ich muss zu dem 

Punkt etwas nachfragen, den wir gerade auf An-

regung von Herrn Wenzel hatten. Ich habe das so 

verstanden, dass der Text auf der Seite 26, Zeilen 

2 bis 4, komplett entfällt. Ist das richtig? 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Nein, die 

eckige Klammer wird aufgehoben. 

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Das passt aber nicht. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich habe doch 

eben fünfmal gefragt. Herr Fischer, ich habe wirk-

lich mehrfach gefragt, weil auch ich im falschen 
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Film war, ob die eckige Klammer aufgehoben 

werden kann. Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Ich habe mich gerade noch 

ausgetauscht, ob wir das jetzt richtig protokolliert 

haben. Ich habe eigentlich gemeint, der Satz ist 

verzichtbar. 

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Ja, so habe ich Sie 

verstanden. Deswegen war ich auch einverstan-

den. 

Vorsitzender Michael Müller: Weil das jetzt in 

der Fußnote ist. 

Min Stefan Wenzel: Genau, weil in der Fußnote 

der Bezug auf das Gesamturteil genannt wird. 

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Dann ist das jetzt 

richtiggestellt, Frau Heinen-Esser. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Dann ent-

schuldige ich mich bei Herrn Fischer für freche 

Bemerkungen meinerseits. 

Können wir dieses Papier jetzt ins Internet ein-

stellen? Ja. Herzlichen Dank dafür. 

Hartmut Gaßner: Sie wollen das jetzt mit dieser 

aus meiner Sicht deutlich missratenen Formulie-

rung in der Nummer 9 einstellen? 

Vorsitzender Michael Müller: Das überarbeiten 

wir doch. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich habe doch 

eben eine Arbeitsgruppe eingesetzt. 

Hartmut Gaßner: Dann ist es in Ordnung. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Diese Arbeits-

gruppe - da bin ich mir wirklich sicher - gibt ei-

nen repräsentativen Schnitt über die Argumente, 

die hier ausgetauscht wurden. Ich glaube, dass 

sie es schaffen wird, eine Formulierung zu fin-

den. Da bin ich voller Zuversicht, wenn ich mir 

die Beteiligten angucke. 

Vorsitzender Michael Müller: Können wir das 

nicht schon in der nächsten Pause versuchen? 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Das können 

Sie gerne in der nächsten Pause machen. Aber 

bei mir gibt es nicht so viele Pausen, Michael. 

Ich rufe die Drucksache 168a in der zweiten Le-

sung auf. Das ist die Vorlage von der Geschäfts-

stelle: Nationale Erfahrungen mit Endlagerprojek-

ten. Sie wollten bei der letzten Lesung, dass dies 

noch nicht in das Internet eingestellt wird. Was 

hat sich jetzt geändert? Herr Voges, bitte. 

Jürgen Voges (Geschäftsstelle): Es gab redaktio-

nelle Hinweise, die eingearbeitet worden sind. 

Wirklich neu sind auf der Seite 5 die beiden Ab-

sätze von der Zeile 3 bis zur Zeile 22. Das war 

auch der Hauptkritikpunkt, von Herrn Kleemann 

vorgetragen. Wir haben das neu aufgenommen. 

Das ist aus einer Ausarbeitung, die er selbst gefer-

tigt hat, um es klar zu sagen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Klee-

mann, einverstanden? 

Dr. Ulrich Kleemann: Ich bin einverstanden. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Gibt es weitere 

Anmerkungen zu diesem Text? Herr Thomauske. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Ich habe eine An-

merkung zu der Seite 8, Zeilen 22 bis 24. Dort 

steht: 

Für die Einlagerungen von radioaktiven Abfall-

stoffen im ERAM nach der Wiedervereinigung 

flossen dem Bundesamt für Strahlenschutz 151 

Millionen Euro an Gebühren zu. Dem stehen ge-

schätzte Gesamtaufwendungen des Bundes von 

mehr als 2,4 Milliarden Euro gegenüber … 
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Die 2,4 Milliarden Euro beziehen sich nicht auf 

den zusätzlich in dieser Zeit eingelagerten Abfall, 

sondern das sind die Gesamtaufwendungen. Des-

wegen stehen die dem nicht gegenüber. 

(Edeltraud Glänzer: Stimmt!) 

Deshalb würde ich an dieser Stelle eine Umfor-

mulierung empfehlen und schreiben: „Die Ge-

samtaufwendungen für die Stilllegung betra-

gen …“. 

Jürgen Voges (Geschäftsstelle): Man kann das ne-

beneinanderstellen, ohne die Worte „stehen ge-

genüber“. Man kann das im Indikativ schreiben: 

„Der Bund nahm … musste aufwenden usw.“. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Voges 

macht eine Formulierung. Herr Thomauske. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Dann zu den Zeilen 

2 und 3 auf der Seite 10. Das bezieht sich auf 

Schacht Konrad. Dort heißt es: 

Erst zehn Jahre später, nach weiteren Weisungen 

des Bundes erteilte das weiterhin von der SPD 

geführte niedersächsische Umweltministerium 

den Planfeststellungsbeschluss für das Endlager 

Schacht Konrad. 

Ich weiß jetzt nicht, warum da auf die SPD abge-

hoben wird. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Das würde ich 

auch gerne wissen. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Ich würde empfeh-

len, bei den Weisungen eine Ergänzung vorzu-

nehmen und zu schreiben: „eine Weisung der 

rot-grünen Bundesregierung“. 

(Heiterkeit) 

Dr. Ulrich Kleemann: Auf der Grundlage einer 

Vereinbarung mit den Energieversorgungsunter-

nehmen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Genau. 

Vorsitzender Michael Müller: Einer konsensua-

len Vereinbarung. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir nehmen 

Thomauske/Kleemann und lassen „SPD-geführt“. 

Jürgen Voges (Geschäftsstelle): Ich kann das 

gerne einfügen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Danke, Herr 

Thomauske, für diesen Hinweis. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Noch ein Hinweis 

auf einen kleinen Tippfehler in der sechsten 

Zeile. Es gibt nicht das „Bundeverwaltungsge-

richt“, sondern das „Bundesverwaltungsgericht“. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Kanitz. 

Abg. Steffen Kanitz: Auf der Seite 1, Zeile 7, geht 

es um die Rückholung der Abfälle aus der Asse. 

Insofern würde ich auch von Rückholung und 

nicht Entfernung sprechen. Der Satz würde dann 

lauten: 

Mit der Schachtanlage Asse II, aus der die einge-

lagerten radioaktiven Abfallstoffe wieder rückge-

holt werden sollen, … 

Zu der Seite 1, Zeile 9: Ich würde durchgängig 

den Terminus „schwach und mittelradioaktiven 

Abfälle“ benutzen und nicht den Begriff 

„schwach Wärme entwickelnde Abfallstoffe“. 

In der Zeile 30 hat sich wieder das „Atommüllla-

ger“ eingeschlichen. Da würde ich entweder den 

Begriff „Endlager für radioaktive Abfallstoffe“    

oder den Begriff „Versuchsendlager“ wählen. 

Auf der Seite 2, Zeile 22, heißt es: „Auf eine 

Rückholbarkeit wurde dabei verzichtet.“ Das ist 

richtig. Mit dem Verweis auf die Fußnote 16 - 

„Auf eine Rückholbarkeit dieser Abfälle ist also 

von vornherein bewusst verzichtet worden“ - 



 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 
 
Protokoll der 25. Sitzung Seite 24 von 71 
am 5. April 2016 

wird aber suggeriert, dass es international andere 

Praxis gewesen wäre. Ich will dieses Fass an die-

ser Stelle nicht wieder aufmachen, sondern nur 

sagen: Es entsprach damals nicht dem Stand von 

Wissenschaft und Technik, eine Rückholung zu 

machen. In Verbindung mit der Fußnote wird 

suggeriert, das wäre eine bewusste Entscheidung 

gewesen, die völlig außerordentlich gewesen 

wäre. Aber das war sie nicht. 

Jürgen Voges (Geschäftsstelle): Ich darf darauf 

hinweisen: Der Verzicht wird an dieser Stelle be-

tont, um zu sagen, es war ein reguläres Endlager 

und keine Versuchseinrichtung, aus der man die 

Abfälle wieder hätte zurückholen wollen. Es geht 

nicht um den Stand von Wissenschaft und Tech-

nik. 

Abg. Steffen Kanitz: Okay. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir springen 

jetzt im Text durcheinander. Ich bin von meinem 

klugen Konzept abgewichen, die Unterkapitel 

aufzurufen. Wir springen jetzt in dem Gesamttext 

hin und her. Ich sage Ihnen: Beim nächsten Pa-

pier machen wir es wieder anders. Deshalb muss 

man jetzt immer nachverfolgen, was der Einzelne 

sagt. 

Hartmut Gaßner: Was wird jetzt aus dem „Atom-

mülllager“ auf der Seite 1, Zeile 30? 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Kanitz. 

Abg. Steffen Kanitz: „Versuchsendlager“ war 

mein Vorschlag. 

Hartmut Gaßner: Das ist nicht akzeptabel. 

Abg. Steffen Kanitz: Oder was habe ich noch ge-

sagt? „Endlager für radioaktive Abfälle“. 

Hartmut Gaßner: Es gibt eine große Auseinander-

setzung im Zuge der Lex Asse, wie man das be-

zeichnet. Man hat sich, um diese Frage nicht dis-

kutieren zu müssen - ich bringe jetzt das Vermit-

telnde -, auf „Schachtanlage“ verständigt. Ich bin 

juristisch der Auffassung, dass das ein Endlager 

ist. Ich würde jetzt Herrn Kanitz in einer falschen 

Weise Recht geben, weil ich dann meine Position 

hier verankert sehen würde an einer x-beliebigen 

Stelle. Man hat sich im Zuge der Diskussion Lex 

Asse darauf verständigt: Wir diskutieren das 

nicht aus. Wir nennen es neutral „Schachtan-

lage“. Dann sollten wir auch hier nicht weiterge-

hen, als wir in der damaligen Debatte waren. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Einverstanden. 

Herr Kanitz, das sollten wir so machen, oder? 

(Min Stefan Wenzel: Ich hatte mich noch zu Wort 

gemeldet!) 

Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Die Geschichte enthält ja 

eine ganze Reihe von Begriffen: Versuchsendla-

ger, Endlager, Forschungsbergwerk. Dann gab es 

auch einmal „Prototyp für Gorleben“ usw. Das al-

les findet sich in den Akten. Deswegen wäre die 

Frage, ob man nicht einfach schreibt, um die Ge-

samtauflistung nicht machen zu müssen: „… für 

die Nutzung der Asse zur Lagerung radioaktiver 

Stoffe …“. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Stefan Wenzel, das Wort 

„Schachtanlage“ kommt in diesem Text schon 

viermal vor. Das wäre jetzt kein neuer Begriff. 

Min Stefan Wenzel: „… die Nutzung der 

Schachtanlage Asse als Lager für radioaktive 

Stoffe …“. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Klee-

mann. 

Dr. Ulrich Kleemann: Hier wird ja auf die Bun-

desanstalt für Bodenforschung in den Jahren 
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1963 bis 1986 Bezug genommen. In den Fußno-

ten steht: 

Bundesanstalt für Bodenforschung (1963). Geolo-

gisches Gutachten über die Verwendbarkeit der 

Grubenräume des Steinsalzbergwerks Asse II für 

die Endlagerung radioaktiver Abfälle. 

Der Bezug zur Bundesanstalt für Bodenforschung 

richtet sich ganz klar Richtung Endlagerung. Des-

halb würde ich dafür plädieren, auch hier vom 

Endlager zu reden. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wer kann mit 

dem Begriff „Endlager“ nicht leben? Herr Thom-

auske. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Ganz einfach des-

wegen, weil es eine Unterscheidung gab, wenn 

Sie zum Beispiel die hoch radioaktiven Quellen 

nehmen. Dort war von vornherein die Rückhol-

barkeit vorgesehen. Da war es kein Endlager. Es 

war immer sowohl, als auch. Dass hier zu Ver-

suchszwecken nicht rückholbar eingelagert 

wurde - die Fakten sind ja bekannt. Da brauchen 

wir nicht drum herum zu reden. Es war aber 

nicht als Endlager geplant. Dass es eine Entsor-

gungsfunktion übernommen hat, insbesondere 

gegen Ende, ist auch klar. Insofern würde ich den 

neutraleren Begriff bevorzugen, der von Herrn 

Gaßner gewählt wurde. Er beruht auf einer aus-

führlichen Diskussion. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Jetzt haben wir 

eine Diskussion: Herr Wenzel, Frau Kotting-Uhl, 

Herr Kleemann. 

Min Stefan Wenzel: Meines Erachtens ist der 

Hinweis von Herrn Kleemann auf das Zitat rich-

tig; denn die Bundesanstalt für Bodenforschung 

hat sich für ein Endlager eingesetzt. Das sagt der 

Satz in der Zeile 29. 

Wenn man jetzt dem gerecht werden wollte, was 

Herr Thomauske angemerkt hat, dann müsste 

man dahinter noch einen Satz setzen und schrei-

ben: „Faktisch wurde die Schachtanlage Asse für 

…“. Dann kämen die unterschiedlichen Begriffe, 

die ich eben genannt habe. So könnte man es ma-

chen. Aber ich weiß nicht, ob man das an dieser 

Stelle in dieser Tiefe erwähnen muss. Aber der 

erste Satz ist richtig; denn die Bundesanstalt für 

Bodenforschung hat sich für ein Endlager ausge-

sprochen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Frau Kotting-

Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Das ist nicht der einzige 

Hinweis. Ich habe mir einmal den Spaß gemacht, 

für die 70er-Jahre abzufragen, in welchen Geneh-

migungen für Atomkraftwerke die Asse als Ent-

sorgungsnachweis vorkommt. Sie kommt relativ 

viel vor. Es gab einen ganzen Stapel aus dem 

BMUB als Antwort. Da war immer vom „Endla-

ger Asse“ die Rede. Das wird in sehr vielen Un-

terlagen als Endlager geführt. Davor sollten wir 

hier nicht zurückscheuen. 

(Hartmut Gaßner: Darf ich noch einen Hinweis 

geben?) 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Gerne, Herr 

Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Wir haben auf der Seite 2 das 

Wort „Schachtanlage“ dreimal verwendet. Wir 

haben auf der Seite 3 das Wort „Endlager“ zwei-

mal und das Wort „Schachtanlage“ zweimal ver-

wendet. Wir haben auf der Seite 4 das Wort 

„Schachtanlage“ dreimal. Ich habe mir nur diese 

drei Seiten angeguckt. Die Seiten 5 und 6 habe 

ich noch nicht durchgezählt. Das heißt, wir ha-

ben das Wort „Schachtanlage“ achtmal und das 

Wort „Endlager“ zweimal verwendet. Ich fände 

es ein bisschen müßig, das an einer Stelle ausdis-

kutieren zu wollen. Wenn das die zentrale Frage 

ist, dann müssten wir alles durchgehen. 
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Min Stefan Wenzel: Es ist unstrittig. Man kann 

doch statt „Asse“ „Schachtanlage Asse“ schrei-

ben. Das ist Problem ist, ob wir es als Atommüll-

lager, als Endlager, als Forschungsbergwerk oder 

als Versuchsbergwerk bezeichnen. Ich habe ver-

sucht, einen neutralen Begriff zu formulieren. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ihr Begriff war 

„Schachtanlage“, oder? 

Min Stefan Wenzel: Nein, ich habe gesagt: „… 

Nutzung der Schachtanlage als Lager für radioak-

tive Abfälle …“. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich finde, die 

Wenzel’sche Formulierung ist ganz hervorragend. 

Würden Sie diese Auffassung teilen? 

(Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Wenn es dem Frieden 

dient! Jürgen Voges [Geschäftsstelle]: Das ist 

sachlich falsch, was vorgeschlagen worden ist!) 

Wieso ist das sachlich falsch? 

Jürgen Voges (Geschäftsstelle): Es geht um das 

erste Gutachten der Bundesanstalt für Bodenfor-

schung aus dem Jahr 1963. Dieses Gutachten 

setzt sich dafür ein, die Schachtanlage Asse als 

atomares Endlager zu nutzen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Das hat er aber 

doch gesagt. 

Jürgen Voges (Geschäftsstelle): Als Endlager. Das 

steht schon in dem Titel. Dann kann man doch 

auch „Endlager“ schreiben, wenn in der Fußnote     

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Nein, Herr Vo-

ges, wir machen jetzt die Diskussion nicht wieder 

auf. Wir haben eben einen Konsens über alles ge-

funden. Wir bleiben dabei. Herr Wenzel hat ei-

nen Vorschlag gemacht. Damit können jetzt alle 

leben. Ich möchte dieses Fass ungern wieder auf-

machen. Wir haben in der Fußnote das Zitat: 

Schachtanlage als Lager für radioaktive Abfälle. 

Das ist doch in Ordnung. 

(Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Nein, das ist nicht in 

Ordnung! Aber um des lieben Friedens willen 

lassen wir es jetzt so!) 

Herr Brunsmeier. 

Klaus Brunsmeier: Ich habe zu dieser Formulie-

rung keinen Vorschlag mehr, sondern ich würde 

den Blick gerne auf die in der Öffentlichkeit ge-

führte Diskussion lenken. Ich habe keine be-

stimmte Zeile, in die ich das zuordnen kann. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Das ist aber 

schwierig. 

Klaus Brunsmeier: Ich habe noch ein grundsätz-

liches Problem, weil in der Beschreibung die mit 

der Öffentlichkeit geführten Diskussion erst im 

Jahr 2007 beginnt. Das heißt, die Punkte, die vor-

her gelaufen sind - was 1964 von den Bergleuten 

gekommen ist, was in den 70er-Jahren von den 

Bürgern eingeklagt worden ist, als die Brennele-

mentekugeln aus Jülich kamen, als die Studien 

bezüglich der Wasseraustritte vorgelegt worden 

sind und auch was die öffentliche Auseinander-

setzung über die Einlagerung von hoch radioakti-

ven Kokillen 1990 und 2005 sowie die Flutung 

der Anlage betrifft -, tauchen alle nicht auf. Die 

Leute vor Ort haben darum gebeten, dass dafür 

noch Raum geschaffen wird, um das aufzuneh-

men. Ich rege an dieser Stelle an, dass dafür ein 

Textvorschlag gemacht werden kann. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Bruns-

meier, dann übernehmen Sie das doch einmal, 

und liefern Sie einen Textvorschlag für Herrn Vo-

ges, den wir uns dann in Ruhe anschauen kön-

nen. Einverstanden? 

Klaus Brunsmeier: Ja, gerne. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Gibt es weitere 

Wortmeldungen? Frau Kotting-Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich hatte Herrn Hart ge-

rade schon gefragt, ob die Jahreszahlen auf der 
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Seite 4 in den Zeilen 16 bis 27 wirklich stimmen; 

denn zumindest nach meiner Erinnerung an die 

Debatten im Bundestag im Jahr 2007 deckt sich 

das nicht. Es gibt ja immer Bewegungen zwi-

schen Ministerien, die man im Bundestag nicht 

richtig mitbekommt. Hier steht konkret: 

Im November 2007 sagten die zuständigen Mini-

sterien des Bundes und des Landes Niedersach-

sen eine Prüfung verschiedener Optionen bis hin 

zur Rückholung der Abfälle zu … 

Ich erinnere mich an Debatten im Bundestag 

2007, in denen die Option „Rückholung der Ab-

fälle“ vom damaligen Bundesumweltminister 

entschieden und empört zurückgewiesen wurde. 

Deswegen habe ich die Frage, ob das wirklich so 

ist. Wie gesagt: Es gibt die Methode, dass die Mi-

nisterien etwas tun und im Bundestag etwas an-

deres erzählen. Ich hätte gerne eine Vergewisse-

rung darüber. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Hart, das 

sollten Sie jetzt nicht bestätigen, aber vielleicht 

die Zahlen. 

MinDirig Peter Hart (BMUB): Frau Kotting-Uhl, 

leider waren wir nicht schnell genug. Wir recher-

chieren das noch. Wir haben jedenfalls schon 

eine Sekundärquelle gefunden, wonach wir im 

November 2007 eine entsprechende Ankündi-

gung in diese Richtung gemacht hätten, nämlich 

dass es eine Presseerklärung geben soll. Die Zah-

len kann ich Ihnen erst im Laufe der Sitzung 

nachliefern. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay, Sie lie-

fern das nach. Herzlichen Dank, Herr Hart. 

Gibt es weitere Anmerkungen? Alle zufrieden? 

Können wir dieses Kapitel nach der zweiten Le-

sung ins Internet einstellen, wenn die Änderun-

gen gekommen sind? Wir brauchen von Herrn 

Brunsmeier noch etwas, das sich Herr Voges an-

guckt. Das setzen wir aber erst einmal in eckige 

Klammern; denn die Kommission muss dann 

noch darüber befinden. Herr Hart wird die Jah-

reszahlen sehr zügig prüfen. Herr Gaßner noch 

einmal. 

Hartmut Gaßner: Ich würde Herrn Voges mit 

dem Einverständnis der Vorsitzenden bitten, ob 

man diesen Teil nicht auch den Bürgerinitiativen 

zur Verfügung stellt, dass sie gesondert ange-

schrieben werden, weil ja nicht zuletzt auch zu 

der Asse-Begleitgruppe ein Termin stattfindet. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ja, am   

27. April. 

Hartmut Gaßner: Das gibt die Möglichkeit einer 

Wertschätzung. 

(Michael Sailer: Das hat Herr Brunsmeier ja ge-

rade gesagt!) 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Bruns-

meier hat den Auftrag von den Bürgerinitiativen - 

das habe ich doch richtig verstanden? -, dieses 

Thema einzubringen. Jetzt haben wir Herrn 

Brunsmeier den Auftrag gegeben, das zu formu-

lieren und an Herrn Voges zu geben. Das wird in 

eckigen Klammern eingesetzt. Jetzt sagt Herr Vo-

ges noch etwas dazu. 

Jürgen Voges (Geschäftsstelle): Ich habe das früh-

zeitig an Herrn Fuder und meines Erachtens sei-

nerzeit auch an die Begleitgruppe geschickt, aber 

keine Rückmeldung direkt erhalten. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir machen es 

wie folgt: Wir können dieses Papier in zweiter 

Lesung verabschieden und stellen es ins Internet 

ein. Parallel dazu machen wir die Initiativen da-

rauf aufmerksam, dass wir etwas dazu geschrie-

ben haben, das in zweiter Lesung durch die Kom-

mission gegangen ist, und dass wir sie herzlich 

bitten und auffordern, sich mit diesem Text zu 

befassen. Die Asse-Begleitgruppe bitten wir, das 

bis zu unserem Gespräch am 27. April zu ma-

chen. Wären Sie mit diesem Verfahren einver-

standen? Ich danke Ihnen ganz herzlich. 
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Ich stimme jetzt formal darüber ab. Wer dafür ist, 

dass dieses Papier in zweiter Lesung behandelt 

worden ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

Das ist einstimmig. 

Ich komme jetzt zu der Drucksache 160a: Entsor-

gungsoptionen und ihre Bewertung. Herr Sailer, 

wir hatten Sie lange nicht mehr richtig am Mikro. 

Sie führen zunächst ein. Anschließend rufe ich 

Kapitel für Kapitel auf. Wir befinden uns in der 

zweiten Lesung. 

Michael Sailer: Wir haben das schon in erster Le-

sung diskutiert. Deswegen sind wir ja auch in der 

zweiten Lesung. Es liegt das gesamte Kapitel 5 

vor, mit Ausnahme von fünf Texten, die wir in-

zwischen aber auch besprochen haben. Das Kapi-

tel 5.4, die alten B-Varianten, haben wir zum Teil 

gestern und zum Teil das letzte Mal besprochen. 

Die notwendige Zwischenlagerung vor der Endla-

gerung haben wir schon als extra Papier weiter-

transportiert. Alles andere, was jetzt als Text 

steht, ist der große Rest des Kapitels 5, das wir 

damit abgeschlossen hätten. 

Wir haben das letzte Mal an ein paar kleinen 

Stellen Korrekturen gehabt. Wir haben das letzte 

Mal sehr pauschal die Aussage gehabt - ich 

glaube, von Niedersachsen -, dieses und jenes 

Unterkapitel müsse in eckige Klammern, ohne 

eine genaue Aussage dazu. Das haben wir jetzt 

weggelassen, aber dafür etwas in das Vorwort ge-

schrieben. 

Herr Grunwald und ich haben in puncto Fertig-

stellung Folgendes gemacht: Wir haben im Kapi-

tel 5.1 nichts geändert. Im Kapitel 5.2 haben wir 

alles angenommen. Im Kapitel 5.3 - das sind die 

C-Optionen - haben wir die Schlussfolgerungen 

ausformulieren lassen. Wenn Sie sich erinnern: 

Die Fazite standen nur als Stichworte da. Das Ka-

pitel 5.4 ist nur der Platzhalter für die Papiere, 

die wir ohnehin schon besprochen haben. Im Ka-

pitel 5.5 sind die entsprechenden Sachen weitge-

hend geblieben. 

Im Kapitel 5.6 habe ich die Tabelle auf der Seite 

19 unten mit ein bisschen Text gestrichen. Dazu 

gab es die übereinstimmende Aussage, dass man 

das als Tabelle mit ein bisschen Text nicht so 

machen kann. Insofern ist jetzt versucht worden, 

das Kapitel 5.6 auf den Seiten 18 und 19 in Prosa 

zu formulieren anstatt mit einer Tabelle; das ist 

jetzt neu. 

Die Punkte auf der Seite 20 sind nur der organi-

satorische Hinweis, der schon in dem neuen In-

haltsverzeichnis angegangen worden ist, nämlich 

dass die notwendige Zwischenlagerung nicht 

mehr zum Zeitablauf gehört, sondern dann extra 

als Kapitel 5.7 kommt. Das müssen wir jetzt nicht 

beschließen. 

Mein Vorschlag ist, das Papier noch einmal 

durchzugehen, weil nicht ersichtlich war, wie 

man auf die eckigen Klammern reagieren sollte. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich kann mich 

erinnern, weil ich damals die Sitzungsleitung ge-

habt habe. Damals ist das Ganze sehr auf Zuruf 

passiert, weil sich Niedersachsen unsicher war 

bzw. noch nachlesen und es nicht freigeben 

wollte. Haben Sie Niedersachsen in diese Frage 

eingebunden? Sie haben uns das, um die AG-1-

Formulierung zu nehmen, als Vorsitzendenpa-

pier vorgelegt? 

Michael Sailer: Genau. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Wenzel, 

hatten Sie ausreichend Zeit? 

Min Stefan Wenzel: Ich bin noch nicht ganz 

sprechfähig. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Wenzel 

ist noch nicht sprechfähig. Da wir trotzdem wei-

termachen müssen, schlage ich Folgendes vor: 

Wir stellen dieses Papier erst einmal zurück, stei-

gen in den Gesamtberichtsentwurf ein und rufen 

es in etwa einer Stunde wieder auf. Dann haben 
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Herr Wenzel und seine Mitarbeiter die Möglich-

keit, sich damit vertraut zu machen. Wir behan-

deln dieses Papier in der heutigen Kommissions-

sitzung und können es diskutieren. Wäre das so 

in Ordnung? Okay. Wir stellen dieses Papier bis 

etwa 12 Uhr zurück. Ich bitte die Geschäftsstelle, 

das im Auge zu behalten. 

Ich rege an, dass wir jetzt die Drucksache 202, 

den Gesamtberichtsentwurf, zur Hand nehmen. 

Die Geschäftsstelle hat gekennzeichnet, in wel-

chem Zustand sich die einzelnen Kapitel befin-

den. Ich rufe jetzt die Kapitel der Reihe nach auf 

und bitte, wie gehabt, um Ihre Anmerkungen. 

In der dritten Lesung wird ein Meinungsbild er-

stellt. Anschließend erfolgt eine Entscheidung 

der Stimmberechtigten. 

Ich rufe das Vorwort, die Präambel auf. Hier sind 

wir in der dritten Lesung. Gibt es dazu Anmer-

kungen von Ihrer Seite? Ich sehe, das ist nicht 

der Fall. 

Ich werde jetzt ein Gesamtmeinungsbild über die 

Präambel einholen. Das sind die Seiten 10, 11 

und 12, um es deutlich zu sagen. Auf der politi-

schen Seite sind jetzt sowieso nur Herr Träger 

und Herr Wenzel. Aber stimmen Sie trotzdem ru-

hig mit. 

Gesamtmeinungsbild: Wer ist für die Annahme 

die Präambel in der dritten Lesung? Wer ist gegen 

die Präambel? Wer enthält sich? Die Präambel ist 

im Meinungsbild einstimmig angenommen wor-

den. 

Ich gucke jetzt zu den Stimmberechtigten. Wer 

von Ihnen für die Präambel ist, den bitte ich um 

das Handzeichen. Wer ist gegen die Präambel? 

Das kann rechnerisch gar nicht mehr sein. Ent-

haltungen? Die Präambel ist damit einstimmig in 

dritter Lesung angenommen worden, unabhängig 

davon, ob in der Öffentlichkeitsbeteiligung noch 

etwas dazu kommt. Dann machen wir das ohne-

hin wieder auf. Ich danke Ihnen. 

Ich rufe auf: 1. Zehn Grundsätze. Wir haben in 

der dritten Lesung noch eine ganze Reihe von 

eckigen Klammern. 

(Zuruf von Hartmut Gaßner) 

Wir sind jetzt im Teil A. 

Vorsitzender Michael Müller: Das ist ja im Zu-

sammenhang. 

(Zuruf von Edeltraud Glänzer) 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir stellen die 

zehn Grundsätze zurück. Wir müssen sie erst ein-

mal mit dem übereinanderbekommen, was wir 

vorhin im Teil B besprochen haben. Ich danke 

Ihnen herzlich für diesen Hinweis. 

Ich rufe die Seite 15 auf. Herr Sailer. 

Michael Sailer: Ich habe mit dem Kasten bezüg-

lich der Definition des Standortes mit bestmögli-

cher Sicherheit ein Problem, das mehrschichtig 

ist. Der erste Punkt ist: Es sind zwei verschiedene 

Texte für die bestmögliche Sicherheit im Umlauf. 

Mich würde interessieren, welcher Text jetzt gilt. 

Der zweite Punkt ist: Wir haben diesen Kasten 

nach vorne gezogen. Er war ursprünglich in dem 

jetzigen Kapitel 6, das die AG 3 behandelt. Wir 

haben im Inhaltsverzeichnis den Punkt 6.2, best-

mögliche Sicherheit. Dort kann ja nichts anderes 

stehen als das, was schon in dem Kasten steht, 

höchstens ausführlicher. Wir haben in der AG 3 

noch nicht daran gearbeitet, um es klar zu sagen. 

Mich würde interessieren, wie wir mit diesem 

Punkt weiter umgehen. 

Die erste Ebene: Welcher Text des Kastens 

stimmt jetzt, der oder der andere? Zurzeit sind 

zwei Texte im Umlauf, und beide sind beschlos-

sen. Das ist ein bisschen ein Widerspruch. 

Die zweite Ebene: Reicht die bestmögliche Si-

cherheit an dieser Stelle, oder brauchen wir ein 
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Kapitel 6.2, um das sich dann die AG 3 kümmern 

müsste, in dem wir noch genauer beschreiben     

oder hinterlegen, was in diesem Kasten steht? 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Michael. 

Vorsitzender Michael Müller: Es ist klar, dass 

das übereinkommen muss. Wir haben in der vor-

letzten Sitzung beschlossen, dass der Kasten 

vorne aufgenommen wird. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ja, daran kann 

ich mich auch erinnern. 

(Michael Sailer: Ich habe nichts dagegen!) 

Vorsitzender Michael Müller: Ich sage es nur. 

Aber das muss natürlich zusammenpassen; das 

ist klar. Wir machen diesen Kasten hier vorne aus 

dem Grund, um dies direkt am Anfang besonders 

prominent darzustellen. Das muss natürlich mit 

dem übereinstimmen, was hinten steht. Insofern 

können wir diesen Kasten heute nicht beschlie-

ßen, sondern wir müssen zu einer Abstimmung 

kommen, obwohl wir ihn hier schon einmal be-

schlossen haben. 

Michael Sailer: Nein, wir haben zwei verschie-

dene Texte beschlossen. 

Vorsitzender Michael Müller: Ja, das habe ich 

doch gerade gesagt. Michael, du musst auch zu-

hören! Ich habe gesagt: Es gibt zwei Positionen, 

einmal die von der AG 3. 

Michael Sailer: Nein. 

Vorsitzender Michael Müller: Entschuldigung, es 

gibt Anmerkungen von der AG 2. Aber wir haben 

das in der ersten Lesung schon beschlossen. Ich 

bin der Meinung, das muss zusammengeführt 

werden. Das muss ein Text sein, der von allen ge-

tragen wird. Deshalb müssen wir jetzt ein Verfah-

ren finden, wie wir das erreichen. 

Michael Sailer: Einverstanden. 

Vorsitzender Michael Müller: Das heißt, der Kas-

ten bleibt in dieser Form hier stehen. Aber inhalt-

lich muss noch bestimmt werden, welcher Text 

es endgültig wird. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Folgender Vor-

schlag zur Güte: Die Geschäftsstelle sucht beide 

Texte heraus, nach Möglichkeit jetzt noch, wenn 

das geht, und vervielfältigt sie. Wenn wir gleich 

noch Zeit haben, beschäftigen wir uns damit. Wir 

stellen die Verabschiedung dieses Kastens hin-

tenan, damit das übereinandergebracht werden 

kann. Einverstanden? Danke für diesen Hinweis. 

Herr Brunsmeier hatte sich gemeldet, dann Herr 

Jäger, wenn ich es richtig sehe. 

Klaus Brunsmeier: Das schließt daran an. Ich bin 

sehr dafür, das genau so zu machen. Entschei-

dend ist aber, dass dies nicht nur im Kapitel 6.3 

auftaucht. Das ist ja auch ein Beitrag der AG 2. 

Insofern möchte ich dies nur sehr ungern in das 

Kapitel 6.3 verfrachten, sondern dies muss vorne 

grundsätzlich erscheinen und sich hinten in den 

einzelnen Abschnitten wiederfinden. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Michael Mül-

ler hat völlig recht: Wir haben beschlossen, dass 

der Kasten nach vorne kommt; denn der Begriff 

taucht im gesamten Bericht immer wieder auf. 

Wir wollten am Anfang klarstellen, dass es eine 

deutliche Definition gibt. Deshalb wird dies auch 

vorne bleiben. Wir gucken uns die Texte im spä-

teren Verfahren an und stellen den Kasten jetzt 

zurück. 

Vorsitzender Michael Müller: Wir müssen ein 

Verfahren finden, wer das macht. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Erst einmal 

sucht die Geschäftsstelle beide Texte heraus. Sie 

werden kopiert und allen vorgelegt. Dann gucken 

wir uns die Texte an, die ja beide nicht lang sind. 

Wir werden dann das weitere Verfahren hierüber 

entscheiden. Der Kasten bleibt auf jeden Fall 
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vorne, aber wie, das entscheiden wir gleich. Herr 

Sailer. 

Michael Sailer: Ich hatte auf der zweiten Ebene 

noch eine Frage. Wir müssten an dieser Stelle be-

schließen, ob und, wenn ja, wo wir das im aus-

führlichen Teil noch ausführlich behandeln; 

denn da gibt es einen AG-2- und einen AG-3-

Platz. Diese Aktion brauchen wir, sonst habe ich 

keine Gebrauchsanleitung, was ich machen muss. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Klar. Herr Jä-

ger ist dran.  

Prof. Dr. Gerd Jäger: Der zweite Punkt von Herrn 

Sailer war in der Tat, dass dieses Kapitel noch 

geschrieben werden muss. Dann sollten wir - Ih-

rem Vorschlag folgend, wenn wir die Texte vor 

uns haben - dieses Verfahren verabreden, damit 

man weiß, in welcher Reihenfolge vorgegangen 

wird. 

Mein Verständnis war: Wir haben den Text zur 

Verwendung im Bericht verabschiedet. Die in-

haltliche Vorgehensweise müssen wir noch klä-

ren. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir rufen das 

gleich noch einmal auf. Herr Fischer. 

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Ich denke, die Logik 

müsste eigentlich sein, dass man erst einmal die 

Vorarbeit geleistet hat, den ausführlichen Text zu 

beschreiben, bevor man zu einem eingedampften, 

konzentrierten Text kommt. Wir versuchen es ge-

rade umgekehrt zu machen. Das macht die Sache 

nicht gerade einfacher. Ich würde vorschlagen, 

dass es eine Vereinbarung gibt, wer sich intensiv 

darum kümmert, und dass wir, daraus abgeleitet, 

die eingedampfte oder konzentrierte Version ge-

nerieren, die dann in den Kasten kommt. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Kanitz. 

Abg. Steffen Kanitz: Das ist die Drucksache 189 

von der AG 2. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Sehr gut. Ich 

bin von Beruf Journalistin. Ich kann auch mit ei-

ner gekürzten Version umgehen. Aber wenn Sie 

das wollen, dann machen wir das so. Herr Klee-

mann, noch ein Kompromissvorschlag? 

Dr. Ulrich Kleemann: Auch ich wollte das be-

kräftigen. Wir haben bereits häufiger über diesen 

Punkt diskutiert und auch schon ein Meinungs-

bild über die Definition der bestmöglichen Si-

cherheit erstellt. Wir sollten jetzt nicht wieder 

anfangen, den Versuch zu unternehmen, erst eine 

Langfassung zu erstellen, um es dann zu konzent-

rieren. Wir haben jetzt zwei Textentwürfe. Man 

sollte sie gegenüberstellen und dann darüber ent-

scheiden. Ich sehe mich dazu auch in der Lage. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich mache den 

folgenden Vorschlag: Wenn gleich ersichtlich ist, 

dass wir nicht darüber entscheiden können oder 

sich der eine oder andere überfordert fühlt, dann 

können wir noch immer auf Ihren Vorschlag, 

Herr Fischer, zurückgreifen. Lassen Sie uns jetzt 

erst einmal die beiden Texte angucken. Dann ent-

scheiden wir das weitere Verfahren, ob wir es 

entscheiden können oder nicht. Diesen Versuch 

sollten wir auf jeden Fall machen. Wir alle sind 

ja nicht erst seit heute im Geschäft. 

Herr Kudla hat noch etwas dazu. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Wir hatten uns bei 

der, ich glaube, vorletzten Kommissionssitzung 

in der Mittagspause auf einen Vorschlag geeinigt. 

Frau Kotting-Uhl und einige andere waren dabei. 

Dann haben wir diesen Vorschlag abgestimmt. 

Daraufhin habe ich diesen als gesetzt angesehen. 

Danach ist von irgendjemandem - ich weiß nicht 

mehr, von wem - wieder ein neuer Vorschlag in 

Umlauf gebracht worden, der hier aber nicht ab-

gestimmt worden ist. Für mich zählt der Vor-

schlag, auf den wir uns vor etwa zwei oder drei 

Kommissionssitzungen in der Mittagspause geei-

nigt haben. 
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Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Nichtsdestot-

rotz möchte ich, dass Sie alle sich mit den Texten 

wohlfühlen. Wir gucken uns gleich beide Texte 

noch einmal an. Wir nehmen das gerne entgegen. 

Jeder überlegt dann für sich, wenn er solche Ein-

wendungen macht, ob es schon einmal hier drin 

gewesen ist. 

Ich rufe jetzt auf: 2. Konsens: Ausstieg aus der 

Kernenergie und Energiewende. Haben Sie dazu 

Anmerkungen? Wenn es keine Anmerkungen gibt 

- ich gehe davon aus, Sie fangen nicht erst jetzt 

an, zu lesen -, dann lasse ich darüber abstimmen. 

Gesamtmeinungsbild: Wer ist gegen dieses Kapi-

tel? Wer enthält sich? Dann gehe ich davon aus, 

dass das Meinungsbild einstimmig ist. 

Ich gucke die stimmberechtigten Mitglieder an. 

Same Procedure: Wer ist dagegen? Wer enthält 

sich? Es sind alle dafür. Damit ist der Punkt 2 - 

Konsens: Ausstieg aus der Kernenergie und Ener-

giewende - einstimmig entschieden worden. Ich 

danke Ihnen dafür. 

Ich rufe auf: 3. Eine Kultur im Umgang mit Kon-

flikten. Hier befinden wir uns in der zweiten Le-

sung. Darin sind keine eckigen Klammern oder 

Ähnliches. Gibt es Anmerkungen von Ihnen? 

Dann gehe ich davon aus, dass wir es in die dritte 

Lesung überführen können. Wer ist dagegen? Wer 

enthält sich? Herzlichen Dank. 

Ich rufe auf: 1.4 Arbeitsweise der Kommission. 

Da sind wir in der dritten Lesung und haben 

eckige Klammern. Wir müssen einmal schauen, 

ob die überhaupt auflösbar sind. Ich rufe die bei-

den eckigen Klammern auf der Seite 18 in den 

Zeilen 35 und 36 auf: 

Die Kommission sollte zugleich wissenschaftli-

chen Sachverstand bündeln, gesellschaftliche 

Gruppen repräsentieren und Empfehlungen für 

[die] Gesetzgebung [und Exekutive] erarbeiten. 

Wer hat denn da die eckigen Klammern hineinge-

setzt? Wer hat jetzt das Wort? 

(Heiterkeit) 

Wer war das? Niemand. Wir nehmen sie heraus. 

Der Satz lautet dann: 

Die Kommission sollte zugleich wissenschaftli-

chen Sachverstand bündeln, gesellschaftliche 

Gruppen repräsentieren und Empfehlungen für 

die Gesetzgebung erarbeiten. 

Ich frage das jetzt ab: Sind Sie damit einverstan-

den? Ist jemand dagegen? Gibt es Enthaltungen? 

Nein. Die eckigen Klammern kommen also weg. 

Auf der Seite 19 ist die eckige Klammer deswe-

gen, weil wir noch nicht wissen, wie der Gesamt-

bericht abgestimmt wird. Deshalb bleibt diese 

eckige Klammer. Das ist zwar ein bisschen ko-

misch, aber wir müssen in der Öffentlichkeit so 

damit umgehen. 

Das gilt auch für die zweite eckige Klammer. Das 

können wir Stand heute noch nicht beurteilen. 

Ich würde trotzdem versuchen, diesen Text in 

der dritten Lesung mit den eckigen Klammern zu 

verabschieden, vorbehaltlich des Gesamtvotums 

des Berichts. Das wird dann entsprechend ange-

glichen. Können wir so verfahren? 

Ich bin im Meinungsbild. Wer ist dagegen? Wer 

enthält sich? Alle sind dafür. 

Jetzt gucke ich zu den Stimmberechtigten. Wer 

dafür ist, dass wir so verfahren, den bitte ich um 

das Handzeichen. Enthält sich jemand? Stimmt 

jemand dagegen? Das ist nicht der Fall. Damit ist 

der Text in dritter Lesung angenommen worden. 

Ich rufe auf: 1.4.1. Drei Phasen der Kommissions-

arbeit. Auch hier befinden wir uns in der dritten 

Lesung. Die eckigen Klammern befassen sich da-

mit, wie viele Sitzungen wir insgesamt haben 
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werden, was wir Stand heute leider noch nicht 

sagen können. Ich würde es gerne, aber es geht 

leider noch nicht. Gibt es weitere Anmerkungen 

zu diesem Kapitel? Das ist nicht der Fall. 

Dann erhebe ich jetzt ein Meinungsbild über alle. 

Wer ist gegen dieses Kapitel? Wer enthält sich? 

Alle sind dafür. 

Ich gucke wieder zu den Stimmberechtigten. Wer 

für das Kapitel 1.4.1 ist, den bitte ich um das 

Handzeichen. 

(Hartmut Gaßner: Ich habe eine Nachfrage: Wol-

len wir die ständigen Gäste nicht auch benennen, 

als Anerkennung?) 

Haben wir das nicht hinten drin? 

Jürgen Voges (Geschäftsstelle): Das ist hinten 

drin. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Das wird noch 

gesondert aufgeführt. Wir nehmen diesen Hin-

weis auf, es hinterher noch genau zu kontrollie-

ren. 

Herr Gaßner, Sie sind jetzt fröhlich in die Ab-

stimmung hineingekommen. Ich war bei den 

Stimmberechtigten. Wer ist für das Kapitel 1.4.1? 

Wer ist dagegen? Wer enthält sich? Niemand. Da-

mit ist es einstimmig angenommen worden. 

Herzlichen Dank. 

Ich rufe auf: 1.4.2 Wichtige Schritte und Zwi-

schenergebnisse. Da sind wir in der dritten Le-

sung. Gibt es noch Anmerkungen zu diesem Ka-

pitel? Ich sehe, das ist nicht der Fall. 

Meinungsbild: Wer ist für dieses Kapitel, auch 

von den Kollegen Politikern? Wer ist dagegen? 

Wer enthält sich? Eine Enthaltung im Meinungs-

bild. 

Ich rufe die Stimmberechtigten auf. Wer ist für 

dieses Kapitel? Wer ist dagegen? Wer enthält 

sich? Bei einer Enthaltung ist dieses Kapitel an-

genommen worden. Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Das geht jetzt sehr schnell. In 

den drei Phasen der Kommissionsarbeit sind die 

den Arbeitsgruppen zugeordneten Abschnitte 

nachzuführen. 

(Edeltraud Glänzer: Wo sind Sie jetzt?) 

Ich bin jetzt auf der Seite 21, Zeilen 31 und 32. 

Die Arbeitsgruppe 2 macht den Abschnitt 7. 

Kann man das bitte noch einmal prüfen? 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ja, das muss 

am Ende aktualisiert werden. Es ist klar, dass wir 

das redaktionell noch genau betrachten müssen. 

Das hätte in gelbe Klammern gesetzt werden 

müssen. 

Ich rufe auf: Teil B: Bericht. 1. Gesetzlicher Auf-

trag der Kommission. 1.1 Vorgeschichte. Wir sind 

in der zweiten Lesung. Gibt es Anmerkungen 

dazu? Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich habe eine Anmerkung 

zu der Seite 25, Zeilen 8 und 9. Das hatte ich 

schon beim letzten Mal angesprochen. Dort wird 

zitiert, dass die Außerbetriebnahme der Anlagen 

in der Reihenfolge ihres verbleibenden Risikos 

und ihrer Bedeutung im Stromnetz bis zum Jahr 

2022 vorgesehen ist. Wir hatten das beim letzten 

Mal so besprochen - das war mein Verständnis -: 

Ich hatte darum gebeten, dass die Analyse, die 

hier zusammengefasst worden ist - es gibt eine 

Reihenfolge des Risikos und eine Reihenfolge 

nach der Bedeutung im Stromnetz -, zitiert wird. 

Es ist auch ein Zitat ergänzt worden. Das ist aller-

dings nur das 13. Gesetz zur Änderung des Atom-

gesetzes, also die AtG-Novelle. Wenn man dort 

hineinschaut, findet man eben nicht die Grund-

lage zu dem, was hier zitiert wird. Weil das so 

ist, würde ich vorschlagen, dass wir die Erläute-

rung „in der Reihenfolge ihres verbleibenden Ri-

sikos und ihrer Bedeutung im Stromnetz“ einfach 
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weglassen und sagen: Diese Anlagen gehen ge-

staffelt bis zum Jahr 2022 vom Netz. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Frau Kotting-

Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich hatte mich nicht ge-

meldet. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ja, aber ich 

dachte. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich hatte mich nicht ge-

meldet, aber ich soll etwas dazu sagen. 

(Heiterkeit) 

Faktisch ist es natürlich so. Ich kann Herrn Jäger 

da nichts entgegenhalten, wenn wir im Moment 

keine mögliche Zitatbasis haben, woraus sich das 

wirklich ergibt. Aber wir alle wissen ja, dass es 

faktisch so ist, dass es genau so berechnet wurde. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Hart. 

MinDirig Peter Hart (BMUB): Ich habe mich 

schon beim letzten Mal zu diesem Abschnitt ge-

äußert, nämlich dass ich ihn inhaltlich als zutref-

fend ansehe. Aber auch ich kann Ihnen kein Zitat 

bieten. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Bruns-

meier. 

Klaus Brunsmeier: Das steht in der Gesetzesbe-

gründung so drin. Insofern können wir es auch so 

aufnehmen. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Das ist jetzt peinlich für 

die Legislative und die Exekutive. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Voges. 

Jürgen Voges (Geschäftsstelle): Man müsste un-

ten in dem Zitat nicht das beschlossene Gesetz, 

sondern den Gesetzentwurf mit der entsprechen-

den Seite aus der Begründung zitieren. Dann 

hätte man das erledigt. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Jäger, wä-

ren Sie damit glücklich? 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Nein, glücklich überhaupt 

nicht. Aber ich meine, wenn es eins zu eins die 

Referenz ist, dann kann ich nichts dagegen ma-

chen. Dann ist es eben so. Ich wäre natürlich sehr 

daran interessiert gewesen, eine solche Analyse 

zu sehen, die es meiner Ansicht nach nicht gibt. 

Deswegen würde ich uns empfehlen, keine Dinge 

in unseren Bericht aufzunehmen, die nicht unter-

legt sind. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Wenzel, 

dann Frau Kotting-Uhl. 

Min Stefan Wenzel: Das ist schon ein heikler 

Punkt, weil er vor allem bei Gerichtsverhandlun-

gen eine entscheidende Rolle spielt. Hätten Sie es 

denn damals für sinnvoll gehalten, umgekehrt zu 

verfahren, erst die jüngeren Kernkraftwerke abzu-

schalten und die älteren länger laufen zu lassen? 

Sie haben doch damals zum Teil überhaupt keine 

Rechtsmittel gegen die dreimonatige Abschaltung 

eingelegt. Ich verstehe nicht, dass Sie jetzt, nach 

mehreren Jahren, an dieser Stelle infrage stellen, 

dass es einen risikobasierten Ansatz für die Ent-

scheidung gab. Das ist doch unstrittig, oder? 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Frau Kotting-

Uhl, dann Herr Jäger noch einmal. Herr Thom-

auske ist auch auf der Liste. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Im Grundsatz folgt das 

ganz klar dem Alter. Wir haben in Gundremmin-

gen die beiden Blöcke, die gleich alt sind, aber 

unterschiedlich abgeschaltet werden. Da spielt 

die Bedeutung im Stromnetz eine Rolle, weil 

man geschaut hat, dass die letzten sechs, die 

noch laufen und die ziemlich gleichzeitig inner-

halb von eineinhalb bis zwei Jahren abgeschaltet 

werden sollen, in Nord und Süd gut verteilt sind. 
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Deswegen gibt es bei den beiden Gundremmin-

gen-Reaktoren diesen Unterschied. Es ist nicht 

so, dass das eine und das andere jeweils 100 Pro-

zent gültig ist, sondern beides spielt zusammen, 

um den Abschaltplan zu bewirken. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Thom-

auske. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Ich würde dann 

empfehlen, auch die RSK-Stellungnahme aus der 

damaligen Zeit zu zitieren; denn in der RSK-Stel-

lungnahme steht nach meiner Erinnerung genau 

drin, dass sie sicherheitstechnisch gerade nicht 

zu differenzieren sind. 

Bezogen auf die Abschaltung, was die Frage des 

Alters anbelangt: Sie haben einen Punkt als Aus-

nahme genannt. Ich könnte Krümmel noch als 

zweiten Punkt nennen. Ansonsten ist man dem 

Alter gefolgt. Dass das Alter proportional zu dem 

Risiko steht, ist zunächst einmal eine Unterstel-

lung. Insofern könnte ich mit diesem Text nicht 

leben. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich weise da-

rauf hin, dass die RSK-Formulierung da nichts zu 

suchen hat. Hier geht es nämlich ausschließlich 

um den Gesetzgeber und um das Gesetz, nicht 

um die RSK oder sonstige Auffassungen dazu. 

Wir sind hier im Bundestag. Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Herr Wenzel, zu Ihrem Hin-

weis, dass da keine Aktivitäten juristischer Natur 

erfolgt seien: Sie haben eben das Moratorium er-

wähnt. Das hat überhaupt nichts damit zu tun. 

Im Übrigen sind wir erfolgreich gegen dieses Mo-

ratorium vorgegangen. Aber das spielt hier gar 

keine Rolle. 

(Abg. Sylvia Kotting-Uhl: In Hessen erfolgreich 

passiert!) 

Das ist nicht das Thema, das hier diskutiert wird. 

Ich würde noch einmal dringend empfehlen, dass 

wir auf eine solche Aussage verzichten, weil sie 

nicht unterlegbar ist. Wir können uns auch in der 

Folge Diskussionen ersparen. Frau Kotting-Uhl, 

Sie haben Gundremmingen richtig genannt. 

Beide Blöcke sind nahezu gleich alt und bau-

gleich. Die Analyse, die dahintersteht, dass sie 

mit vier Jahren Unterschied außer Betrieb genom-

men werden, hätte ich gerne gesehen. 

(Klaus Brunsmeier: Das hat sie doch gerade ge-

sagt!) 

Einfach zu behaupten, das ist die Bedeutung des 

Stromnetzes, und damit zu suggerieren, dass es 

eine solide Analyse dazu gegeben hat, das ist ge-

nau der Punkt, der hier nicht zutrifft. Deswegen 

möchte ich das streichen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Fischer, 

dann Herr Sailer. 

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Eigentlich gibt es zu 

dem, was Herr Jäger gerade gesagt hat, nicht mehr 

viel zu ergänzen. Die Bedeutung im Stromnetz 

hat auch etwas damit zu tun, inwieweit am Ende 

der Ausbau des Netzes erfolgt. Das ist zu diesem 

Zeitpunkt noch überhaupt nicht klar gewesen. In-

sofern lässt sich da überhaupt keine Eindeutig-

keit hineinbringen. 

Zu dem anderen Beispiel, das Herr Thomauske 

genannt hat: Krümmel findet in der Risikobewer-

tung überhaupt keine entsprechende Begründung 

dafür, dort letztendlich einen Ausstieg vorzuse-

hen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Sailer. 

Michael Sailer: Als Mitautor der RSK-Stellung-

nahmen muss ich Ihnen, Herr Thomauske, entge-

gentreten. Die RSK hat absichtlich keine „Hit-

liste“ gemacht, sondern wir haben jede Anlage 

für jeden Stressfall separat bewertet. Viele hätten 

von uns gerne gewollt, dass wir das machen, aber 

wir haben es bewusst nicht gemacht. 
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(Hubert Steinkemper: Das hat er gesagt!) 

Nein, er hat etwas anderes gesagt. 

Ein Vorschlag, wie wir vorgehen: Ich würde die 

Passage nur nehmen - auch wenn ich glaube, 

dass so gedacht worden ist -, wenn sie sich zum 

Beispiel aus der Gesetzesbegründung ergibt. 

Wenn wir ein Zitat finden, ja, wenn wir kein Zi-

tat finden, streichen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Sailer, 

Sie sprechen mir aus dem Herzen. Ich habe unse-

ren Rechtsreferendar gerade gebeten, die Geset-

zesbegründung herauszusuchen. Wenn es das 

entsprechende Zitat in der Gesetzesbegründung 

gibt, dann werden wir es zitieren. Ansonsten rufe 

ich es gleich noch einmal auf. Ich werde Sie auf 

jeden Fall darüber informieren. Einverstanden? 

Wir sind ja erst in der zweiten Lesung. Insofern 

ist das nicht kriegsentscheidend. Können wir das 

jetzt vorbehaltlich der Zitierung in die dritte Le-

sung überführen? Sind Sie alle damit einverstan-

den, oder ist jemand dagegen? Niemand ist dage-

gen. Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Sie schlagen also vor, diesen 

Satz nur drin zu belassen, wenn es das Zitat gibt? 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Nein. Ich habe 

gesagt: Wenn es das Zitat gibt, bleibt es drin, und 

wenn es das Zitat nicht gibt, rufen wir das gleich 

noch einmal auf. Das war mein Vorschlag. 

Min Stefan Wenzel: Okay. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Können wir 

vorbehaltlich der Zitierung so verfahren und die-

sen Punkt in die dritte Lesung geben? Ist jemand 

dagegen? Enthält sich jemand? Das ist nicht der 

Fall. 

Ich rufe auf: 1.2 Entstehung des Standortaus-

wahlgesetzes. Ich muss jetzt einmal fragen: Brau-

chen Sie immer eine Minute Lesepause? 

(Min Stefan Wenzel: Ja, das wäre nicht schlecht!) 

Okay, dann machen wir das; aber nur bei der 

dritten Lesung. 

(Hartmut Gaßner: Fertig!) 

Herr Gaßner hat es gelesen. Er ist als schnell le-

sender Jurist unsere Richtschnur. 

Ich rufe das Kapitel in der dritten Lesung auf. 

Gibt es dazu Anmerkungen? Es gibt keine Anmer-

kungen. 

Meinungsbild in der gesamten Kommission: Ist 

jemand dagegen? Enthält sich jemand? Alle sind 

dafür. 

Dann bitte ich die stimmberechtigten Mitglieder 

um Abstimmung: Ist jemand dagegen? Enthält 

sich jemand? Das ist einstimmig angenommen 

worden. Ich bedanke mich. 

Ich rufe auf: 1.3 Das Standortauswahlgesetz. 

Auch hierin gibt es keine eckigen Klammern. Sie 

haben wieder eine Minute Lesepause. Herr 

Gaßner, geben Sie mir wieder Bescheid? 

(Hartmut Gaßner: Dieses Mal ist Michael Sailer 

dran!) 

Gibt es Anmerkungen dazu? Herr Kudla. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Das, was hier un-

ter 1.3 steht, ist doch die Geschichte der Entste-

hung des Standortauswahlgesetzes, was unter 1.2 

thematisiert ist. Oder täusche ich mich da? 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Klee-

mann. 

Dr. Ulrich Kleemann: Auch ich habe mich daran 

gestoßen. Die Überlegung wäre, diese beiden Ab-

sätze in einen Absatz zusammenzunehmen. Die 

Unterteilung macht eigentlich keinen richtigen 

Sinn. 
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Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich würde 

dem Kleemann-Vorschlag folgen - danke, Herr 

Kudla, Sie haben völlig Recht -, dass wir das ge-

samte Kapitel „Das Standortauswahlgesetz“ nen-

nen. Wir müssen das jetzt unterschiedlich verab-

schieden - den ersten Teil haben wir schon ver-

abschiedet; der zweite Teil kommt noch - und es 

dann als ein Kapitel ansehen. Ist das okay? Ja. 

Dann rufe ich den zweiten Teil des Kapitels 

„Standortauswahlgesetz“ auf. Frau Kotting-Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Zu dem Vorschlag, das 

zusammenzunehmen: Ich finde, das ist schon ein 

ziemlicher Unterschied. Herr Kudla hat insofern 

Recht, als die Überschrift bei 1.2 nicht passt. Die 

sollte man ändern; denn das ist die Vorge-

schichte. 1.3: Die Entstehung des Standortaus-

wahlgesetzes und 1.2     

Vorsitzender Michael Müller: Vorgeschichte. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Das ist ein Blick viel 

weiter nach hinten. Das endet im Jahr 2002. 

(Prof. Dr. Bruno Thomauske: Das ist eine Histo-

rie!) 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Es muss ei-

gentlich umgedreht sein - nein, auch nicht. 

Vorsitzender Michael Müller: „Vorgeschichte“ 

ist okay. Herr Thomauske. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Das ist nicht die 

Vorgeschichte zum Standortauswahlgesetz, wenn 

ich hier die KEWA-Studie von 1979 und ähnli-

che Dinge sehe. Man müsste das „Historie zur 

Standortfindung“ nennen, und dann kommt die 

Vorgeschichte oder das Standortauswahlgesetz. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: „Historie Standortsu-

che“ oder „Historie Endlagersuche“ vielleicht. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Über Kapitel 

1.2? Stopp! Ich muss jetzt einmal die Profis fra-

gen. Auch ich lese mich gerade in die Texte ein. 

Das Kapitel 1.2 ist die Historie Standortsuche. 

Wären alle damit einverstanden? Herr Kleemann 

ist nicht damit einverstanden. 

Dr. Ulrich Kleemann: Wir müssen aufpassen: 

Wenn wir jetzt die Überschrift „Historie Stand-

ortsuche“ nehmen, dann sind wir auch bei der 

Frage Gorleben usw. Das haben wir in einem an-

deren Kapitel abgehandelt. Deshalb passt das 

nicht ganz. Hier geht es darum, welche Ansätze 

für das Standortauswahlverfahren es gegeben hat. 

Nur dieser Aspekt wird hier beleuchtet, also die 

KEWA-Geschichte, die AkEnd-Geschichte usw. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Dann nennen wir es 

doch so: „Frühere Versuche zur Standortfin-

dung“ oder „Frühere Versuche zur Standortaus-

wahl“. 

Hartmut Gaßner: Können wir das nicht in eine 

Redaktionsgruppe zurückgeben? Denn wir hätten 

jetzt beinahe „Vorgeschichte“ genommen. Die 

Vorgeschichte ist aber 1.1. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir machen 

Folgendes: Herr Voges denkt noch einmal dar-

über nach. Wir setzen die Überschriften in eckige 

Klammern und rufen das wieder auf. 

Ich rufe jetzt das Kapitel 1.3 auf, wie auch immer 

es heißen mag. Herr Brunsmeier. 

Klaus Brunsmeier: Ich habe eine Anmerkung zu 

der Seite 27, Zeile 18. Ich darf daran erinnern - 

ich selbst kann mich noch sehr gut daran erin-

nern -, dass es damals sehr großen Unmut über 

das öffentliche Forum gab, in dem man drei Mi-

nuten lang die Gelegenheit hatte, zu dem Entwurf 

des Standortauswahlgesetzes eine Stellungnahme 

abzugeben. Ich würde vorschlagen, dass wir an 

dieser Stelle schreiben: „ein umstrittenes öffentli-
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ches Forum“; denn der ganz große Teil der Bewe-

gung hat das erstens boykottiert und zweitens 

völlig unmöglich gefunden. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Aber eine sol-

che Schärfe müssten wir da nicht hineinbringen, 

Herr Brunsmeier. 

Klaus Brunsmeier: Aber es muss eine Relativie-

rung hinein; denn das sieht ja so aus, als ob das 

alles nach Recht und Gesetz abgelaufen wäre. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Machen Sie 

eine Fußnote dazu, dass Sie das anders gesehen 

haben. Schlagen Sie sie vor! 

Klaus Brunsmeier: Das kann ich machen. 

Hartmut Gaßner: Wir könnten schreiben: „Dieses 

Bürgerforum bot Umweltverbänden, interessier-

ten Bürgern und Wissenschaftlern die - zeitlich 

leider begrenzte - Möglichkeit …“. Dann haben 

wir das etwas entschärft. 

Vorsitzender Michael Müller: Oder: „die leider 

kurzfristige“. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: „Zeitlich lei-

der begrenzte …“. Es ging um diese drei Minuten. 

Hartmut Gaßner: Ja, das war schon eine einheit-

liche Meinung. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Damit könnte 

ich leben. 

Klaus Brunsmeier: In der Fußnote kann man auf 

die Stellungnahme der Verbände hinweisen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Sylvia Kotting-

Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Die Leute, die dort wa-

ren, fanden das sehr gut. Ja, Klaus, das ist so. Ich 

weiß nicht, woher du das wissen willst, wenn du 

nicht dort warst. Deswegen würde ich keine all-

gemeine Kritik hineinpacken. Ich finde außer-

dem, dass man den Boykott der Umweltver-

bände, der schon sehr relevant war, nicht in einer 

Fußnote abhandeln sollte. Setzen wir doch noch 

einen Satz dazu, der auch die Haltung der Um-

weltverbände aus ihrer Kritik heraus klar be-

nennt, nämlich dass und warum die Umweltver-

bände diese Möglichkeit nicht für sich in An-

spruch genommen haben. Denn es ist wichtig, in 

der Geschichte noch darauf hinzuweisen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay. Herr 

Brunsmeier und Frau Kotting-Uhl, die Beteiligte 

waren, entwickeln einen Satz, der drangehängt 

wird. Wir gehen noch nicht in die dritte Lesung, 

sondern rufen es beim nächsten Mal wieder auf. 

Können wir so verfahren? 

(Klaus Brunsmeier: Das können wir machen!) 

Dann haben wir auch die Überschriften klar, und 

alles passt. Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Nur eine redaktionelle Anmer-

kung: Ich glaube, auf der Seite 27 in der Zeile 23 

ist das Bezugswort falsch: „Bürger konnten sie 

online …“. Dass muss wahrscheinlich „den Ent-

wurf“ oder „das Gesetz“ heißen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Nein, das be-

zieht sich auf die Veranstaltung im Satz zuvor. 

Das ist schon richtig. Die Sätze lauten: 

Die Veranstaltung wurde per Livestream im Inter-

net übertragen. Bürger konnten sie online auf der 

Website des Bundesumweltministeriums kom-

mentieren. 

Okay. Wir belassen es in der zweiten Lesung. 

Herr Brunsmeier und Frau Kotting-Uhl liefern ei-

nen Satz für die nächste Kommissionssitzung. 

Die Überschriften macht Herr Voges. 

(Hubert Steinkemper: Die dritte Lesung wird 

heute nicht abgeschlossen!) 
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Richtig, genau. 

Ich rufe auf: 1.4 Auftrag der Kommission. Darin 

sind eine ganze Menge Klammern, die sich da-

rauf beziehen, ob das dann wirklich die jeweili-

gen Kapitel sein werden. Sie haben zwei Minuten 

Lesepause. Gibt es dazu Anmerkungen? Herr 

Brunsmeier. 

Klaus Brunsmeier: Eine Anmerkung zu der Seite 

28, Zeile 17. Das kollidiert ein bisschen mit unse-

rem Kasten, den wir vorne noch zu diskutieren 

haben. Es müsste meiner Ansicht nach heißen: 

„Ziel des Standortauswahlgesetzes war es …“. 

Das geht ja dann weiter, wenn wir die Formulie-

rung „Ziel des Standortauswahlverfahrens ist 

es …“ durchgängig mit dem komparativen Ver-

fahren machen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Sailer, 

wie sehen Sie das? Kollidiert das? 

Michael Sailer: Das Verfahren ist doch immer 

noch so. 

Klaus Brunsmeier: Aber das wollen wir ja gerade 

modifizieren. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wohin denn? 

Was wollen Sie denn ändern? 

Klaus Brunsmeier: Der Vorschlag ist, dass in den 

§§ 1 und 19 Ergänzungen gemacht werden. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Nämlich? Wo 

kollidieren die mit dem, was da steht? 

Klaus Brunsmeier: Wir schreiben jetzt einen Be-

richt, in dem das Ziel des Standortauswahlver-

fahrens steht. Wir haben noch nicht zu Ende dis-

kutiert, wie die genauen abschließenden Inhalte 

unseres Vorschlags zum Standortauswahlverfah-

ren sind. Deswegen können wir uns hier zwar 

gerne auf das Standortauswahlgesetz beziehen, 

wie es war, aber jetzt doch noch nicht die Diskus-

sionen festlegen, die wir noch zu führen haben. 

(Edeltraud Glänzer: Aber es geht doch um das 

Ziel!) 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Sie glauben, 

dass Sie in der AG 2 etwas anderes beschließen 

als das, was da steht? 

Klaus Brunsmeier: Glauben heißt nicht wissen, 

aber wir arbeiten daran. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Jetzt nur ein-

mal für meinen Fachverstand: Was wollen Sie 

denn ändern, eine Million Jahre, bestmögliche Si-

cherheit? 

Klaus Brunsmeier: Nein. Das, was da steht, ist 

richtig zitiert; das ist keine Frage. Es ist aber noch 

die Diskussion, ob sich der bestmögliche Stand-

ort aus einem komparativen Verfahren ergibt      

oder nicht. Das haben wir noch nicht abschlie-

ßend diskutiert und auch noch nicht abschlie-

ßend entschieden. Wir würden es aber hier jetzt 

so festschreiben. Deswegen der Vorschlag: „Ziel 

des Standortauswahlgesetzes war es …“. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Sailer. 

Michael Sailer: Ein Kompromissversuch: „Ziel 

des Standortauswahlverfahrens gemäß           

StandAG …“. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich muss ehr-

lich sagen: Ich weiß jetzt nicht, warum das nicht 

mehr passen soll, egal in welchem Verfahren. Das 

eigentliche Ziel ist doch, einen Endlagerstandort 

zu finden, bestmögliche Sicherheit und eine Mil-

lion Jahre. Das wird doch hier niemand infrage 

stellen, oder? Herr Steinkemper, stellen Sie das 

infrage? 

Hubert Steinkemper: Nein, ich wollte das nicht 

infrage stellen, sondern ich melde mich zu Wort, 

weil ich Kovorsitzender der AG 2 bin. Es ist rich-

tig, dass der BUND - Herr Brunsmeier spricht 

dann in der Regel von „wir“ - einen Änderungs-

vorschlag eingebracht hat, der aus der Sicht des 
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„wir“ eine klarere Formulierung mit Blick auf 

den Anspruch eines komparativen Verfahrens 

verwirklichen soll. 

Meine Auffassung ist, dass die Formulierung so, 

wie sie hier steht, zutreffend ist und auch den 

Aspekt mit abdeckt: Diejenigen, die sich nach 

dem bisherigen Diskussionsstand in der AG 2 

skeptisch gegenüber einem solchen Änderungs-

vorschlag ausgesprochen haben, haben in diesem 

Zusammenhang betont - im Übrigen auch der 

BMU, soweit er sich da zu Wort gemeldet hat -, 

dass aus der dortigen Sicht aufgrund des gelten-

den Rechts des StandAG ohnehin schon klar ist, 

dass es sich selbstverständlich um ein komparati-

ves Verfahren, auch ohne die Klarstellung durch 

Änderungen handelt. 

Quintessenz: Aus meiner Sicht ist der Satz, wie 

er hier steht, auf jeden Fall richtig. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Klee-

mann, dann Herr Brunsmeier. 

Dr. Ulrich Kleemann: Man muss auf die Fußnote 

35 schauen: 

Vgl. Standortauswahlgesetz vom 23. Juli 2013. 

BGBl. I S. 2253. § 1 Absatz 1 Satz 1. 

Der Satz „Ziel des Standortauswahlverfahrens ist 

es, für die in der Bundesrepublik Deutschland 

verursachten …“ ist ein Zitat. Insofern ist das 

einfach nur die Darstellung dessen, was im 

Standortauswahlgesetz steht. Das sollten wir so 

belassen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Bruns-

meier. 

Klaus Brunsmeier: Ich verweise auf die Zeile 24. 

Dort steht: „Das Gesetz verlangte …“. Da ist das 

Imperfekt drin. Das war mein erster Vorschlag. 

Das Zweite ist: Die Atomkonzerne haben in 

Karlsruhe vehement vorgetragen, dass die Kos-

tentragung für ein komparatives Verfahren nicht 

erforderlich sei. Ich denke, das macht deutlich, 

wie wichtig es ist, dass wir das an dieser Stelle 

noch offenlassen. Insofern würde ich noch ein-

mal darum bitten: Wenn wir „Ziel des Standort-

auswahlverfahrens ist es, …“ lassen, dann müs-

sen wir es so definieren, dass dies das Zitat des 

bestehenden Gesetzes ist. Aber wir können die 

Diskussion um diese Frage in der Kommission 

nicht durch einen Beschluss vorwegnehmen. 

Wenn wir das jetzt, Uli Kleemann folgend, als Zi-

tat aus dem Gesetz nehmen, dann müssten wir es 

auch so beschreiben. 

(Zuruf von Hubert Steinkemper) 

Nein. Wir können nicht das Ergebnis der Diskus-

sion in der Kommission damit vorwegnehmen. 

Dr. Ulrich Kleemann: Aber wir sind hier beim 

Auftrag der Kommission. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir sind hier 

nicht bei dem, was die Kommission macht, son-

dern in dem Kapitel 1.4 - Auftrag der Kommis-

sion - geht es darum, welchen Auftrag der Gesetz-

geber an die Kommission gerichtet hat. Es geht 

nicht darum, was die Kommission aus dem Auf-

trag macht und wie sie das sieht. Hier wird nur 

beschrieben, was der Auftrag an die Kommission 

ist. Selbst wenn Sie sich mit Ihrem Verfahren in 

der AG 2 durchsetzen und das vielleicht aufdrö-

seln würden, würde es nicht stimmen; denn das 

war damals nicht der Auftrag des Gesetzgebers an 

die Kommission. 

Wir können den Sailer’schen Vorschlag aufneh-

men, wenn alle damit glücklicher sind: „Ziel des 

Standortauswahlverfahrens gemäß StandAG …“. 

(Hubert Steinkemper: Das stolpert einfach!) 
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Das ist egal. Wir wollen ja keinen Pulitzerpreis 

gewinnen; denn davon sind wir sowieso weit 

entfernt. 

(Hubert Steinkemper: Ich schon! Heiterkeit) 

Herr Brunsmeier. 

Klaus Brunsmeier: Also: „Ziel des Standortaus-

wahlverfahrens gemäß Standortauswahlgesetz 

vom 23. Juli 2013 …“. Dann hätten wir das da-

mit. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Es gibt im Au-

genblick nur ein Standortauswahlgesetz. 

Klaus Brunsmeier: Okay. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir haben un-

ten eine Fußnote. Ich meine, wir müssen es nicht 

überziehen. Wir nehmen den Sailer’schen Vor-

schlag an. Herr Kudla. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ist dieses Thema 

damit abgeschlossen? 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Das ist eine 

gute Frage. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Denn ich habe 

zum nächsten Punkt eine Anmerkung. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ja, machen Sie 

den nächsten Punkt. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Zu der Seite 30, 

Zeilen 9 bis 12. Wir haben im Zusammenhang 

mit dem vorigen Punkt besprochen, dass in die-

sen Abschnitt nur das hineinsoll, was Auftrag der 

Kommission ist. Der Satz ab der Zeile 9 lautet: 

Zu ihrer Beantwortung gab die Kommission auf-

tragsgemäß wissenschaftliche Untersuchungen 

zur Beurteilung anderer Entsorgungsmöglichkei-

ten in Auftrag und verglich deren Aussagen über 

unterschiedliche Entsorgungsmethoden. 

Ich habe jetzt überlegt: Was haben wir in Auftrag 

gegeben? Das war ein Gutachten zu den tiefen 

Bohrlöchern, mehr an sich nicht. Den Rest haben 

wir so beurteilt. 

(Zuruf: Transmutation!) 

Und Transmutation, okay. 

Michael Sailer: Herr Kudla, das stimmt nicht. 

Wir haben zweimal Transmutation, einmal Lang-

zeitsicherheitslagerung, einmal C-Optionen. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Wenn man die als 

Entsorgungsmöglichkeiten betrachtet, okay. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Gibt es dazu 

weitere Anmerkungen? Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Auf der Seite 30, Zeile 20 heißt 

es momentan: … insbesondere die Frage nach ei-

ner angemessenen und akzeptanzfördernden Be-

teiligung der Öffentlichkeit im Standortauswahl-

verfahren zu beantworten. 

Ich habe die Bitte: Wir haben die wenigen grund-

sätzlichen Begriffe noch nicht, die in den A-Teil 

gehören. Momentan tendieren wir ein bisschen 

dazu, stärker von partizipativ zu sprechen. Aber 

„partizipative Beteiligung“ bringt auch nichts. 

Ich weiß nicht, wie ich damit umgehen soll. 

Vorsitzender Michael Müller: Vielleicht: „… mit 

einer angemessenen Partizipation und …“. 

Hartmut Gaßner: Mir geht es mehr darum, dass 

wir ein paar zentrale Begriffe haben, die wir 

durchgängig brauchen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay. Das 

wird in Klammern gesetzt, und wir machen keine 

dritte Lesung. Herr Kanitz. 

Abg. Steffen Kanitz: Ich habe noch einen Punkt, 

und zwar auf der Seite 28. Ich gehe davon aus, 
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dass wir mit der Kommission den Auftrag abar-

beiten, den uns das Gesetz gegeben hat. Insofern 

würde ich ungern den Anschein erwecken, als 

wäre das anders. Insofern möchte ich gerne den 

Satz in den Zeilen 33 und 34 streichen. 

Der Satz davor, der deutlich macht, dass wir uns 

in der Kommission mit sämtlichen entschei-

dungserheblichen Fragestellungen zu befassen 

haben, ist hinreichend offen und ermöglicht uns 

in der Kommission, uns tatsächlich mit vielen 

Sachverhalten zu befassen. Aber ich würde in 

dem nächsten Satz ungern sagen, dass wir uns 

nicht an das Gesetz gehalten haben. 

Vorsitzender Michael Müller: Okay. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Gibt es eine 

Gegenrede dazu? Nein, also streichen. 

Gibt es weitere Hinweise? Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich habe eine Anmerkung 

zu der Seite 31, Zeile 7 ff. Der Absatz wird mit 

der Zeile 4 eingeleitet. Es geht um die Aufgabe 

aus dem Standortauswahlgesetz, um die Öffent-

lichkeitsbeteiligung. Ab der Zeile 7 trifft es das, 

was tatsächlich passiert ist, nicht. Hier ist das 

StandAG zitiert. Wir haben aber keine Bürgerver-

sammlungen durchgeführt. Wir haben einen Bür-

gerdialog durchgeführt. Das ist der Auftrag der 

Kommission laut StandAG, wie er dort formuliert 

ist. Das haben wir aber so nicht umgesetzt und 

auch nicht umsetzen können. Wir haben etwas 

anderes gemacht. Deswegen müsste diese Formu-

lierung angepasst werden. 

Wir haben im Übrigen nicht nur informiert und 

Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben, sondern 

wir haben auch Workshops durchgeführt und ei-

nen Dialog geführt. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Jäger, ak-

tualisieren Sie einmal den Satz! Wir bleiben in 

der zweiten Lesung und rufen das in der dritten 

Lesung wieder auf. Okay? 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ja. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Gaßner 

noch einmal. 

Hartmut Gaßner: Ich würde das mit Herrn Jäger 

machen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Also: keine 

dritte Lesung, sondern abhängig von dem, was 

Sie mit der Öffentlichkeitsbeteiligung wollen, ru-

fen wir dieses Kapitel wieder auf. 

Herr Wenzel, wie sieht es bei Ihnen zwischen-

zeitlich aus? 

Min Stefan Wenzel: Ich brauche noch einen Au-

genblick. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Sie brauchen 

noch einen Augenblick, okay. 

Ich rufe auf: 2. Ausgangsbedingungen für die 

Kommissionsarbeit. 2.1 Die Geschichte der Kern-

energie. Sie haben eine Minute Lesepause. 

Wollen Sie heute eine Mittagspause, oder ma-

chen wir durch? Wir machen durch. Sie können 

sich draußen etwas zu essen holen. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Wir müssen aber ir-

gendwann noch die diversen Aufträge abarbeiten. 

Dazu müssten sich verschiedene Leute zusam-

menfinden können. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Das müssten 

Sie zwischendurch oder hinterher machen. 

Gibt es Anmerkungen zu dem Kapitel 2.1? Das ist 

nicht der Fall. 

Meinungsbild: Wer ist gegen dieses Kapitel? Nie-

mand. Wer enthält sich? Niemand. Alle sind da-

für. 
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Ich gucke zu den Stimmberechtigten: Wer ist für 

das Kapitel „Die Geschichte der Kernenergie“? 

Wer ist dagegen? Damit ist das Kapitel einstim-

mig angenommen. Herzlichen Dank. 

Ich rufe auf: 2.1.1 Phase eins: Der Wettlauf um 

die Atombombe. Sie sehen die eckige Klammer 

auf der Seite 33. 

Vorsitzender Michael Müller: Gibt es dazu Wort-

meldungen? Herr Sailer. 

Michael Sailer: Der Absatz auf der Seite 33 mit 

der gelben Markierung geht noch, weil er aus 

meiner Sicht das deutsche Atomprogramm vor 

1945 richtig beschreibt, im Gegensatz zum Vor-

läufer. 

Vorsitzender Michael Müller: Wir haben einfach, 

weil es zu wenig Quellen gibt, hinten geschrie-

ben, es gibt keinen Beleg. 

Gibt es weitere Anmerkungen dazu? Dann 

komme ich zur Abstimmung. 

Meinungsbild: Wer ist dafür? 

(Michael Sailer: Mit oder ohne eckiger Klam-

mern?) 

Abg. Steffen Kanitz: Das heißt jetzt, die eckigen 

Klammern werden mit dem Verweis von Michael 

Sailer aufgelöst. 

Vorsitzender Michael Müller: Ja. 

Abg. Steffen Kanitz: Ich würde das mit dem glei-

chen Argument unterstützen. Da der letzte Satz 

alles Vorherige relativiert, könnte man auch sa-

gen, man lässt das ganz weg. Aber ich finde, das 

beschreibt das objektiv und richtig. Insofern 

würde auch ich dem folgen. Aber noch einmal 

zum Verständnis: Die eckigen Klammern werden 

aufgelöst? 

Vorsitzender Michael Müller: Das ist klar. 

Abg. Steffen Kanitz: Okay, verstanden. Dann 

würde ich dem beim Meinungsbild folgen. 

Vorsitzender Michael Müller: Ich wiederhole es - 

ich dachte, das sei klar -: Die eckige Klammer ist 

aufgehoben. Da ist das, was Michael Sailer als 

Verschwörungstheorie bezeichnet und was es 

möglicherweise auch ist - ich will das gar nicht 

werten -, einfach herausgenommen. 

Wer ist in der Meinungsbildung dafür? Wer ist 

dagegen? 

Gibt es bei den Wissenschaftlern eine Gegen-

stimme? Gibt es eine Enthaltung? Das ist nicht 

der Fall. 

Dann kommen wir zu: 2.1.2 Phase zwei: Der Auf-

stieg der nuklearen Stromerzeugung. Wir machen 

wieder eine Lesepause. Gibt es dazu Wortmel-

dungen? Das ist nicht der Fall. 

Meinungsbildung: Wer diesem Text zustimmt, 

den bitte ich um ein Handzeichen. Gegenstim-

men? Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zu der Abstimmung bei den 

Wissenschaftlern und der Zivilgesellschaft. Ist je-

mand dagegen? Enthält sich jemand? Dann gehe 

ich von Zustimmung aus. 

Wir kommen zu: 2.1.3 Phase drei: Die Debatte 

um eine Energielücke. Auch hier gebe ich eine 

Minute zum Lesen. Gibt es dazu Fragen, Anmer-

kungen? 

Dann komme ich auch hier zum Meinungsbild. 

Wer dem Text zustimmt, den bitte ich um das 

Handzeichen. Gegenstimmen sind nicht vorhan-

den. Das geht nicht mehr, weil alle dafür ge-

stimmt haben. 

Dann bitte ich um die Abstimmung bei Wissen-

schaft und Gesellschaft. Wer ist dafür? Auch das 

sind alle. Ich danke dafür. 
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Dann kommen wir zu: 2.1.4 Phase vier: Klima-

wandel und Atomenergie. Auch hier frage ich: 

Gibt es Fragen, Hinweise, Anmerkungen? Ich 

sehe, das ist nicht der Fall. 

Meinungsbild: Wer dem Teil 2.1.4 zustimmt, den 

bitte ich um das Handzeichen. Wer ist dagegen? 

Niemand. 

Dasselbe Verfahren auch noch für die 16 aus Wis-

senschaft und Gesellschaft. Wer ist dafür? Wer ist 

dagegen? Enthaltungen? Zwei Enthaltungen, an-

sonsten Zustimmung. 

(MR Dr. Eberhard Janß [Geschäftsstelle]: Das ist 

nicht angenommen worden!) 

Dann müssen wir die Abstimmung noch einmal 

machen, wenn die anderen wieder hier sind, weil 

zu wenig im Raum waren. 

(Jürgen Seitel [Geschäftsstelle]: Es sind elf da, 

aber zwei haben sich enthalten!) 

Aber es sind ja ein paar draußen. Ich wiederhole 

die Abstimmung gleich, wenn die anderen wie-

der hier sind. 

Wird eine Enthaltung eigentlich als Gegenstimme 

gewertet? Das ist immer unterschiedlich interpre-

tiert. 

(Zuruf von MR Dr. Eberhard Janß [Geschäfts-

stelle]) 

Gut, dann machen wir diese Abstimmung beim 

nächsten Mal noch einmal. Das bringt sonst 

nichts. 

Wenn die Stimmberechtigten bei dieser Abstim-

mung im Raum wären, dann wäre das gut. Herr 

Sailer hat bei der Abstimmung gefehlt. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wer fehlt denn 

noch? 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Sailer ist 

draußen. Sonst wären wir elf. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Könnte je-

mand Herrn Sailer hereinholen, damit wir für die 

Abstimmung vollzählig sind? Tut mir leid, aber 

die Stimmberechtigten dürfen sich heute bei der 

dritten Lesung nicht vom Platz bewegen. 

Dann kommen wir zu: 2.1.5 Phase fünf: Ausstieg 

aus der Kernenergie. Gibt es dazu Anmerkungen, 

Fragen, Hinweise? Herr Kanitz. 

Abg. Steffen Kanitz: Bei den Überschriften zu 

den Kapiteln 2.1.4 und 2.1.5 sollten wir einen 

einheitlichen Terminus finden, „Atomenergie“  

oder „Kernenergie“. 

Vorsitzender Michael Müller: Das machen wir. 

Gibt es außerdem noch etwas? Dann frage ich: 

Wer für diesen Teil ist, den bitte ich um das 

Handzeichen. Gegenstimmen? Enthaltungen? 

Wir sind jetzt wieder in derselben Situation, dass 

einige von den Wissenschaftlern fehlen, sodass 

wir auch diese Abstimmung beim nächsten Mal 

wiederholen müssen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Nein. Die 

Mehrheit wäre hier gar nicht erreicht, weil wir 

zwei Enthaltungen haben. 

Vorsitzender Michael Müller: Moment, das 

stimmt ja nicht. Wir haben ja nur zehn Stimmen. 

Ich bitte jetzt noch einmal die Wissenschaftler 

und die Zivilgesellschaft, abzustimmen. Wer für 

diesen Teil ist, den bitte ich um das Handzei-

chen. Zehn. Enthaltungen? Vielen Dank, dass Sie 

es uns so schwer machen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir holen das 

beim nächsten Mal in die dritte Lesung. Wir 

brauchen elf Jastimmen für die Verabschiedung. 
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Dann wird das beim nächsten Mal wieder aufge-

rufen. Das ist ja kein Beinbruch. 

Ich möchte Sie jetzt noch einmal mit dem Thema 

Mittagspause behelligen, bevor wir in das 

nächste Kapitel einsteigen. Herr Sailer hat mich 

gebeten, dass wir um 14 Uhr Schluss machen, da-

mit er mit der AG 3 starten kann. Wenn er mit 

der AG 3 nicht früh genug starten kann, dann ha-

ben wir nicht genug Themen für die Sitzung am 

18. April. Deshalb würde ich sagen, dass wir 14 

Uhr als Ende der öffentlichen Sitzung anpeilen. 

Was wir dann nicht haben, haben wir eben nicht; 

das kommt in die nächste Sitzung. Wir machen 

dann noch 20 Minuten lang eine nicht öffentliche 

Sitzung. Wir haben noch ein paar Aufträge zu 

vergeben. Anschließend kann die AG 3 mit ihrer 

Sitzung beginnen. Wären Sie mit diesem Verfah-

ren einverstanden? Das würde aber bedeuten, 

dass wir definitiv keine Mittagspause machen. 

(Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Zehn Minuten!) 

Dann machen wir jetzt zehn Minuten Mittags-

pause. Aber Sie kennen mich: Um 12:10 Uhr geht 

es weiter. Versuchen Sie, während der Suppe das 

Kapitel 2.2 zu lesen. 

(Heiterkeit - Unterbrechung von 12:03 bis 12:15 

Uhr) 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Meine Damen 

und Herren, eigentlich wollten wir mit dem Ka-

pitel 2.2. weitermachen. Aber ich sehe nicht ge-

nug stimmberechtigte Mitglieder. Deshalb rufe 

ich jetzt erst einmal die zwei Erläuterungen zur 

bestmöglichen Sicherheit auf. Herr Sailer, hatten 

Sie Zeit, sich das anzugucken? 

Michael Sailer: Ja. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay. Wir 

wollten uns ja noch einmal mit dem Kasten auf 

der Seite 15 beschäftigen. Wir haben Ihnen dazu 

den Beschluss der Kommission vom 21. Januar 

2016 ausgedruckt. Woraus ist dieser Beschluss? 

(Jürgen Seitel [Geschäftsstelle]: Aus der Sitzung!) 

Das ist also kein Berichtsteil. 

(Jürgen Seitel [Geschäftsstelle]: Nein, das ist kein 

Berichtsteil!) 

Darüber hinaus haben Sie das vorliegen, was in 

der Präambel gebilligt wurde. Kann jemand dazu 

bitte Stellung nehmen? Herr Sailer. 

Michael Sailer: Nein, ich war nicht dabei. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Voges. 

Jürgen Voges (Geschäftsstelle): Es gab den Be-

schluss. Der erste Satz hat 66 Worte. Hinterher 

gab es den Versuch, aus dem Satz, der 66 Worte 

hat, eine etwas lesbarere Formulierung zu ma-

chen, weil dieser Kasten auch relativ vorne in 

dem Bericht steht und man gesagt hat, das müsse 

in gewisser Weise verständlich sein. 

Es war nicht die Absicht, indem man jetzt den 

ersten Satz in drei Sätze unterteilt hat, den Sinn 

irgendwie zu ändern. Ich glaube, dass beide For-

mulierungen vom Inhalt her deckungsgleich 

sind, wobei die erste Formulierung die tautologi-

sche Definitionsform hat: „Ich bin, der ich bin“, 

und in der zweiten Formulierung einfach der In-

halt dieser Definition beschrieben wird. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Bruns-

meier. 

Klaus Brunsmeier: Das Ziel ist hehr. Das kann 

man auch nachvollziehen. Die Länge des ersten 

Satzes ist nicht gerade glücklich. Wir haben noch 

mehrfach darüber diskutiert; ich meine, auch in 

einer der letzten AG-2-Sitzungen. Dort sind wir 

zu der Überzeugung gekommen, dass wir die 

erste Textfassung belassen sollten, auch wenn sie 

grammatikalisch vielleicht nicht ganz optimal ist. 

Das ist das Problem der Verbindung von mehre-

ren Sachverhalten miteinander und sie ineinan-

der zu verschachteln. Ich glaube, es gibt jetzt 
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kaum noch die Möglichkeit, das in einer neuen 

Beratungsrunde noch einmal neu zu beraten. Ich 

würde mich dafür aussprechen - ich meine, so 

hat sich die AG 2 entschieden -, dass wir den zu-

erst gefundenen Beschluss so lassen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Was ist die 

Meinung der AG 3 dazu? 

Michael Sailer: Wir haben keine Ausdiskussion 

gehabt. Aber Herr Kudla war am Anfang kräftig 

beim Formulieren dabei. Insofern würde ich sa-

gen, wir sollten uns für eines entscheiden. Nach 

meiner Wahrnehmung sind die Unterschiede 

nicht sehr groß. 

(Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Genau!) 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Kudla. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Auch ich kann mit 

beiden Formulierungen leben. Das ist für mich 

inhaltlich das Gleiche, auch wenn das ein biss-

chen anders ausgedrückt ist. 

Das Einzige, was ich in der zweiten Formulie-

rung gerne geändert hätte, ist Folgendes: Die ers-

ten drei Worte sind: „Der gesuchte Standort“. In 

allen Textteilen, die wir bisher diskutiert haben, 

kommen ab und zu die Wörter „Standortsuche“ 

und „Standortauswahl“ vor. Ich hätte die Bitte, 

dass überall das Wort „Standortauswahl“ ver-

wendet wird; denn das Gesetz heißt auch Stand-

ortauswahlgesetz. Wir wählen in unserer weißen 

Landkarte einen Standort aus. Ich bitte, dass alle 

Berichtsteile danach durchgeschaut werden und 

dass das auf „Standortauswahl“ abgeändert wird. 

Falls wir die zweite Definition nehmen, sollte es 

„der ausgewählte Standort“ heißen. 

(Jürgen Voges [Geschäftsstelle]: Auszuwählende!) 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Danke für die-

sen Hinweis. Herr Fischer. 

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Meine Anmerkungen 

sind eher grundsätzlicher Art. Ich muss zugeben: 

Die Differenzen in den beiden Texten - da bin ich 

nah bei Herrn Voges - sind relativ marginal. Da 

ist kein ganz großer Unterschied zu erkennen. In-

sofern ist momentan auch keine Präferenz für 

den einen oder anderen Text auszudrücken. 

Wir haben in der AG 2 tiefer über diesen Text 

diskutiert, nämlich in Bezug auf die Frage, ob aus 

dieser Begriffsbestimmung möglicherweise Kon-

sequenzen für Finanzierungsfragen resultieren 

könnten. Da diese Frage momentan für uns von 

erheblicher Bedeutung ist, sind wir der Meinung, 

dass wir diese Frage nicht beantworten sollten, 

bevor wir nicht Klarheit haben, wie das Ergebnis 

der anderen Kommission - sprich: der KFK - aus-

sieht. Aus diesem Grund schlagen wir vor, dass 

wir die Entscheidung über den Text, der sicher-

lich konsensfähig wäre, wenn wir schon an die-

ser Stelle Klarheit hätten, zurückstellen und 

diese Formulierung dann übernehmen. Ich bin 

ganz sicher, da finden wir am Ende eine gemein-

same Lösung. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wenn Sie jetzt 

einmal Ihre Augen schließen und die Finanzie-

rungskommission sowie Ihre Betroffenheit in die-

ser Frage beiseitelassen würden: Was würden Sie 

denn an einem der beiden Texte ändern? Herr Fi-

scher, wir machen jetzt kein Faustpfand oder so 

etwas zur Finanzierungskommission hin, wenn 

wir das Gefühl haben, das ist keine direkte Bezie-

hung. Ich würde gerne lernen, wo die direkte Be-

ziehung zwischen dem Standort mit der bestmög-

lichen Sicherheit und der Definition für uns und 

der Finanzierungskommission ist. 

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Der Aufhänger für 

diese Diskussion hängt an dem vergleichenden 

Verfahren, ob das am Ende Stand von Wissen-

schaft und Technik ist. Das ist im Endeffekt der 

Streitpunkt. Ich bin kein Jurist. Ich kann gar 

nicht beurteilen, ob das am Ende überhaupt zu 

einer Auseinandersetzung bzw. zu einer unter-

schiedlichen Geschichte führen kann. In der Ar-

beitsgruppe 2 haben wir angefangen, das so zu 



 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 
 
Protokoll der 25. Sitzung Seite 47 von 71 
am 5. April 2016 

diskutieren. Solange das nicht klar ist, können 

wir dieser Kombination, dieser Satzfolge, wie sie 

hier drin ist, nicht folgen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herrn Steink-

emper würde ich gerne einmal dazwischen neh-

men. 

Hubert Steinkemper: Sie sehen meine Zurück-

haltung mit Blick auf eine Wortmeldung. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Sie haben 

keine andere Chance. 

Hubert Steinkemper: Ich nehme natürlich Stel-

lung dazu. Es ist richtig, dass wir diesen Punkt in 

der AG 2 in der letzten Sitzung diskutiert haben, 

und zwar durchaus nicht nur en passant, sondern 

schon mit einer gewissen Tiefe. Das habe ich in 

der Arbeitsgruppensitzung auch so dargestellt; 

ich habe den Vorsitz geführt. Aus meiner Sicht 

ist die Situation wie folgt zu sehen: Erstens. Die 

Formulierung ist - wohlgemerkt aus meiner Sicht 

- akzeptabel, wie sie hier vorliegt. 

(Zuruf: Welche?) 

Letztendlich beide. Wenn Sie mich fragen wür-

den, würde ich die erste Formulierung nehmen, 

weil sie so vereinbart worden ist. 

Zweitens Stichwort „Finanzierung“. In der Anhö-

rung am 3. November 2014 ist deutlich gewor-

den, dass es zu der Frage unterschiedliche Sicht-

weisen gibt, ob und inwieweit es berechtigt ist, 

anhand der bestehenden Situation per Gesetz ein 

Standortauswahlverfahren vergleichender Art 

durchzuführen und dabei - so sieht es das Gesetz 

ja vor - im Umlageverfahren die Kosten den EVUs 

und den Betreibern für dieses vergleichende, er-

weiterte Verfahren anzulasten. Das ist aus meiner 

Sicht letztendlich eine Frage, ob und inwieweit 

die Umlageregelung, die Finanzierungsregelung 

des StandAG verfassungskonform ist oder nicht. 

Das hängt von der Frage ab, ob und inwieweit 

das erweiterte Standortauswahlverfahren verglei-

chender Art in der Sache und aus der Sache her-

aus Stand von Wissenschaft und Technik berech-

tigt ist, ja oder nein, mit Blick darauf, dass von 

einer bestimmten Seite gesagt wird: Wir haben 

noch immer den Standort Gorleben, und der ist 

nicht zu Ende untersucht worden. Das war die 

Situation, die sich in der Anhörung ganz klar er-

geben hat. Diese Situation ist im Grunde genom-

men noch heute so. 

Jetzt gibt es die KFK, die sich mit Finanzierungs-

fragen beschäftigt und möglicherweise im Sinne 

eines konsensualen Verfahrens einer Verständi-

gung eine Lösung findet, die allseitig akzeptiert 

werden kann. Das ist ja das Ziel insbesondere der 

Beteiligten. Wenn dies gelänge, dann wäre die 

Fragestellung, die ich gerade skizziert habe, im 

weiteren Verfahren faktisch nicht mehr erheb-

lich. Wenn das nicht gelingt, ist die Frage: Wird 

das, was ich da als Fragestellung formuliert habe, 

wirklich erheblich, ja oder nein? Dazu gibt es un-

terschiedliche Sichtweisen. 

Meine persönliche Sichtweise ist - wenn ich es 

richtig verstehe, hat sich der Vertreter des BMUB 

in der Sitzung der AG 2 in ähnlicher Weise geäu-

ßert -, dass diese Fragestellung für die Finanzie-

rungsbedeutung nicht erheblich ist. Denn der 

Kernpunkte der Frage „Finanzierung, ja oder 

nein?“ ist und bleibt die Umlageregelung im 

StandAG und die Frage: Ist es verfassungskon-

form unter dem Gesichtspunkt von Stand von 

Wissenschaft und Technik, Erweiterung, ja oder 

nein? 

Die Befürchtung von bestimmten Kreisen, wenn 

ich das richtig verstehe, besteht darin, ob dann, 

wenn eine solche Formulierung aufgenommen 

wird - Stichwort „komparatives Verfahren“ -, die 

Klarstellung im Sinne des komparativen Verfah-

rens unter dem Gesichtspunkt „bestmöglicher 

Standort“ nicht doch einen mittelbaren Einfluss 

auf die Beurteilung der Frage hat, wenn sie zu 

Gericht kommt: Ist die Umlageregelung rechtens, 

oder ist sie nicht rechtens? Das ist der Hinter-

grund. 
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Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Danke schön, 

Herr Steinkemper. Herr Gaßner, bitte. 

Hartmut Gaßner: Ich halte die Fragestellung, be-

zogen auf die mittelbaren Wirkungen der KFK, 

für etwas, was uns deshalb nicht leiten kann, 

weil wir nicht wissen, wie das wiederum inter-

pretiert würde. Ich sehe die Fragestellung, bezo-

gen auf die Bedeutung für das Umlageverfahren - 

darüber müsste ich mich mit Herrn Steinkemper 

in der Pause noch unterhalten -, eher unter dem 

Gesichtspunkt, ob und inwieweit das Nichtvor-

handensein eines komparativen Verfahrens für 

Gorleben dazu führen könnte, dass die Anrech-

nungspositionen in der KFK geltend gemacht 

werden, weil sie keine Bedeutung haben. Denn in 

der KFK sind die Überlegungen - das ist ein offe-

nes Geheimnis -, dass der bisherige Aufwand für 

Gorleben in Bezug auf das, was in den Fonds 

kommt, gegengerechnet werden sollte, eine Fra-

gestellung. 

Ich würde Sie bitten, etwas anderes zu berück-

sichtigen. Ich will mich in dem Sinne nicht wei-

ter einmischen. Ich meine, wir sind nicht gut be-

raten, wenn wir den Versuch unternehmen, den 

Beschluss in diesem grauen Kasten zu bringen, 

ohne eine abschließende Antwort zu haben, ob 

und inwieweit diese Definitionen dann auch in 

das Gesetz aufgenommen würden. Das ist mehr 

mein Zugang: Wie weit würde diese Definition 

Gegenstand von § 1 werden? Wie weit würde 

diese Definition handlungsleitend für die Redak-

tion des § 19 sein? Das habe ich schon mehrfach 

hier gesagt. Ich wiederhole es trotzdem, weil ich 

der Auffassung bin, dass das ein Prüfstein ist. 

Eine Definition, die sich im Standortauswahlge-

setz nicht wiederfinden wird, ist Lyrik im Be-

richt. Deshalb wäre es mir wichtig, dass wir dazu 

eine Meinung haben. Auch da ist die AG 2 feder-

führend. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Frau Kotting-

Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich werde zunehmend 

sauer. Ich erinnere an die Debatten, die wir hat-

ten: Können die Vertreter der EVUs in der Kom-

mission teilnehmen, wenn sie gleichzeitig außer-

halb der Kommission gegen das Standortaus-

wahlgesetz klagen, gegen die Grundlagen unserer 

Arbeit hier? Sie beide haben das empört zurück-

gewiesen und gesagt: Wir klagen nicht gegen die 

Grundlagen des Gesetzes. Wir klagen auch nicht 

gegen das Gesetz. Wir klagen nur auf der Basis: 

Wer bezahlt das? Wir arbeiten hier konstruktiv 

mit. 

Grundlage des Gesetzes ist ein vergleichendes 

Verfahren. Das ist der Kern des Gesetzes und in-

sofern auch der Kern der Grundlage unserer Ar-

beit. 

In dem Abschnitt, von dem wir gerade reden, 

geht es nicht um die Frage „Vergleichendes Ver-

fahren, ja oder nein?“, sondern es geht um die 

Definition „bestmöglicher Standort“, um nichts 

anderes. 

Das, was Sie heute betreiben, ist eine Blockade-

politik; das will ich einmal ganz deutlich sagen. 

Sie merken: Wir haben zehn Stimmen. Die sind 

meistens konsensual dabei, weil ein Interesse be-

steht, dass wir zu Ergebnissen kommen, weil der 

Zeitplan eng ist und weil wir in den unterschied-

lichen Gruppen auch alles ausdiskutiert haben. 

Von Ihnen brauchen wir noch das Stückchen, das 

dann zu den zwei Dritteln der 16 Stimmen not-

wendig ist. Ich erlebe aber jetzt, dass Sie das in 

der Abstimmung blockieren, indem Sie sich ent-

halten. Da frage ich mich, wo Ihre immer betonte 

konstruktive Mitarbeit geblieben ist. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herzlichen 

Dank. Herr Jäger, Herr Brunsmeier, Herr Müller. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Frau Kotting-Uhl, mir eine 

Blockadepolitik bzw. eine Blockadehaltung zu 

unterstellen, möchte ich von mir weisen. Ich 

denke, der Kollege sieht das genauso. 
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Nur noch einmal zur Erläuterung unserer Posi-

tion: Dass wir in den ganzen Diskussionen über 

vergleichendes Verfahren reden - wir sind ja in 

Prozessdiskussionen -, haben wir nie infrage ge-

stellt. Das Problem taucht in dem Moment auf, in 

dem aus Definitionen, die bisher in diesem Kreis 

getroffen worden sind, einheitliche Verwendun-

gen im Bericht werden. So kann man das auch im 

Protokoll nachlesen. Herr Gaßner hat dies eben 

mit Lyrik bezeichnet. 

In der Folge - das hat Herr Dr. Fischer angespro-

chen - haben wir in der Arbeitsgruppe 2 erlebt, 

dass, ausgehend von dieser Definition, Schluss-

folgerungen juristischer Natur diskutiert wurden, 

dass sie am Ende Konsequenzen in der Finanzie-

rungsregelung haben. Das ist die Diskussion, die 

wir zurzeit in der Arbeitsgruppe 2 noch führen 

und noch nicht abschließend geführt haben. Vor 

diesem Hintergrund sehen Sie bitte unseren Hin-

weis, dass wir ein Problem mit dieser Definition 

haben. Nicht wir haben das da hineingebracht, 

sondern das sind andere Akteure innerhalb der 

Arbeitsgruppe 2, die handfeste Verbindungen se-

hen, die im Übrigen juristisch sehr kontrovers ge-

sehen werden. Ich bitte, das als Hintergrund zu 

sehen. Das hat nichts mit der hoffentlich weiter-

hin verspürbaren konstruktiven Mitarbeit zu tun. 

Ich möchte die folgende Frage stellen: Wenn wir 

das heute nicht entscheiden würden - Variante A, 

Variante B oder möglicherweise eine Alterna-

tive -, hindert uns das in der weiteren Arbeit? 

Dass wir am Ende natürlich eine Formulierung 

dazu verabschieden müssen, ist vollkommen 

klar. Ich vermute, dass es uns heute nicht aufhält, 

sondern wir können weiterarbeiten. 

Ich würde vorschlagen, dass wir diese Diskussion 

innerhalb der Arbeitsgruppe 2 unter den Exper-

ten noch nach vorne treiben, und zwar so weit, 

dass wir im Kreis der Kommission berichten kön-

nen, wie die Zusammenhänge dort gesehen wer-

den. Möglicherweise kann sich das noch ent-

spannen - dann hätten wir auch gar kein Problem 

damit -, unabhängig von der Tatsache, dass mög-

licherweise über die KFK noch etwas kommt. Für 

das Binnenarbeiten der Kommission würde ich 

empfehlen, dass wir uns zunächst einmal inner-

halb der Arbeitsgruppe 2 austauschen - das wird 

auf der nächsten Tagesordnung stehen -, wo die-

ser Zusammenhang hergestellt worden ist. Diesen 

möchten wir gerne geklärt haben, bevor wir wie-

der zurück zu Definitionen kommen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich breche die 

Diskussion an dieser Stelle ab, weil es keinen 

Sinn macht, noch weiter darüber zu diskutieren. 

Ich weise darauf hin, dass es sich hier um einen 

einstimmigen Beschluss - bei einer Enthaltung - 

handelt. Wahrscheinlich waren Sie das, Herr Jä-

ger. Herr Fischer war zu diesem Zeitpunkt nicht 

anwesend. Es macht für mich jetzt keinen Sinn, 

weiterzumachen. 

Sie haben die Frage gestellt, inwiefern uns das 

aufhält. Das kann ich Ihnen sagen: Das ist jetzt 

die dritte Abstimmung in Folge, in der wir nicht 

in der dritten Lesung sein können, weil wir die 

Mehrheit auf der Seite der Stimmberechtigten 

nicht hinbekommen haben. Insofern hält es uns 

natürlich auf. 

Ich kann das alles jedes Mal wieder gebetsmüh-

lenartig aufrufen; das mache ich gerne. Ich habe 

auch die Geduld dazu. Aber jetzt bin ich ver-

ständlicherweise ein bisschen sauer darüber, 

weil das wirklich eine Sache ist, die Bestandteil 

des Gesetzes ist, die explizit - wir haben es ge-

rade noch einmal aufgerufen - Grundlage des 

Standortauswahlgesetzes ist. Ich denke, wir ha-

ben nicht so viel Zeit, uns jetzt noch weiter damit 

aufzuhalten. Wie die AG 2 damit umgehen will, 

das obliegt Herrn Brunsmeier und Herrn Steink-

emper. Wir rufen das in der Kommissionssitzung 

am 18. April mit den beiden Beschlüssen wieder 

auf. Sie können sich noch einmal Gedanken dar-

über machen, ob Sie die klarere, die einfacher zu 

lesende oder die verschachtelte Formulierung 

wählen; das ist mir egal. Dann wird hier abge-

stimmt. Ich hoffe, dass dann ein paar mehr auf 

der Seite der Stimmberechtigten sind. Können 

wir so verfahren? 
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Dann würde ich jetzt noch gerne zu dem Punkt 

kommen, der mir wirklich noch am Herzen liegt 

und worüber wir einmal gesprochen haben müs-

sen, es sei denn, Herr Sailer und Herr Wenzel 

sind anderer Auffassung dazu. Ich springe jetzt in 

die Drucksache 160a. 

Ich habe Sie, Herr Sailer und Herr Wenzel, eben 

in der Pause zusammen sitzen sehen. Mit wel-

chem Ergebnis? 

Min Stefan Wenzel: Kein einfaches. 

Michael Sailer: Ich glaube, wir müssen die ein-

zelnen Absätze unterschiedlich behandeln. Es 

war ja auch die Bitte, durch die einzelnen Kapitel 

zu gehen. Das nicht einfache Ergebnis haben wir 

bei dem letzten Kapitel, in dem es um den Zeit-

ablauf geht. Aber das sollten wir dann diskutie-

ren, wenn wir dort angekommen sind. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay. Dann 

rufe ich auf     

Min Stefan Wenzel: Moment! Ich sehe das schon 

noch komplizierter. Ich möchte ein paar grund-

sätzliche Bemerkungen machen; denn einige be-

ziehen sich auf den Gesamttext. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Dann schießen 

Sie los! 

Min Stefan Wenzel: Erstens die Begrifflichkeit. 

Aus meiner Sicht sind die Begriffe „Fehlerkorrek-

turmöglichkeit“ und „Reversibilität“ der Oberbe-

griff für das, das wir wollen. Er hat drei Unterbe-

griffe, nämlich „Rückholbarkeit“, „Bergbarkeit“ 

und „Wiederauffindbarkeit“. Das würde ich 

gerne durchgängig in dem gesamten Text vorneh-

men. Das ist jetzt nicht stringent durchdiskutiert. 

Zum Zweiten ist für mich auch der Begriff „dau-

erhafte Lagerung von radioaktiven Abfällen“ ein 

Oberbegriff. Unterbegriffe von „dauerhafter Lage-

rung“ sind „Endlagerung“, „Hütelagerung“, 

„Bohrlochlagerung“ und viele andere. Der Begriff 

„Dauerlagerung“ wird hier der Hütelagerung zu-

geordnet. Das würde ich nicht machen, sondern 

ich würde die Hütelagerung auch als Hütelage-

rung bezeichnen, aber den Begriff „Dauerlage-

rung“ nicht mit dem Hütekonzept in Verbindung 

bringen; denn auch bei einem Endlagerkonzept 

muss der Müll dauerhaft an dieser Stelle verblei-

ben. 

Ich würde gerne sicherstellen, dass wir vorsehen, 

dass für die Bergbarkeit entsprechende Vorkeh-

rungen getroffen werden. Das Erste ist die Bereit-

stellung der Daten. Das Zweite ist die Bereitstel-

lung und Bereithaltung des Know-hows von der 

Ingenieurleistung bis zum Wissenschaftler. Das 

Dritte ist die Vorkehrung im Bergwerk: Man muss 

einen Behälter haben, der das zulässt. Man muss 

eine technische Einrichtung haben, die das er-

möglicht. Man muss das nach Arbeitsrecht hinbe-

kommen. Man muss das von den Lasten her be-

wältigen. Das Vierte ist, dass man die techni-

schen Einrichtungen, um die Bergbarkeit zu ge-

währleisten, für einen Zeitraum X vorhalten 

muss. Das ist aus meiner Sicht hier nicht hinrei-

chend deutlich geworden. 

Positiv finde ich, dass auf der Seite 12 darauf 

hingewiesen wird, was die grundsätzlichen Ziele 

sind, die man mit dem Thema Reversibilität und 

Fehlerkorrekturmöglichkeit verbindet, nämlich 

erstens Fehlerkorrekturen zu ermöglichen, zwei-

tens Handlungsoptionen für künftige Generation 

zu eröffnen und drittens Vertrauen in den Pro-

zess zu gewährleisten. 

Ich mache jetzt deswegen so grundsätzliche An-

merkungen, weil wir hier eine Textüberarbeitung 

haben, die nicht im Änderungsmodus ist und die 

die Klammern aufgelöst hat, und wir in der Dis-

kussion ein Stück weit wieder von Neuem anfan-

gen. 

Der letzte Punkt, den ich ansprechen muss, ist 

der Zeitplan, wenn man so dezidiert auf den 

Zeitplan abhebt. Das war für uns damals ein 

wichtiger Grund, warum wir gesagt haben: Diese 
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Kommission muss die Möglichkeit haben, das 

Gesetz zu evaluieren. 

Die Frage ist: Wenn man 2017 anfängt und 2031 

eine Standortentscheidung treffen will, wie viele 

Jahre braucht man für die unterirdische Erkun-

dung? Wie viele Jahre braucht man für die ober-

flächige Erkundung? Ich möchte nicht, dass wir 

uns etwas in die Tasche lügen. Mir ist wichtig, 

dass der Prozess so zügig wie möglich vonstatten-

geht, dass er aber sicherheitsgesteuert ist, nicht 

dass er rein zeitgesteuert ist. 

Wir haben noch das Thema Wärme. Wenn wir 

uns darauf verständigen, dass wir grundsätzlich 

sagen, aus Sicherheitsgründen wird nicht heißer 

als 100 Grad eingelagert, dann hat das auch Fol-

gen für den Zeitplan. Es kann nicht sein, dass wir 

hier einen Zeitplan beschließen, nur noch eine 

Option zulassen und uns hinterher den Weg der 

Sicherheit verschließen. 

Das sind meine grundsätzlich geprägten Anmer-

kungen. Ich glaube, dass man über die Begriff-

lichkeiten wahrscheinlich Klarheit bekommt, 

auch über die Frage der Vorhaltung aller Notwen-

digkeiten zur Bergung; dazu könnte ich einen 

Formulierungsvorschlag machen. Wir sollten 

aber noch einmal über die Zeitfrage sprechen: 

Wie gehen wir damit um? 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Sailer 

jetzt dazu. 

Michael Sailer: Nur um das abzuräumen: Ich 

habe das mit den Begrifflichkeiten nicht erwähnt, 

weil ich schon bei dem bilateralen Gespräch in 

der Pause gesagt habe, dass das gegessen ist. Das 

muss man einfach redaktionell nachführen. An 

dem Text ist über ein Jahr lang geschrieben wor-

den, und da sind die Begriffe nicht sauber. 

Ich bin damit einverstanden, dass wir die Be-

griffe einheitlich verwenden, dass wir die Dauer-

lagerung als Überbegriff und die Endlagerung als 

Unterbegriff nehmen, auch die anderen; das ist 

überhaupt kein Problem. Das müssen wir hier 

auch nicht diskutieren. Das können wir als Auf-

trag für das Durchdiskutieren mitnehmen. 

Bezogen auf die Bergbarkeit: Wir haben außer 

dem Kapitel 5 noch das Kapitel 6, in dem wir 

schon viele Sachen hier diskutiert haben. Wir ha-

ben ein Dokumentationskapitel. Das war eines 

der ersten Kapitel, die wir verabschiedet haben. 

Darin steht, welche Informationen für die Berg-

barkeit vorgehalten werden müssen. Das ist in ei-

nem schon verabschiedeten Text geregelt. 

Die anderen Sachen sind für mich im Kapitel 6 

zu verorten, das wir in der AG 3 noch nicht völ-

lig durchgearbeitet haben. Auch ich wäre dafür 

zu haben, dass man im Kapitel 6 die Anforderun-

gen an die Bergbarkeit noch genau definiert. 

Wir haben schon früh beim Suchverfahren defi-

niert: Wir brauchen neben dem, was wir als 

Grundfläche für das Endlager brauchen, eine zu-

sätzliche Fläche, auf der man sicher ein gutes 

Bergungsbergwerk haben kann. Das ist einer der 

zentralen Punkte in der Diskussion. Das gehört 

aber dann in das Kapitel 6 in die entsprechende 

Ausformulierung. 

Für mich sind die Sachen in puncto Bergbarkeit 

an anderer Stelle abzuhandeln, aber in einem Ka-

pitel aus der AG 3. 

Zu dem Zeitkapitel - das ist das letzte Unterkapi-

tel in diesem Text - würde ich den Vorschlag ma-

chen, dass wir, wenn wir am Ende des Durch-

gangs Zeit haben, noch einmal darüber diskutie-

ren. Aber ich könnte auch damit leben, dass wir 

zu dem Zeitkapitel sagen: Wir müssen zurzeit die 

Aussagen im Bericht zum Zeitablauf homogeni-

sieren. Wir haben ja viele Stellen, an denen wir 

darauf zurückgreifen. Ich würde sagen: Das Zeit-

kapitel ist jetzt ein Ansatz, die Fragen gehen mit, 

und wir müssen einen Weg finden, wie wir die 

Zeitangaben homogen festlegen. Das würde ich 

schon in diesem Kapitel machen. Das muss aber 
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mit den anderen Kapiteln, in denen Zeitangaben 

vorkommen, synchronisiert sein. 

Der Verfahrensvorschlag wäre, dass wir jetzt das 

Papier mit Ausnahme des letzten Kapitels durch-

sprechen. Ich glaube, das ist auch durchsprech-

bar. Bei dem letzten Kapitel überlegen wir noch, 

wie wir in die Details gehen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Danke, Herr 

Sailer. Ich rufe auf: 5.1 Ziele und Vorgehen. Wel-

che Anmerkungen gibt es dazu? Keine. 

Kapitel 5.2 Kurzüberblick über Entsorgungsoptio-

nen und ihre Einstufung. Gibt es dazu Anmer-

kungen? 

Dann rufe ich auf: Kapitel 5.3 Nicht weiter ver-

folgte Optionen. 

Ich rufe auf: Kapitel 5.3.1 Entsorgung im Welt-

raum. 

Ich rufe auf: Kapitel 5.3.2 Entsorgung im antarkti-

schen oder grönländischen Inlandeis. Keine An-

merkungen - komisch. 

Ich rufe auf: Kapitel 5.3.3 Entsorgung in den Oze-

anen. 

Ich rufe auf: Kapitel 5.3.4 Dauerlagerung an oder 

nahe der Erdoberfläche ohne Endlagerintention. 

Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Das würde ich durchgängig 

„Hütelagerung“ nennen. 

Michael Sailer: Sorry! Wir haben in der AG 3 et-

was anderes diskutiert. Ich gehe so weit mit, dass 

wir dieses Auseinandersortieren machen, wann 

Dauerlagerung der Überbegriff ist, und wir uns in 

der Überschrift etwas überlegen, was das trifft. 

Das können wir gerne noch absprechen. Aber die 

Hütelagerung ist wieder etwas anderes. 

Min Stefan Wenzel: Die Hütelagerung ist hinten 

erwähnt. Aber vielleicht könnten wir uns darauf 

verständigen, dass wir das begrifflich noch vonei-

nander trennen. Das kann heißen: „Die Lagerung 

an oder nahe der Oberfläche“. Vielleicht können 

wir das in diesem Sinne noch überarbeiten. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Das wird ge-

macht. Herr Sailer nickt. 

Dann komme ich zu: 5.3.5 Tiefengeologische 

Bergwerkslösung ohne Rückholbarkeit. Herr 

Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Auch da müsste der Oberbe-

griff hin: „ohne Fehlerkorrekturmöglichkeit“ 

bzw. „ohne Reversibilität“. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Das macht 

Herr Sailer. 

Min Stefan Wenzel: Das müssten wir gemeinsam 

- das ist an vielen Punkten - durchgucken. 

Michael Sailer: Das habe ich ja vorgeschlagen. 

Wir setzen uns am Nachmittag ran, bis wir alles 

haben. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Kudla. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Wir hatten ja den 

Bürgerdialog „Standortsuche“. Da gab es eine Ar-

beitsgruppe zu den Entsorgungsoptionen, in der 

Herr Kleemann und ich waren. Dort ist mehrheit-

lich die Meinung gewesen, dass diese Option 

nicht in die Kategorie C einzustufen ist, sondern 

in die Kategorie B. Darüber hatten wir in der AG 

3 auch berichtet. 

Der Grund ist, dass die Option „tiefengeologische 

Bergwerkslösung ohne Rückholbarkeit“ nicht mit 

Optionen vergleichbar ist wie beispielsweise 

Schießen in den Weltraum oder Versenkung im 

grönländischen Inlandeis. Wir waren in der AG 3 

der Meinung - Herr Sailer, soweit ich mich erin-

nere -, dass wir das deshalb in die Kategorie B 
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einstufen sollten; denn diese Lösung ist nicht so 

irreal wie das Schießen des radioaktiven Abfalls 

in den Weltraum. Das ist einfach nicht vergleich-

bar. 

Dazu die Frage - wir haben in der AG 3 darüber 

diskutiert; dazu gibt es ein Papier; wir haben das 

eingebracht -, warum das jetzt hier nicht umge-

setzt worden ist. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Das erklärt uns 

jetzt Herr Sailer. 

Michael Sailer: Bei mir ist nicht angekommen, 

dass wir das in der AG 3 im Sinne eines Be-

schlusses besprochen hätten, dass wir das än-

dern. Ich persönlich hätte auch ein Problem da-

mit; denn realisierbar sind zum Teil auch irgend-

welche anderen Sachen, aber sie gehen aus ande-

ren Gründen nicht. Die tiefengeologische Endla-

gerung ohne jede Möglichkeit der Reversibilität 

kann man heute nach der Asse nicht mehr ma-

chen. 

Wenn man sagt, das gehört zu den B-Möglichkei-

ten: Die haben wir ja aufgelöst. Das haben wir 

schon gestern gesprochen. Die B-Möglichkeiten 

sind unterschiedlich zu beobachten. Sollen wir 

jetzt dem Bundestag raten, dass man die tiefenge-

ologische Endlagerung im Bergwerk ohne rever-

sible Elemente alle zehn Jahre oder in jeder Le-

gislaturperiode überprüft? Das wäre doch die 

Konsequenz aus der Umstufung. Ich halte diese 

Konsequenz für ziemlich hanebüchen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Appel, 

dann Herr Kudla. 

Dr. Detlef Appel: Nach meinem Verständnis wird 

diese Lösung tatsächlich nirgendwo verfolgt, aber 

sie ist die Vorläuferlösung aller Endlagerlösun-

gen mit Reversibilität oder was auch immer. Das 

ist doch das, was wir über Jahrzehnte hinweg in 

allen Ländern gesehen haben. Meiner Ansicht 

nach sollte man es dann auch so darstellen. Im 

Moment gibt es niemanden, der diese Variante 

verfolgt, weil alle mit mehr oder weniger Intensi-

tät in irgendeiner Art und Weise Gedanken zur 

Rückholung oder zumindest zur Rückholbarkeit, 

Reversibilität verfolgen. Für mich ist das die His-

torie derjenigen Variante, die dann als die zu ver-

folgende Variante vorgestellt wird. So wäre es 

meiner Ansicht nach richtig zugeordnet. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Kudla. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: „Ohne Reversibili-

tät“ hatte ich nicht gesagt. Hier steht „ohne Rück-

holbarkeit“. Darunter verstehe ich die Rückhol-

barkeit der radioaktiven Abfälle aus dem Berg-

werk während der Einlagerungsphase. Hinsicht-

lich der Reversibilität ist hier nichts ausgeführt. 

Die Reversibilität kann ohne weiteres dabei sein: 

Reversibilität der Entscheidungsprozesse wäh-

rend der Standortauswahl. Das kann hier ohne 

weiteres dabei sein und ist in diesem Kapitel 

nicht ausgeschlossen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Sailer 

noch einmal. 

Michael Sailer: Wir haben gerade vorne eine De-

finition ohne Widerspruch gehabt, nämlich was 

die nicht weiterzuverfolgenden Optionen sind, 

die wir in dem Kapitel, das wir gerade durchdis-

kutieren, beschrieben haben. Ich zitiere: 

Angesichts des derzeitigen und absehbaren Wis-

sensstandes empfiehlt die Kommission, diese 

Optionen unter Angabe der Argumente und Kri-

terien nicht weiterzuverfolgen. 

Ich glaube, das ist das gemeinsame Verständnis. 

Wenn ich jetzt noch das Petitum von Herrn Wen-

zel dazunehme, wenn die Überschrift heißt 

„ohne Reversibilität“, „ohne Rückholbarkeit“, 

„ohne Bergbarkeit“, dann verstehe ich das. Dann 

wäre auch klar, dass diese Fassung nicht in die 

Kategorie B eingeordnet werden kann, sondern 

dass sie in der Kategorie C bleiben muss, weil sie 
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so definiert ist, wie ich es gerade vorgelesen 

habe. 

Zu dem Petitum von Detlef Appel: Wir können 

an dieser Stelle gerne ein leere eckige Klammer 

machen, die in dieses Kapitel gehört, bei der du 

oder wir beide einen Satz formulieren, dass wir 

schreiben: Das war früher die Denke zu Endlager-

bergwerken. Wir suchen eine passende Stelle in 

diesem Absatz und würden diesen Gedanken er-

klären. Dann wäre noch untergebracht, warum 

man früher immer so gedacht hat. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Diesen Hin-

weis von Ihnen möchte ich gerne aufgreifen. 

Herr Kudla, können Sie nach den Erklärungen 

noch immer nicht damit leben, dass das hier so 

steht? Wir sind in der zweiten Lesung. Ich lasse 

jetzt darüber abstimmen. Wir können eine eckige 

Klammer für die dritte Lesung machen; das tut 

uns nicht weh. Sagen Sie mir nur, wie. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Ich kann damit le-

ben; denn es wird wohl nichts anderes heraus-

kommen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Sehr schön, 

Herr Kudla. Herr Fischer, noch etwas Zielführen-

des? 

Dr. h. c. Bernhard Fischer: Ja. Aus meiner Sicht 

gibt es schon eine Möglichkeit, ähnlich wie wir 

das auch unter den B-Kategorien gemacht haben, 

mit einer individuellen Erklärung gerade dieser 

Variante noch einmal den Unterschied aufzuzei-

gen. Denn die Varianten, die wir unter C sonst 

eingegliedert haben, haben aus unserer Sicht we-

niger ein Potenzial, dass sie sich realisieren las-

sen. Dies hier lässt sich realisieren. Aber wir wol-

len es nicht mehr, weil wir letztendlich die Re-

versibilität und die Rückholbarkeit nicht haben 

wollen. Das ist ein anderer Ansatz. Insofern 

könnte ich mir vorstellen, dass man durch einen 

solchen Satz, einleitend zu diesem Kapitel, zum 

Ausdruck bringt, dass das eine andere Methodik 

ist. Ich glaube, damit wird es klarer. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay. Herr 

Kudla, das ist besser, nicht wahr? 

(Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Okay!) 

Das ist ein guter Vorschlag. 

Was mache ich denn mit dem Kapitel 5.4, Herr 

Sailer? 

Michael Sailer: Das Kapitel 5.4 ist nur für den 

Überblick. Diese vier Texte haben wir alle verab-

schiedet, zwei gestern und zwei das letzte Mal. 

Die können wir einbinden, wenn wir hier durch 

wären. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay. Ich rufe 

auf: Kapitel 5.5 Priorität: Endlagerbergwerk mit 

Reversibilität/Rückholbarkeit/Bergbarkeit. Gibt es 

dazu Anmerkungen? Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: In diesem Kapitel steht in 

der Zeile 8 der Begriff „veränderte Perspektive“. 

Ich bitte, ihn zu überdenken. „Veränderte Per-

spektive“ erweckt ein bisschen den Eindruck, als 

wenn man auf denselben Sachverhalt nur aus ei-

ner anderen Richtung guckt. Aber wir haben 

schon eine sehr grundlegend andere Entschei-

dung getroffen. 

Michael Sailer: Der Satz ist an der falschen 

Stelle. Wir können ihn in eckige Klammern set-

zen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ja, und Sie 

überlegen sich noch einen neuen. 

Michael Sailer: Dem Kollegen Grunwald fällt an 

dieser Stelle sicherlich etwas Niedersachsenkom-

patibleres ein. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich rufe auf: 

Kapitel 5.5.1 Grundlagen und Prämissen. 
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Ich rufe auf: Kapitel 5.5.2 Reversibilität, Rückhol-

barkeit und Bergbarkeit - Begriffserklärungen. 

Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Das wäre, wie gesagt, der 

Punkt, bei dem wir die Begrifflichkeiten noch er-

gänzen müssten. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich rufe auf: 

Kapitel 5.5.3 Zeitliche Struktur: Etappenmodell. 

Herr Sailer, das ist Ihr Part. Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Darin ist ein zeitlicher As-

pekt, und es gibt noch das extra Kapitel 5.6: Zeit-

bedarf zur Realisierung. Das ist für mich insge-

samt noch überarbeitungsbedürftig. Herr Sailer 

hatte ein Angebot dazu gemacht, dass wir uns 

das noch einmal angucken. 

Man kann es nicht auseinander haben; man muss 

es im Grunde genommen mit dem Kapitel 5.6 zu-

sammen haben. Wenn man sich das anguckt, 

stellt man fest, dass der zielführende Termin im-

mer der ist, der jetzt im Gesetz steht, dass aber an 

keiner Stelle erklärt wird, wie man in diesem 

Zeitraum eine unterirdische Erkundung, eine 

oberirdische Erkundung und das Ausschließen 

der nicht geeigneten Gebiete hinbekommen soll, 

inklusive des Streits, den wir noch über die Da-

ten haben. 

Ich möchte die Experten fragen, wie viel sie für 

eine unterirdische Erkundung, für die Herstel-

lung einer Bohrung, für eine Auswertung der Da-

ten, möglicherweise für die Einrichtung eines Er-

kundungsbergwerks ansetzen. Wie lange braucht 

man dafür? Reichen für diese drei Sachen 14 

Jahre? Nur damit wir uns darüber klar werden 

und uns da nicht in die Tasche lügen. Herr 

Thomauske lacht auch. Alle wissen, dass das un-

realistisch ist. Herr Thomauske war da immer 

sehr ehrlich. 

(Michael Sailer: Jetzt wird es wirklich gefährlich! 

Heiterkeit) 

Herr Thomauske hat doch sehr deutlich gesagt, 

dass er dieses Datum für schwierig hält. Deswe-

gen möchte ich nicht, dass wir den Eindruck er-

wecken, dieses Datum sei total realistisch. Ich 

möchte nicht, dass hinterher alle nicht sicher-

heitsorientiert, sondern nur zeitorientiert arbei-

ten. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Sailer, 

dann Frau Kotting-Uhl. 

Michael Sailer: Wir haben einen ganz klaren 

Aufbau des Inhaltsverzeichnisses. Dieser Teil ist 

mit „Zeitliche Struktur: Etappenmodell“ über-

schrieben. Darin geht es nicht um Zeiten, son-

dern um die zeitliche Struktur. Wenn man sich 

den Text durchliest, sieht man, dass nur ganz we-

nig Zahlenangaben dazu kommen. Dieses Kapitel 

dient dafür, zu zeigen, was hintereinander weg 

ablaufen muss. Wenn zeitliche Andeutungen 

drin sind, geht es überhaupt nur darum, dass 

man ein Gefühl dafür bekommt, ob es bei be-

stimmten Sachen um Monate oder Jahrzehnte 

geht. Wenn da beispielsweise „20 Jahre Beobach-

tungsphase vor Verschluss“ steht, dann ist das 

nur eine Orientierung. Wir brauchen diese zeitli-

che Struktur, und zwar außerhalb der echten Dar-

stellung der Zeit. 

Deswegen halte ich es für absolut notwendig, 

dass wir dieses Kapitel an dieser Stelle behalten; 

denn das gehört zu der Überblicksbeschreibung 

der Optionen, für die die Kommission votiert. 

Wir haben deswegen von vornherein ein anderes 

Kapitel gehabt, das weiter hinten kommt und die 

Zeitangaben enthält, vorausgesetzt bei gleicher 

Struktur. Zu diesem anderen Kapitel hatte ich 

vorhin den Vorschlag gemacht, uns heute mög-

licherweise nicht zu einigen. 

Mir wäre wichtig, dass wir das Kapitel 5.5.3 so 

verabschieden; denn sonst können wir das Mo-

dell überhaupt nicht beschreiben. Dann geben 

wir den Pfad auf, für den wir jetzt votiert haben. 

Wenn eine Zeitangabe zu viel drin ist, bin ich 

gerne bereit, zwei oder drei Worte zu streichen, 
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wenn unabsichtlich irgendetwas von dem eigent-

lichen Kapitel mit den Zeitangaben hinüberge-

rutscht ist. Wir reden hier über die Struktur, wel-

che Schritte hintereinander ablaufen. Wir können 

keine Option bearbeiten, bei der wir keine 

Grundidee von der Struktur haben, welche Pro-

jektphasen hintereinander wegkommen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Frau Kotting-

Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich will Herrn Sailer da 

unterstützen. Ich finde das Kapitel 5.5.3 - Zeitli-

che Struktur: Etappenmodell - wichtig. Wenn ich 

es richtig gelesen habe, ist eine einzige Jahreszahl 

drin, nämlich das Jahr 2017, in dem man hoff-

nungsvoll beginnen kann. Ansonsten sind keine 

Jahreszahlen genannt. 

Kritisch wird es beim Kapitel 5.6; da gebe ich 

Herrn Wenzel Recht. In dem mittleren Abschnitt 

steht das Jahr 2031. Wir haben in der Kommis-

sion noch nicht zu Ende diskutiert, ob wir diese 

Zahl im Stand AG lassen wollen, also ob wir 

empfehlen wollen, sie zu lassen, oder ob wir sie 

aufgeben; beides hat Vor- und Nachteile. 

Hinsichtlich der Formulierung, wie sie hier steht, 

dass eine ehrgeizige Projektdurchführung erfor-

derlich ist, um diesen Zeitplan einzuhalten, gebe 

ich Herrn Wenzel völlig recht; denn das klingt 

danach: Leute, ihr müsst bei der Endlagersuche 

Tempo machen. Das Verfahren muss ordentlich, 

schnell abgewickelt werden, damit man das Jahr 

2031 einhalten kann. Das ist natürlich genau die 

falsche Botschaft. Wir waren uns hier auch schon 

darüber einig, dass das die falsche Botschaft ist. 

Ich habe kein Problem damit, wenn wir uns da-

rauf einigen, dass das Jahr 2031 im Gesetz bleibt, 

den ersten Satz stehen zu lassen. Aber dann müs-

sen wir den zweiten Satz ändern in: „Es ist davon 

auszugehen, dass dieses Ziel sehr ambitioniert 

ist“. Wir müssen klarmachen, dass das nicht er-

reichbar sein wird, ohne die Zahl zu streichen. 

Das war die Kompromissformel, auf die wir uns 

schon zubewegt hatten. Vielleicht sollten wir de-

finitiv entscheiden, ob wir die Jahreszahl 2031 

drin lassen wollen oder ob wir sie aufgeben. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Kudla, 

dann Herr Wenzel. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Zum Zeitplan hat 

Herr Thomauske noch eine Kommissionsdruck-

sache vorgelegt, die hoffentlich in der AG 3 noch 

diskutiert wird. Darin hat er den notwendigen 

Zeitaufwand in den verschiedenen Phasen und 

Schritten dargestellt. Auf dieser Grundlage soll-

ten wir das Thema Zeit diskutieren. 

Nachdem wir die Drucksache 160a zumindest in 

der zweiten Lesung verabschieden sollten, bin 

ich der Meinung, dass wir einen Satz aufnehmen 

sollten, nur als Regieanweisung, dass zur not-

wendigen Zeit für die verschiedenen Etappen 

noch eine weitere Präzisierung erfolgt. Damit 

können wir das Ganze dann ins Internet stellen; 

denn das soll ja auch der Öffentlichkeit zur Ver-

fügung stehen. Damit weiß die Öffentlichkeit: 

Zum Zeitplan kommt noch etwas. Was da 

kommt, das diskutieren wir hoffentlich in der AG 

3 möglichst bald. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Sailer, 

das ist doch ein kluger Vorschlag, oder? 

Michael Sailer: Ja, ich bin auch fast dabei. Aber 

ich habe den Vorschlag vorhin schon so skizziert. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Entschuldi-

gung. 

Michael Sailer: Ich hatte vorhin vorgeschlagen: 

Lasst uns bitte das Kapitel 5.6 anders behandeln 

als das Kapitel, über das wir jetzt reden, nämlich 

das Kapitel 5.5.3. Wenn wir jetzt sagen, wir neh-

men alles außer 5.6 für das Internet an und dis-

kutieren 5.6 als Grundlage mit all den Punkten, 

wie wir mit der Zeit umgehen, dann ist das Ge-

samtkapitel um eines kürzer, aber dafür haben 

wir die Diskussion separiert. 
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Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Wenzel, 

dann Herr Thomauske. 

Min Stefan Wenzel: Im Prinzip finde ich den 

Vorschlag, den Herr Sailer gemacht hat, gut. 

Beim Kapitel 5.5.3 könnte man auch einfach 

„Etappenmodell“ schreiben und nicht das Wort 

„zeitlicher Ablauf“. Das Irritierende war, dass 

zweimal das Wort „zeitlicher Ablauf“ auftaucht. 

Zu dem Kapitel 5.5.3 würde ich noch den Vor-

schlag zu den Notwendigkeiten zu der Vorberei-

tung von Bergungen nachliefern.  

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Thom-

auske. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Dem Grunde nach 

kann ich mit dem Kapitel 5.5.3 leben. Ich glaube 

nur, dass die Überschrift - Zeitliche Struktur: 

Etappenmodell - falsch ist. Das ist keine zeitliche 

Struktur, sondern eine Grobskizze des Ablaufs. 

Insofern könnte man das noch ändern. Ansonsten 

kann ich mit 5.5.3 leben. Das Kapitel 5.6 machen 

wir ja separat. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Genau. Herr 

Sailer. 

Michael Sailer: Ich bin völlig damit einverstan-

den, nur eine Ausnahme: Die Bergbarkeitssachen 

wären falsch angebracht, wenn wir die jetzt in 

5.5.3 unterbringen. Das ist eine kurze Beschrei-

bung. Das Kapitel 6 ist das nachfolgende Kapitel, 

das detaillierter ausführt. Wir müssen dort alle 

Anforderungen, die wir an die Bergbarkeit sehen, 

aufschreiben. Die Stelle müssen wir noch genau 

fixieren. Wenn aus Niedersachsen ein Text dafür 

kommt, dann würde ich den gern in das Kapitel 6 

an die entsprechende Stelle bringen, aber nicht 

hier, weil das den ganzen Aufbau und Duktus 

sprengt. 

(Min Stefan Wenzel: Okay, das kann man auch 

machen!) 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Einverstanden, 

Herr Wenzel? Okay. 

Können wir dann mit dem Kapitel 5.5.3 so ver-

fahren, wie es gerade besprochen wurde, zeitli-

che Struktur heraus und ansonsten bleibt es? Ich 

glaube, dass wir damit allmählich einmal in die 

Öffentlichkeit zur Diskussion müssen. 

Ich rufe auf: Kapitel 5.5.4 Begründung der Priori-

tät. Gibt es Hinweise? Das ist nicht der Fall. 

Wir haben gerade entschieden, das Kapitel 5.6 

wird zurückgestellt und in der AG 3 noch beo-

bachtet und diskutiert. Herr Sailer. 

Michael Sailer: Ich habe eine Frage: Macht es 

Sinn, dass wir das Kapitel 5.6 in der AG 3 disku-

tieren und es hier noch einmal diskutieren? Denn 

ich glaube, die Aussage, welche Zeiten wir in die 

Welt setzen, ist eigentlich eine Kommissionsent-

scheidung. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich habe ge-

rade das Gefühl gehabt, auch bei Ihnen in der AG 

3 gibt es noch Gesprächsbedarf zu diesem 

Thema. 

Michael Sailer: Natürlich gibt es den. Aber die 

Frage für mich ist vor dem Hintergrund der Zeit 

und in Anbetracht dessen, was wir in der AG 3 

noch alles zu diskutieren haben, ob wir zweimal 

die gleiche Diskussion machen. Die AG-3-Mit-

glieder sind in aller Regel auch in der Kommis-

sion präsent. Wir haben schon ein paar Mal über 

Zeiten diskutiert. Wir debattieren das erst in der 

AG 3, und dann debattieren wir das Gleiche hier 

noch einmal. Ich finde, es ist ein Stück weit eine 

politische Grundsatzentscheidung, was wir zum 

Zeitablauf sagen. Diese Entscheidung müssen wir 

gemeinsam fällen. Der Vorschlag der AG 3 wird 

hier wieder ganz umfangreich diskutiert; da bin 

ich mir ganz sicher. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich würde vor-

schlagen, Herr Sailer, dass Sie in der AG 3 einen 
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Vorschlag machen, den wir dann hier diskutieren 

können. Ich habe den Eindruck, dass heute nicht 

alle zu dem Thema Zeitplan sprechfähig sind. 

Das kam aus den unterschiedlichsten Wortmel-

dungen heraus. Dann bringt uns das wenig. 

Ich schlage vor, dass wir alle Kapitel freigeben 

bis auf das Kapitel 5.6. Dieses Kapitel nehmen 

Sie noch einmal mit. Wenn Sie in der AG sagen: 

„Das ist unser Ding, das geben wir so in die Kom-

mission“, dann rufen wir es beim nächsten Mal 

wieder auf; dann weiß auch jeder Bescheid. Ich 

glaube, dass die Kommission heute nicht in der 

Lage dazu ist, diese Frage zu beantworten. Kön-

nen wir so verfahren? 

Dann kommt das Papier ohne das Kapitel 5.6 in 

die dritte Lesung mit den Anmerkungen von 

Herrn Wenzel und dem, was zu dem Kapitel zu 

dem Etappenmodell gesagt worden ist. Herzli-

chen Dank. 

Sie haben eben einen neuen Vorschlag zu der 

These 9 ausgeteilt bekommen. Sie erinnern sich: 

Dabei geht es um Anerkennung, Respekt für Um-

welt, Antiatomkraftbewegung etc. Hatten Sie 

schon Gelegenheit, sich diesen Text durchzule-

sen? Herr Ott. 

Erhard Ott: Ich habe nur eine kleine redaktio-

nelle Ergänzung, nämlich dass in dem zweiten 

Satz nach dem Wort „gilt“ noch das Wort „auch“ 

eingefügt wird. Ich denke, dann ist das textlich 

besser gestaltet. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay. Hat das 

die Redaktionsgruppe gerade nicht besprochen? 

Vorsitzender Michael Müller: Doch. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Und? 

Vorsitzender Michael Müller: Der Begriff „auch“ 

ist immer sehr interpretationsfähig; das ist das 

Problem. Man kann ihn sehr unterschiedlich in-

terpretieren. Man kann es als Gleichstellung in-

terpretieren. Ich würde das Wort „ebenfalls“ vor-

schlagen“; denn das ist sprachlich in diesem Zu-

sammenhang besser. 

(Erhard Ott: Okay!) 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Können Sie 

damit leben? Herr Kleemann. 

Dr. Ulrich Kleemann: Ich habe noch immer 

meine Probleme mit dem Satz: Ihre Anerkennung 

gilt dem Einsatz der Beschäftigten der Kernkraft-

werke, den sicheren Betrieb der Anlagen zu ge-

währleisten und Risiken zu minimieren. 

Haben wir denn auf diese Art und Weise größere 

Katastrophen verhindert? 

Vorsitzender Michael Müller: Davon gehe ich 

aus. 

(Hubert Steinkemper: In Deutschland schon!) 

Dr. Ulrich Kleemann: Das steckt in dem Satz 

drin. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Na gut, wenn 

sie Unsinn gemacht hätten, dann wüssten wir es 

heute. 

Vorsitzender Michael Müller: Herr Kleemann, 

wir kennen ja diese Diskussion und wissen, was 

dahintersteht. Ich glaube aber, dass das im Sinne 

des inneren Friedens genau richtig ist. Wir ma-

chen einen Beitrag für den inneren Frieden. Ich 

hätte mich gefreut, wenn das bei der Abstim-

mung vorhin auch der Fall gewesen wäre. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Aber diese Ab-

stimmung können wir nicht vornehmen, weil die 

Seite der Stimmberechtigten nicht vollständig ist. 

Okay, dann bleibt das in der zweiten Lesung und 

wird noch einmal aufgerufen. 
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Ich rufe das Thema aus der Drucksache 202 auf - 

jetzt wird es noch einmal ein bisschen schwieri-

ger -, das von Herrn Jäger vorhin angesprochen 

worden ist, nämlich mit der Zitierung auf die Ge-

setzesbegründung hin. Wir haben festgestellt, 

dass dies in der Gesetzesbegründung tatsächlich 

nicht enthalten ist, wohl aber in einer Stellung-

nahme von Bündnis 90/Die Grünen, was zwar 

schön ist, aber uns in dieser Angelegenheit nicht 

weiterhilft. 

(Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Wir sind auch zitierfä-

hig!) 

Das stimmt, aber nicht in diesem Kontext.  

Ich hatte Herrn Gaßner gebeten, sich anzugucken, 

welche Möglichkeiten wir haben, es so zu formu-

lieren, dass alle damit leben können. Das sind die 

Zeilen 7 bis 10 auf der Seite 25. Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Ich habe das nachvollzogen, 

was die Kollegen vor mir gemacht haben, näm-

lich zunächst einmal die Gesetzesbegründung 

wiedergegeben. Für diejenigen, die es jetzt nicht 

mehr genau in Erinnerung haben: Wir haben ei-

nerseits die Feststellung, dass es unter energie-

wirtschaftlichen Aspekten nicht zum sofortigen 

Ausstieg kommen könnte. Wir haben andererseits 

die Aussage, dass es eine zeitliche Staffelung 

gibt. Wir haben darüber hinaus die Aussage - das 

ist die Erinnerung von Sylvia Kotting-Uhl -, dass 

man Überlegungen, bezogen auf den südlichen 

Raum, anstellte. Das hat zu einer Sondervor-

schrift geführt, dass von den acht Kernkraftwer-

ken, die sofort abgeschaltet wurden, gegebenen-

falls zwei in den Wintern 2012 und 2013 wieder 

zurückgeholt werden. Aber das ist wieder eine 

andere Fragestellung. Von daher war die Erinne-

rung fast richtig. 

Die Gesetzesbegründung gibt nichts her. Ich 

würde deshalb vorschlagen, dass wir das hier 

streichen; denn wir sind nicht das Bundesverfas-

sungsgericht. Wir müssen keine Einzelheiten 

nachvollziehen. Wenn sich der Gesetzgeber da-

mals nicht dazu verstanden hat, die zeitliche Stu-

fung zu begründen, dann müssen auch wir das 

jetzt nicht nachholen. Es bringt uns nichts. Die 

Auseinandersetzung um die Frage der Rechtferti-

gung wird jetzt vor dem Bundesverfassungsge-

richt geführt. Da brauchen wir uns an dieser 

Stelle mit einem Satz nicht zu verkämpfen. Ich 

habe keinen konsensstiftenden Satz. Ich würde 

vorschlagen, dass wir das streichen. 

Vorsitzender Michael Müller: Also nach dem 

Wort „Meiler“ einen Punkt, oder was? 

Hubert Steinkemper: Nach „Meiler“: Fortführung 

bis zum Jahre 2022. 

Vorsitzender Michael Müller: Okay, diesen Halb-

satz dann raus. 

Hartmut Gaßner: Ja, das wäre mein Vorschlag. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wie sehen die 

anderen das? Frau Kotting-Uhl? 

(Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Um des lieben Friedens 

willen, ja!) 

Gut, dann wird das so gemacht. Wir haben keine 

Mehrheit auf dieser Seite. Das bedeutet keine 

Verabschiedung in dritter Lesung. Aber ich 

danke für die Bemühungen. Wir rufen das alles 

beim nächsten Mal noch einmal auf, aber dann 

wirklich immer nur punktuell, damit wir durch-

kommen. 

Ich rufe in der Drucksache 202 das Kapitel 2.2 

auf: Die Entsorgung radioaktiver Abfälle. 

Ich würde jetzt bitten, dass alle, die draußen 

sind, hereinkommen. Wir sind in dritter Lesung; 

das hat sonst keinen Zweck. Ich weiß, dass das 

blöd ist. Aber wir müssen jetzt noch die Dreivier-

telstunde durchhalten. 

Gibt es Anmerkungen dazu? Herr Thomauske. 



 
 
Kommission 
Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

gemäß § 3 Standortauswahlgesetz 

 
 
Protokoll der 25. Sitzung Seite 60 von 71 
am 5. April 2016 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Der erste Satz liest 

sich, gelinde gesagt, etwas journalistisch. 

Vorsitzender Michael Müller: Das macht doch 

nichts. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Den würde ich 

gerne gestrichen haben. 

Auf der gleichen Seite heißt es in der Zeile 36: … 

vollständig abgebaut waren aber lediglich drei 

der Kernkraftwerke. 

In dem Zitat zu dem Bericht der Bundesrepublik 

Deutschland für die fünfte Überprüfungskonfe-

renz wird zwischen Leistungsreaktoren und an-

deren differenziert. Bei den Leistungsreaktoren 

haben wir noch keinen vollständig zurückgebau-

ten. Deswegen würde ich an dieser Stelle eine 

Präzisierung vorschlagen, beispielsweise drei 

Versuchs-, Demonstrationsreaktoren, aber nicht 

drei Kernkraftwerke. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Das wird geän-

dert. Gibt es Weiteres dazu? Was machen wir mit 

dem ersten Satz? 

Vorsitzender Michael Müller: Es wäre hilfreich, 

besonders mit Blick auf den Satz mit den 66 Wor-

ten von vorhin, wenn wir insgesamt ein bisschen 

journalistischer wären. 

(Prof. Dr. Bruno Thomauske: Aber nicht so!) 

Für den „Spiegel“ wäre das ein schöner Satz. 

Aber wir streichen ihn. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay. Schade 

eigentlich. 

Vorsitzender Michael Müller: Das finde ich 

auch. Ihr alle habt kein Gefühl mehr für so etwas. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wo ist Herr Fi-

scher? Wo ist Herr Kleemann? 

Vorsitzender Michael Müller: Sie sind vor der 

Tür. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir stellen 

2.2., 2.2.1, 2.2.2, 2.2.3, 2.4 und 2.4.1 zurück. 

Vorsitzender Michael Müller: Dann stellen wir 

alles zurück. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir stellen al-

les zurück, wo wir in der dritten Lesung sind. 

Wir machen jetzt mit dem Kapitel 5 - Entsor-

gungsoptionen und ihre Bewertung - weiter. Ich 

rufe auf: 5.4.1 Langzeitzwischenlagerung. Herr 

Sailer. 

Michael Sailer: Nur der Hinweis: Das, was hier 

fehlt, ist das, was wir vorhin beim letzten Papier 

besprochen haben. Von den B-Optionen stehen 

nur zwei an dieser Stelle, nämlich die Transmu-

tation und die Langzeitzwischenlagerung. Bei 

mir gibt es jetzt keine neuen Gründe, dass man 

etwas anderes machen muss. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ja, aber dann 

haben wir es in der dritten Lesung. Was durch 

ist, ist durch. 

Michael Sailer: Das ist okay. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Gibt es An-

merkungen dazu? Das ist nicht der Fall. Dann ge-

hen wir damit die in dritte Lesung. 

Ich rufe auf: Kapitel 5.4.1.1 Technische Einfluss-

größen. Das können wir auch in die dritte Lesung 

geben. 

5.4.1.2 Nichttechnische Einflussgrößen. Auch 

dritte Lesung. 

Ich rufe auf: 5.4.2.3 Fazit. Auch das können wir 

schieben. 
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Ich rufe auf: 5.4.2 Transmutation. Das können 

wir auch in die dritte Lesung schieben. 

Ich rufe auf: 5.4.2.1 Technologisches Gesamtsys-

tem und technischer Entwicklungsstand. 

Ich rufe auf: 5.4.2.2 Zeitrahmen und Kosten. 

Ich rufe auf: 5.4.2.3 Auswirkungen auf die Endla-

gerung radioaktiver Abfälle in Deutschland. 

Ich rufe auf: 5.4.2.4 Sicherheit und Proliferations-

risiken. 

Ich rufe auf: 5.4.2.5 Gesellschaftliche und soziale 

Randbedingungen für die praktische Umsetzung. 

Ich rufe auf: 5.4.2.6 Fazit. 

Das alles wird in die dritte Lesung geschoben. 

Einverstanden? 

Ich rufe in der zweiten Lesung auf: 5.7. Notwen-

dige Zwischenlagerung vor der Endlagerung. 

(Jürgen Seitel [Geschäftsstelle]: Da haben wir die 

dritte Lesung schon hinter uns!) 

Warum steht dann da nichts? 

Vorsitzender Michael Müller: Darüber müssen 

wir nur noch abstimmen, wenn wir wieder gut 

besetzt sind. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ach so. Dieses 

Kapitel rufen wir zu einem späteren Zeitpunkt 

wieder auf; denn es hat in der 23. Sitzung die 

Zweidrittelmehrheit verfehlt. Deshalb wird es zu 

einem späteren Zeitpunkt nach der Öffentlich-

keitsbeteiligung noch einmal aufgerufen, wie 

auch alle anderen Kapitel, die die Mehrheit ver-

fehlt haben. Jetzt wissen wir von vornherein, 

dass wir sie gar nicht erst bearbeiten können. 

Ich rufe auf: 6.5.7.1 Stellung der planungswissen-

schaftlichen Kriterien. Das ist die dritte Lesung. 

Gibt es dazu Anmerkungen? Herr Kleemann, 

bitte. 

Dr. Ulrich Kleemann: Mir ist nur aufgefallen, 

dass die Gliederung noch überarbeitet werden 

muss. Da ist einiges durcheinandergeraten. Das 

ist nur etwas Redaktionelles. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Das müssten 

wir in der Tat machen. Dann stellen wir das zu-

rück, bis die Gliederung überarbeitet worden ist. 

Wer macht das, Sie, Herr Kleemann? Herr Sailer? 

Michael Sailer: Nein. Ich habe schon heute Mor-

gen darauf hingewiesen. Wir haben das Kapitel 5 

und das Kapitel 6 in der AG 3 mehrfach verscho-

ben. Das war auch einmal Kapitel 4 und Kapitel 

5. Ich habe in Vorbereitung der heutigen Sitzung 

zusammen mit Herrn Voges das Inhaltsverzeich-

nis fortgeschrieben. Das Inhaltsverzeichnis, das 

hier angewendet wird, ist das neue Inhaltsver-

zeichnis. Das führt dazu, dass man die Querver-

weise, bei denen wir in andere Kapitel verweisen 

- deswegen ist das alles gelb markiert -, final 

noch nachprüfen muss, weil sich die Verweise 

verschieben. Aber die Kapitelnummerierung ent-

spricht dem zurzeit aktiven Arbeitsinhaltsver-

zeichnis. Wir haben das zum Teil in der AG 3 

noch mit anderen Nummern behandelt. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay. Wollen 

wir es einmal versuchen? Herr Gaßner. 

Hartmut Gaßner: Es tut mir leid, weil das jetzt 

natürlich gruppendynamisch schwierig ist. Ich 

hatte das letzte Mal gefragt - ohne Erfolg, sage ich 

gleich dazu -, ob dieses Kapitel wirklich fertig ist. 

Dann haben wir einen Exkurs gemacht, dass es 

dazu noch ein Gutachten geben wird. Dann ha-

ben wir festgestellt, dass das Gutachten wahr-

scheinlich zu spät kommt. 

Ich möchte alle Kollegen fragen, ob es wirklich 

notwendig ist, dass wir dieses Kapitel in dritter 

Lesung durchwinken und gegebenenfalls doch 
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noch einmal aufgreifen, wenn wir uns der Syste-

matik der Standortsuche zugewandt haben, wenn 

wir uns der Frage der sozioökonomischen Poten-

zialanalyse zugewandt haben, wenn wir uns ei-

nen Gesamtüberblick verschaffen, wie das alles 

abläuft. 

Ich weiß, das ist gruppendynamisch ein bisschen 

schwierig. Aber ich habe Bauchschmerzen. Ich 

möchte mich aus fachlichen Gründen eigentlich 

gern enthalten. Aber das passt gruppendyna-

misch gar nicht. Deshalb frage ich jetzt etwas ver-

zweifelt: Was soll ich tun? 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Gaßner, 

auch Sie haben das Recht, sich gruppendyna-

misch zu enthalten. Viele andere haben das heute 

auch schon einmal getan. 

Hartmut Gaßner: Das ist keine individuelle Sa-

che, sondern das ist eine Frage an alle, ob wir 

wirklich in der Not sind, das heute zu machen. 

Ich sehe das Nicken beispielsweise von Herrn 

Thomauske. Das ist ein Kernpunkt. Das ist nicht 

so etwas die Geschichte und Phase. Wir haben 

die geowissenschaftlichen Abwägungskriterien 

noch nicht diskutiert. Wir haben die sozioökono-

mischen Kriterien andiskutiert. Die planungswis-

senschaftlichen Kriterien jetzt abschließend der 

Diskussion zu entziehen, da habe ich Bauch-

schmerzen. Deshalb danke ich dafür, dass ein 

paar Kollegen nicken. Dann würde ich darum bit-

ten, dass wir das heute nicht behandeln. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Klee-

mann nickt. 

Dr. Ulrich Kleemann: Auch ich möchte das un-

terstützen. Jetzt habe ich die Stelle wieder gefun-

den, die ich meinte, was die Gliederung angeht. 

Schauen Sie sich einmal den Punkt 6.5.7.5 an: 

Planungswissenschaftliche Kriterien. Dann 

kommt als Unterpunkt der Punkt 6.5.7.6 - Pla-

nungswissenschaftliche Abwägungskriterien - 

ober- und untertägig - auf der gleichen Ebene. 

Dann wird auf der gleichen Gliederungsebene in 

die Gewichtungsgruppen 1, 2 und 3 differenziert. 

Das sind eigentlich Unterpunkte zu den pla-

nungswissenschaftlichen Abwägungskriterien. 

Insofern möchte ich das gerne grundsätzlich 

überarbeiten. Da ist bei der Kürzung etwas durch-

einandergeraten. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay, das neh-

men wir auf. Herr Kudla. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: In dem Kapitel 

6.5.7.3, Zeilen 30 bis 44     

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir haben ge-

sagt, dass wir das komplett schieben. Das wird 

noch überarbeitet. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Gut. Auch das 

muss überarbeitet werden. Da fehlen die ganzen 

Aufzählungszeichen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Sailer. 

Michael Sailer: Ich möchte nur darauf hinwei-

sen, dass das Kapitel 6.7 nichts mit dem zu tun 

hat, was wir jetzt hatten. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Danke für die-

sen Hinweis, sehr gut. 

Ich rufe auf: Kapitel 6.7 Anforderungen an die 

Dokumentation. Gibt es dazu Anmerkungen? 

Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich muss gestehen: Ich finde 

die Einfügung nicht, die Sie gerade zitieren. Ich 

erinnere mich aber an die Diskussion, die wir 

dazu noch zu führen hatten. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Das, was Sie 

meinen, ist auf der Seite 105. Aber da sind wir 

noch nicht. 

6.7 Anforderungen an die Dokumentation. Mei-

nungsbild: Ist jemand dagegen? Das ist nicht der 

Fall. Enthält sich jemand? Das ist nicht der Fall. 
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Jetzt die Stimmberechtigten: Enthält sich da je-

mand? Stimmt jemand dagegen? Sehr schön, 

danke. 

Die Geschäftsstelle bekommt wahrscheinlich die 

Krise, dass wir jetzt alles in Einzelabschnitten ab-

stimmen. Aber das ist vernünftig. 

Ich rufe auf: 6.7.1 Welche Daten werden wann im 

Prozess benötigt? Gibt es Hinweise dazu? 

Meinungsbild: Gibt es Enthaltungen? Gegenstim-

men? Okay. 

Wer stimmt von den Stimmberechtigten dafür? 

Danke schön. 

Ich rufe auf: 6.7.3 Speicherorte. Gibt es dazu An-

merkungen? 

(Abg. Carsten Träger: Was ist mit 6.7.2?) 

Meinungsbild: Gegenstimmen? Enthaltungen? 

Stimmberechtigte: Gegenstimmen? Enthaltungen? 

Okay, danke schön. 

Ich rufe auf: 6.7.4 Welche Daten sollen vorsorg-

lich erhoben werden? 

Wer ist im Meinungsbild dafür? Das reicht für 

das Meinungsbild. 

Wer ist von den Stimmberechtigten dafür? Herr 

Thomauske? 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Ich finde das reich-

lich dünn, aber sei es drum. 

(Heiterkeit) 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir danken 

Ihnen. 

Ich rufe auf: 6.7.5 Zugriffs-, Einsichts- und Eigen-

tumsregeln zu den Daten. Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Da ist der Punkt in den 

eckigen Klammern noch offen. Dabei ging es um 

die Frage von Betriebs- und Geschäftsgeheimnis-

sen. Wir hatten schon einmal darüber diskutiert. 

Der Vorschlag wäre - ich habe ihn leider nicht 

ausformuliert, weil der Kollege Fischer das ei-

gentlich mitgenommen hatte -, dass wir eine zeit-

liche Marke nach der Außerbetriebnahme der 

Anlagen setzen. Dann löst sich dieses Problem 

auf. Dann ist das Problem mit den Betriebs- und 

Geschäftsgeheimnissen nicht mehr relevant. Das 

heißt, wir müssten hier eine Ergänzung machen. 

(Hubert Steinkemper: Wohin soll das?) 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich habe es 

jetzt nicht verstanden. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Der entsprechende Satz 

sollte lauten: Aus diesem Grund ist hier vorsorg-

lich eine dauernde physische Verfügbarkeit der 

Daten und Dokumente beim Vorhabenträger und 

der behördlichen Aufsicht nach Außerbetrieb-

nahme der Anlagen herbeizuführen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Sailer, 

dann Herr Wenzel. 

Michael Sailer: Ich habe von den technischen 

Abläufen her Schwierigkeiten. Erst einmal: Was 

sind Anlagen? Sind das die Zwischenlageranla-

gen, oder sind das die Kernkraftwerke? 

In der KFK wird darüber verhandelt, dass der Be-

trieb der Zwischenlager unabhängig vom Be-

triebsende der Kernkraftwerke an den Staat über-

geht. Dann können wir nicht sagen, wir koppeln 

die Verfügbarkeit daran. 

Das zweite Argument ist: Wir brauchen jetzt die 

Dokumente für die Zwischenlagerbehälter. Wir 

haben mehrfach an anderer Stelle darüber disku-

tiert, dass die Zwischenlagerbehälter möglicher-

weise zu Endlagerbehältern werden. Man kann 

die Dokumentation nicht bei Betreibern liegen 

lassen, wenn ganz klar ist, dass der Staat mit den 
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Dokumenten sogar bis zur Endlagerung verant-

wortlich ist. 

Ich sehe auch nicht, welche Betriebs- und Ge-

schäftsgeheimnisse in solchen Daten enthalten 

sein sollen. Das kann ich mir technisch schlicht 

und einfach nicht vorstellen. Wenn Sie jetzt argu-

mentieren, man kann die genaue Betriebsge-

schichte von Brennelementen zurückverfolgen, 

dann muss ich sagen, dass das in Zukunft für nie-

manden mehr interessant ist. Auch für den Kon-

kurrenten ist nicht interessant, wie man die 

Brennelemente im Jahr 2012 oder 2009 gefahren 

hat. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Wenzel. 

Min Stefan Wenzel: Ganz in dem Sinne. Wir ha-

ben schon heute bei Aufsichtsfragen immer wie-

der die Notwendigkeit, innerhalb kürzester Zeit 

entsprechende Informationen an die Hand zu be-

kommen. Das geht oft beileibe nicht so schnell, 

wie man sich das wünscht, obwohl die Informati-

onen in einer Datei beim Betreiber vorgehalten 

werden müssen. Wir haben eine gesetzliche Lü-

cke bei den Brennelementen und bei den verglas-

ten Abfällen aus der Wiederaufarbeitung. Die 

müssen wir schnellstmöglich schließen. Wir 

brauchen die Daten schnellstmöglich im öffent-

lich-rechtlichen Raum, um planen und sich auch 

möglichst umfassend über die Bestände und die 

Eigenschaften ein Bild machen zu können. Des-

wegen können wir bei der Bereitstellung dieser 

Daten in einem öffentlich-rechtlichen Datenraum 

keine Verzögerung mehr zulassen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Ich befürchte, dass einige 

Dinge durcheinandergehen. Die Aussage ist 

nicht, dass keine Daten zur Verfügung gestellt 

werden, sondern natürlich werden schon heute 

viele Daten zur Verfügung gestellt. Generell wer-

den alle Daten zur Verfügung gestellt, die erfor-

derlich sind, um die behördlichen Aufgaben 

wahrzunehmen. Das ist nicht der Punkt. 

Der Punkt ist: Hier geht es um Brennelementda-

ten aus laufenden Anlagen, nicht um die, die 

schon über mehrere Jahren in den Castoren sind, 

und unabhängig von der Frage, die Sie angespro-

chen haben bezüglich der Verantwortungsüber-

gänge, was die Zwischenläger angeht. Gemeint 

sind die Kernkraftwerke, sprich: die Brennele-

mente in im Betrieb befindlichen Anlagen; nur 

darum geht es. Das löst sich automatisch spätes-

tens im Jahr 2022 auf. Das ist ja kein großer Zeit-

horizont mehr. Ich kann jetzt nicht erkennen, 

dass dadurch Aufgaben nicht wahrgenommen 

werden können, die im Zusammenhang mit den 

Daten stehen, die hier adressiert werden. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Sailer. 

Michael Sailer: Ich möchte wiederholen: Der 

Staat braucht diese Unterlagen zur Planung. Er 

braucht sie auch zur Absicherung, wenn die Da-

ten aus irgendwelchen Gründen weglaufen. Das 

gilt aber nicht für den gelb markierten Absatz. Da 

steht nur etwas zu den Zwischenlagerbehältern 

und ihrem Inhalt. Im laufenden Betrieb gehören 

Brennelemente sicher nicht dazu. 

Es wäre auf jeden Fall klarzustellen, dass die Da-

ten jederzeit für die Behörden verfügbar sind. 

Darüber, ob ein rechtlicher Übergang da ist, kann 

man diskutieren. Aber es kann nicht sein, dass 

die Hoheit beim Betreiber existiert, die Daten zu 

vernichten, wenn keine Behörde nachfragt. Das 

sind die Probleme, die wir bei vergangenen Anla-

gen öfter hatten. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich glaube, wir 

kommen hier zu keinem Ergebnis. Das ist auch 

nicht weiter tragisch. Wir haben die Kapitel bis 

6.7.5 in die dritte Lesung gegeben. Das Kapitel 

6.7.5 bleibt noch eine Runde in der zweiten Le-

sung und wird später noch einmal aufgerufen. 

Vorsitzender Michael Müller: Ich suche nach ei-

ner Formulierung. 
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Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Sie überlegen 

noch, ob Sie sich irgendwie annähern können, 

Herr Jäger, Herr Sailer, einverstanden? Okay. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Das machen wir. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich rufe jetzt 

auf: 8 Evaluierung des Standortauswahlgesetzes. 

Kapitel 8.1 Analyse und Bewertung des Standort-

auswahlgesetzes. Es gibt eine gelbe eckige Klam-

mer auf der Seite 110. Die ist schon abgeräumt. 

(Hubert Steinkemper: Das betrifft die Verwei-

sungstechnik!) 

Gibt es dazu Anmerkungen? Okay. 

Meinungsbild: Wer ist dagegen? Wer enthält 

sich? Alle sind dafür. 

Ich gucke auf meine linke Seite und zähle erst 

einmal. 

(Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Das könnte reichen! - 

Hubert Steinkemper: Elf Freunde sollt ihr sein!) 

Das ist ein schönes Intro, Herr Steinkemper. 

Wer ist dafür, dieses Kapitel in dritter Lesung zu 

verabschieden? Elf. Ich danke Ihnen sehr herz-

lich. 

Die Behördenstruktur hatten wir schon in dritter 

Lesung bis auf das Kapitel 8.2.2: Empfehlungen 

der Kommission. Da ist die Beteiligungsverwal-

tung nur mit einfacher Mehrheit angenommen 

worden. Das rufen wir nach der Öffentlichkeits-

beteiligung wieder auf. 

Ich komme zu: 8.3 Rechtsschutz. Gibt es dazu 

Anmerkungen? Herr Kanitz. 

Abg. Steffen Kanitz: Wir haben in der AG 2 zu 

dem Thema Rechtsschutz noch keine Überein-

kunft gefunden, wenn ich das richtig weiß. Inso-

fern können wir das jetzt in dritter Lesung nicht 

verabschieden. Wir haben analog zu dem Thema 

„Recht zukünftiger Generationen auf Langzeitsi-

cherheit“ gestern - darauf hat Herr Jäger zu Recht 

hingewiesen - diesen Passus explizit ausgeklam-

mert, und zwar mit Verweis darauf, dass wir hier 

noch keine Einigkeit gehabt haben. Dieser Passus, 

wenn ich ihn jetzt richtig sehe und überfliege, 

suggeriert aber, dass es hier eine Einigkeit gäbe, 

die es aber noch nicht gibt. Die Frage, ob §§ 17 

und 19 oder nur § 17 oder nur § 19 ist noch nicht 

abschließend geklärt. Ich meine, insofern können 

wir jetzt nicht abschließend darüber befinden. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich verstehe 

das jetzt nicht ganz genau. Ich sehe hier zwei 

gelbe Klammern. Aber ich war ja sowieso dabei, 

das Punkt für Punkt aufzurufen und vielleicht 

schon einen Teil in die dritte Lesung zu bekom-

men. 

(Hubert Steinkemper: Das wäre jetzt meine Emp-

fehlung gewesen!) 

Abg. Steffen Kanitz: Es geht um die Empfehlung 

an die Kommission. Wir sind auf der Seite 116 

bei dem Kapitel 8.3 - Rechtsschutz - eingestiegen. 

Okay, dann war ich schon einen Schritt zu weit, 

weil ich in die Unterkapitel gegangen bin. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Sie waren so-

gar schon zwei Schritte zu weit. 

Abg. Steffen Kanitz: Wahnsinn! 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Gibt es zu der 

Einführung zu Kapitel 8.3 - Rechtsschutz - noch 

Wortmeldungen? 

Ich mache es jetzt noch einfacher: Ich führe das 

Meinungsbild herbei und mache gleichzeitig die 

Abstimmung mit Ihnen. Folgen Sie mir? Gut. 

Wer ist für das Kapitel 8.3, Rechtsschutz? Elf. Da-

mit ist die Einführung in dritter Lesung ange-

nommen worden, sowohl im Meinungsbild als 

auch bei den Stimmberechtigten. 
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Ich rufe auf: 8.3.1 Ausgangssituation. Welche An-

merkungen gibt es dazu? Keine. 

Ich führe Meinungsbild und Abstimmung gleich-

zeitig herbei. Wer dafür ist, den bitte ich um das 

Handzeichen. Dort alle, hier auch alle. Ich danke 

Ihnen dafür. 

Ich rufe auf: 8.3.2 Umsetzung gemeinschafts-

rechtlicher Vorgaben, Kapitel 8.3.2.1 Empfehlun-

gen der Kommission. Dazu hatte Herr Kanitz sich 

gemeldet und gesagt, die Klammern könnten 

noch nicht aufgelöst werden. Was sagt Herr 

Steinkemper dazu? 

Hubert Steinkemper: Im Ergebnis trifft das zu, 

weil die Frage, ob ein zusätzlicher Rechtsschutz 

bei § 17 verbleibt, so wie bisher vorgesehen, un-

beschadet der neuen Einführung bei § 19, noch 

nicht besprochen und abschließend geklärt wor-

den ist. Je nachdem, wie die Entscheidung fällt, 

ändert sich die Formulierung. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay, das 

wird geschoben. 

Dann rufe ich auf: 8.3.3.2 Erwägungsgründe. Hat 

auch das noch etwas damit zu tun? 

(Dr. h. c. Bernhard Fischer: Ja, die gehören natür-

lich dazu!) 

Okay. Auch das wird geschoben. 

Ich rufe auf: 8.4 Veränderungssperren, Kapitel 

8.4.1 Ausgangssituation. Gibt es dazu Anmerkun-

gen? Nein. 

Ich frage Meinungsbild und Abstimmung zusam-

men ab. 

Vorsitzender Michael Müller: Das ist erst die 

zweite Lesung. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ach, das ist 

erst die zweite Lesung. Dann kann ich mir die 

Mühe sparen. Wer ist dafür, damit in die dritte 

Lesung zu gehen. Es können alle aufzeigen. 

(Heiterkeit) 

Ich danke Ihnen ganz herzlich. 

Ich rufe auf: 8.4.2 Empfehlungen der Kommis-

sion. Wir geben das in die dritte Lesung. Einver-

standen? 

Ich rufe auf: 8.4.3 Erwägungsgründe. Können wir 

auch das in die dritte Lesung geben? 

(Zurufe: Ja!) 

Das Kapitel 8.5 - Exportverbot - ist von gestern 

gewesen und erledigt. 

Ich rufe als letzten Punkt auf: 8.8.1 Radioaktive 

Abfälle und Freihandelsabkommen. Hier sind 

wir in der zweiten Lesung. Frage: Verschiebung 

in die dritte Lesung? Herr Steinkemper nickt. Es 

gibt keine eckige Klammer. Herr Ott hat etwas. 

Erhard Ott: Damals ist die Absichtserklärung ge-

macht worden, als beim Bundeswirtschaftsminis-

terium nachgefragt wurde. Es würde Sinn ma-

chen, zu der dritten Lesung eine Information aus 

dem Wirtschaftsministerium zu bekommen, ob es 

einen neueren Stand in den Verhandlungen gibt; 

denn das war eine Absichtserklärung von 

Deutschland, der Bundesregierung und der EU, 

wie sie in die Verhandlungen gehen, aber nicht 

darüber, was dann in den Verhandlungen tat-

sächlich passiert. 

Vorsitzender Michael Müller: Wir fragen nach. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Was sagt das 

Wirtschaftsministerium? Ist noch jemand hier? 

Holger Wirth (BMWi): Herr Ott, ich nehme Ihren 

Hinweis mit und trage das der Fachabteilung vor. 
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Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay. Können 

wir damit in die dritte Lesung gehen? Sind Sie 

damit einverstanden? Wir machen das vorbehalt-

lich dessen, was da noch kommt. 

Damit haben wir diesen Teil für heute durch. 

(Zuruf von Prof. Dr. Gerd Jäger) 

Damit sind wir durch. Herr Jäger, dazu hatten wir 

keine Mehrheit und haben es in die nächste Sit-

zung geschoben. 

(Zuruf von Prof. Dr. Gerd Jäger) 

Ja, hätte, könnte, Fahrradkette. 

Ich möchte, dass wir uns untereinander eines 

klarmachen - wir werden das auch noch in einem 

Schreiben an alle schicken -: Wir haben Sitzun-

gen. Ich kann verstehen, dass Sie hinausgehen. 

Aber wir ziehen das eigentlich durch. Wenn jetzt 

der Wunsch besteht, das in großer Einigkeit zu 

verabschieden, weil Sie alle den Text super fin-

den - bitte, Herr Jäger, dann machen wir das 

gerne. Ich muss jetzt zu den Stimmberechtigten 

gucken, obwohl Sie genau die falschen An-

sprechpartner sind, weil Sie ja hier sitzen. So ist 

das immer. Ich bitte Sie herzlich, immer anwe-

send zu sein. 

Herr Jäger möchte noch gerne sein positives Vo-

tum zu dem Text abgeben. Das ist die Drucksache 

203 a, der neue Vorschlag zur These 9. In der 

vierten Zeile hatten wir das Wort „ebenfalls“ ein-

gefügt: „Ihre Anerkennung gilt ebenfalls …“. 

Können wir das jetzt verabschieden? Wir sind ge-

rade elf auf dieser Seite. Dann: Hände hoch, wer 

dafür ist! 

(Zuruf von Hartmut Gaßner) 

Vorsitzender Michael Müller: Es wird nur das 

Wort „ebenfalls“ ergänzt. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Können wir es 

so machen? Sie alle sind dafür, ja? Okay, super. 

Ich danke Ihnen ganz herzlich. 

Herr Sailer hat noch etwas. 

Michael Sailer: Auf der Seite 91 der Drucksache 

202 ist ein Teil des Inhaltsverzeichnisses ausge-

druckt. Unter der Nummer 6.2 steht: Was ist ein 

‚bestmöglicher Standort‘? Ich habe die Diskus-

sion heute Morgen so verstanden, dass sich die 

Kommission noch einmal mit den beiden Texten 

befasst. Aber ich habe bisher keinen Auftrag ge-

hört, dass wir in der AG 3 gehalten wären, sechs 

oder acht Seiten über das Thema zu schreiben, 

was bestmögliche Sicherheit ist. 

Meine Auffassung ist, dass wir nach dieser Dis-

kussion das Kapitel 6.2 an dieser Stelle streichen 

sollten. Wir haben den Kasten vorne, wie wir es 

besprochen haben. Wir haben, soweit es um Ge-

setzesänderungen geht, die Aktion bei der AG 2. 

Ich wollte nur die AG 3 entlastet haben, wenn es 

jetzt keinen Widerspruch gibt. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Fischer 

wollte vorhin einen ausführlicheren Text haben. 

Daran kann ich mich noch erinnern. Herr Jäger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Auch ich hatte ihn so ver-

standen, dass das noch einmal in der Arbeits-

gruppe 3 besprochen würde. 

Michael Sailer: Langsam! Von der Vorarbeit her 

waren schon drei Stellen für die bestmögliche Si-

cherheit vorgesehen. Den Kasten haben wir erle-

digt. Das, was die AG 2 macht, wird sie weiter 

machen. Wir haben an dieser Stelle die AG 3. 

Wir haben das in einer Stunde auf der Tagesord-

nung. Aber wenn wir hier keinen echten Auftrag 

bekommen, würde die AG 3 darauf verzichten, 

dazu noch etwas Ausführliches zu formulieren. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Stein-

kemper. 
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Hubert Steinkemper: Ich möchte dafür werben, 

dass sich die AG 3 weiter damit befasst. Ich habe 

vorhin dargelegt, dass das technische und fachli-

che Fragestellungen sind. 

Vorsitzender Michael Müller: Das kommt so-

wieso noch einmal in die Gesamtkommission. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay, wir ma-

chen das. Tut mir leid, Herr Sailer. Herr Kudla. 

Prof. Dr.-Ing. Wolfram Kudla: Bisher gibt es auf 

der Seite 15 den Kasten mit der Überschrift: „De-

finition des Standortes mit bestmöglicher Sicher-

heit“. Der steht aber da in meinen Augen ziem-

lich losgelöst in dem Text. Der Abschnitt davor 

befasst sich mit den zehn Grundsätzen. Der Ab-

schnitt danach ist: „2. Konsens: Ausstieg aus der 

Kernenergie und Energiewende“. Der Kasten ge-

hört irgendwo richtig eingebunden. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Dieser Text ist 

in diesem Kasten als Lesehilfe am Anfang, damit 

die Leute wissen, was wir unter „bestmöglicher 

Sicherheit“ verstehen. Das war die Idee dieses 

Kastens. 

Sie können sich jetzt unter 6.2 komplett austoben 

und genau schildern, was Sie unter „bestmögli-

cher Sicherheit“ verstehen. Frau Kotting-Uhl. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Ich habe noch einen an-

deren Punkt. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Gerne. 

Abg. Sylvia Kotting-Uhl: Wir haben beim Stand-

ortauswahlgesetz noch etwas offen. Klaus Bruns-

meier und ich sollten noch einen Satz zu den 

Umweltverbänden und dem öffentlichen Forum 

finden. Wir sind aber jetzt noch nicht zusammen-

gekommen. Schieben wir das jetzt? 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich würde vor-

schlagen, dass Sie sich zusammensetzen - telefo-

nisch oder wie auch immer -, diesen Satz formu-

liere und ihn uns geben. Herr Wenzel noch. 

Min Stefan Wenzel: Ich hatte noch den einen of-

fenen Punkt aus der Drucksache 203 a. Ich wollte 

nur darauf hinweisen, dass ich jetzt einen Vor-

schlag hätte. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wofür? 

Min Stefan Wenzel: Ich hatte zugesagt, ein Zitat 

als Alternative zu dem erarbeiten, was die Si-

cherheitsanforderungen betrifft. 

(Hubert Steinkemper: Auf welcher Seite sind Sie 

jetzt?) 

Ich wollte nicht springen. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir sind bei 

einem neuen Thema. Sie sind völlig richtig. 

Min Stefan Wenzel: Das war die Drucksache 

203 a, Prinzip Verantwortung. Auf der Seite 19, 

Zeile 22 heißt es: In den „Sicherheitsanforderun-

gen an die Endlagerung wärmeentwickelnder ra-

dioaktiver Abfälle“ des BMUB wird dieses allge-

meine Schutzziel … 

Im Atomgesetz heißt es: Zweck dieses Gesetzes 

ist, 2. Leben, Gesundheit und Sachgüter vor den 

Gefahren der Kernenergie und der schädlichen 

Wirkung ionisierender Strahlen zu schützen und 

durch Kernenergie oder ionisierende Strahlen 

verursachte Schäden auszugleichen.  

Das geht weiter als die Sicherheitsanforderungen. 

Deswegen würde ich dieses Zitat hier noch er-

gänzen. 

Vorsitzender Michael Müller: Herüberschicken! 

Wir nehmen es mit rein. 
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Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ja, so verfah-

ren wir. Weitere offene Aufträge aus dieser Sit-

zung beschreibt die Geschäftsstelle noch und 

mailt diese an Sie, sodass jeder noch sein persön-

liches Memo hat, mit wem er sich zusammenset-

zen muss. 

Ich glaube, Sie wollen jetzt keine Berichte mehr 

aus den Arbeitsgruppen. 

Vorsitzender Michael Müller: Doch! 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Was? 

Vorsitzender Michael Müller: Dass es schön war. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Okay. Die Ar-

beitsgruppensitzung von Herrn Müller war schön 

und erfolgreich, wie man heute gesehen hat. Wei-

tere Berichte aus den Arbeitsgruppen sind nicht 

nötig. Wir hatten gestern eine gute Vorsitzenden-

runde. Daraus kann ich noch kurz bezüglich Zeit-

plan etc. berichten, was wir besprochen haben, 

insbesondere was die Öffentlichkeitsbeteiligung 

betrifft. 

Tagesordnungspunkt 3 
Verschiedenes 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Gibt es unter 

„Verschiedenes“ noch irgendetwas anzuspre-

chen? Herr Gaßner, bitte. 

Hartmut Gaßner: Ich habe zwei Punkte. Der eine 

Punkt ist: Wir haben gestern relativ spät die 

Überlegung angestellt, dass wir die Vorsitzenden-

runde am 13. April nicht machen. Ich habe am 

Samstag oder am Sonntag Überlegungen ange-

stellt und elf Fragen formuliert. Da schaue ich 

auch Herrn Jäger an. Wir verwalten seit vielen 

Monaten die Schnittstelle zwischen der AG 1 

und der AG 3. Wenn wir dies nicht am 13. April 

in der Vorsitzendenrunde machen, dann sind so-

wohl der abstrakte Auftrag als auch meine elf 

Fragen nicht beantwortet. Die elf Fragen haben 

nicht alle. Da ist unter anderem noch die Frage, 

ob wir uns dem Transparenzgebot zuwenden 

usw. Ich bin ins Grübeln gekommen, ob wir gut 

beraten sind, die Vorsitzendenrunde ausfallen zu 

lassen. 

Der zweite Punkt bezieht sich auf Ihren Appell 

zur Stimmberechtigung. Wir haben in der Vorsit-

zendenrunde den 13. Mai als Sondersitzung der 

Kommission bestimmt. Wir sollten vielleicht ein-

mal probeweise testen, dass er auch Bestand hat, 

damit wir dann nicht zu wenige sind. Wenn sich 

schon jetzt abzeichnet, dass wir zu wenige wä-

ren, dann müssten wir einfach mobilisieren. Ich 

könnte für Herrn Meister sagen, dass er zu 60 

Prozent nicht kann. Das heißt, wenn Sie ihn 

wirklich drängen, wird er wohl kommen. Ich bin 

im Ausland. Ich wollte jetzt nicht dazu einladen, 

dass alle die Hand heben, dass die Sitzung nicht 

stattfindet. Aber es macht auch keinen Sinn, 

wenn wir uns jetzt Sand in die Augen streuen, 

und am 13. Mai sind wir nicht beschlussfähig. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ich mache ein-

mal eine Probeabstimmung. 

Vorsitzender Michael Müller: Dafür sind viel zu 

wenig hier. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wer ist von 

den Stimmberechtigten am 13. Mai da? Können 

Sie am 13. Mai zu einer Sondersitzung der Endla-

gerkommission kommen? Wenn ja, dann bitte ich 

um das Handzeichen. Sieben. Herr Meister zu 40 

Prozent. Das reicht nicht. Mit Herrn Meister sind 

es acht. Wenn die vier können, die heute nicht da 

sind, dann hätten wir es. 

Vorsitzender Michael Müller: Aber es ist ein Ri-

siko. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Das werden 

wir noch gesondert abfragen. Ich mache alterna-

tiv eine Doodle-Liste. Wir brauchen aber im Mai 

noch eine Sondersitzung dazwischen. Ich sage 

das nur, damit Sie Ihre Kalender ehrlich prüfen. 

Ich bedanke mich bei Ihnen. 
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Meinetwegen kann die Vorsitzendenrunde am 

13. April stattfinden. 

Hubert Steinkemper: Ich darf dazu nachfragen. 

Vielleicht habe ich das übersehen. Aber ich habe 

mir notiert, dass diese Runde am 13. April statt-

finden soll. Ich habe keine Absage. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Ja, genau. Aber 

Herr Gaßner hatte gestern den Vorschlag ge-

macht, sie abzusagen. 

Hubert Steinkemper: Das habe ich nicht mitbe-

kommen, okay. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Wir lassen es 

bei der Vorsitzendenrunde am 13. April. Herr Jä-

ger. 

Prof. Dr. Gerd Jäger: Da wir gerade bei den Ter-

minen sind. Es ist noch eine Unterlage verteilt 

worden, wobei ich gestehen muss: Ich weiß nicht 

genau, an wen die insgesamt gegangen ist. Das ist 

der Entwurf eines Arbeitsplans. Darin sind di-

verse Termine enthalten. Das war noch unabhän-

gig von dem, was wir gestern diskutiert haben, 

dass gegebenenfalls eine andere zeitliche Staffe-

lung kommt mit Bericht Ende Juni und dann 

noch eine abschließende Sitzung nach der Öf-

fentlichkeitsbeteiligung. Mir scheint das noch der 

Stand vorher zu sein. Wenn das nicht der Fall 

wäre, würde ich anregen: Dann müssten wir mög-

lichst jetzt den Termin für Anfang Juli festlegen. 

Wenn es aber jetzt einen anderen Fahrplan geben 

sollte, dann sollten wir uns schnellstmöglich da-

rauf verständigen, um die Präsenz sicherzustel-

len. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Am 18. April 

wird es die Entscheidung geben, ob wir die zwei-

monatige Öffentlichkeitsbeteiligung machen und 

wie die ausgestaltet ist, ob die in eine Kommissi-

onssitzung oder direkt in den Bundestag mündet. 

Darüber scheint es unterschiedliche Auffassun-

gen zu geben. Am 18. April wird dieses Blatt ent-

sprechend aktualisiert. Herr Brunsmeier. 

Klaus Brunsmeier: Vielleicht mit Blick auf die 

Diskussion: In der von Ihnen angesprochenen 

Übersicht steht noch der 4. Mai als Ende der On-

line-Kommentierung. Ich denke, den können wir 

sowieso streichen. 

Vorsitzender Michael Müller: Das ist ja weg. 

Klaus Brunsmeier: Nur der guten Ordnung hal-

ber. Auf der nächsten Seite steht noch der 1. Juni 

als Abgabefrist für Sondervoten. Es müsste für 

die Sitzung am 18. April vorbereitet werden, 

wann das ist. Ich denke, der 1. Juni ist vor dem 

Hintergrund dessen, was jetzt andiskutiert ist, 

nicht mehr sinnvoll. 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Herr Thom-

auske. 

Prof. Dr. Bruno Thomauske: Besteht die Mög-

lichkeit, dass auch wir diesen Terminplan be-

kommen? 

Vorsitzende Ursula Heinen-Esser: Der ist doch 

an alle verteilt worden, oder? 

(MR Dr. Eberhard Janß [Geschäftsstelle]: An die 

Kommissions- und AG-Vorsitzenden sowie an 

die Berichterstatter!) 

Herr Thomauske, am 18. April in einer vorläufi-

gen Fassung. 

Gibt es weitere Anmerkungen? Das ist nicht der 

Fall. 

Ich wünsche Herrn Gaßner morgen einen wun-

derbaren Geburtstag. Lassen Sie sich schön fei-

ern. 
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Ich mache darauf aufmerksam, dass wir jetzt ei-

nen nicht öffentlichen Teil haben, und schließe 

die Sitzung. 

(Ende: 14.00 Uhr) 

Die Vorsitzenden  

 

 

Ursula Heinen-Esser                      Michael Müller 
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Beschlüsse 
 
 

 
Abstimmungen in dritter Lesung über Berichtsteilentwürfe 
 
Der in der 23. Sitzung gefasste Beschluss zur Abstimmung über Berichtsteilentwürfe 
wird wie folgt abgeändert: 
 
Künftig wird in dritter Lesung eines Berichtsteilentwurfs sowohl ein Meinungsbild der 
Gesamtkommission eingeholt als auch ein Beschluss der stimmberechtigten Mitglieder 
aus Wissenschaft und Gesellschaft unter Beachtung der 2/3-Mehrheit herbeigeführt. 
 
Die Ergebnisse in dritter Lesung stehen unter dem Vorbehalt eventueller Änderungen 
im Zuge der Öffentlichkeitsbeteiligung sowie von Änderungen im Kontext mit anderen 
Berichtsteilen und sind in den Gesamtbericht einzuarbeiten. 
 
Am Ende wird eine Gesamtabstimmung über den Bericht insgesamt vorgenommen. 
 
 
 
Online-Kommentierung 
 
Die Möglichkeit zur Online-Kommentierung von Berichtsteilsentwürfen soll über 
Anfang Mai 2016 hinaus verlängert werden. 
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Zum weiteren Umgang mit den vorliegenden Berichtsteilentwürfen 
 
 
 
 
Aufnahme in den Gesamtberichtsentwurf und die Online-Kommentierung 
 
Berichtsteil B – Kap. 2.2.4+5 „Ende der Produktion / Zwischenlager“ (K-Drs. 188b) 
Berichtsteil B – Kap. 3  „Das Prinzip Verantwortung“ (K-Drs. 203a) 
Berichtsteil B – Kap. 4.4.1-3 „Nationale Erfahrungen“ (K-Drs. 168a) 
Berichtsteil B – Kap. 5  „Entsorgungsoptionen“ (K-Drs. 160a)  -ohne 5.6- 
Berichtsteil B – Kap. 5.4    Einleitung zu „Optionen“ (K-Drs. 197) 
Berichtsteil B – Kap. 5.4.3 „Tiefe Bohrlöcher“ (K-Drs. 198) 
Berichtsteil B – Kap. 6.4.6 „Prozess- und Endlagermonitoring“ (K-Drs. 199) 
Berichtsteil B – Kap. 6.5.1 „Sicherheitsuntersuchungen“ (K-Drs. 195) 
Berichtsteil B – Kap. 6.5.8 „Sozioökonomische Potentialanalyse“ (K-Drs. 200) 
Berichtsteil B – Kap. 6.7  „Anforderungen an Behälter“ (K-Drs. 201) 
Berichtsteil B – Kap. 8.8.2 „Langzeitsicherheit“ (K-Drs. 187) 
Berichtsteil B – Kap. 8.8.3 „Umweltprüfungen“ (K-Drs. 184) 
Berichtsteil B – Kap. 8.8.4 „Raumordnung“ (K-Drs. 185) 
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Aufgaben 
 
 
 

Auftrag aus Erledigung 

Aktualisierung der Datenbasis bezüglich Kristallin- 
und Salzstudie. (BGR in Abstimmung mit AG 3) 

8./9. Sitzung 
19.01.2015 / 
02.02.2015 

In Bearbeitung 

Empfehlung zur Schaffung von mehr Rechtsklarheit in 
Bezug auf die Regelungen der Strahlenschutzverord-
nung sowie zur langfristigen Verfügbarkeit von Einzel-
daten über die Zusammensetzung, Struktur und Menge 
der in der Abfallbilanz aufgeführten radioaktiven Ab-
fallstoffe (bis April). (FF AG 3) 

8. Sitzung 
19.01.2015 

In Bearbeitung 

Klärung von Detailfragen in Bezug auf die Zusammen-
setzung, Struktur und Menge der in der Abfallbilanz 
aufgeführten radioaktiven Abfallstoffe 
(„Wenzelfragen“) (BMUB) 

8. Sitzung 
19.01.2015 

In Bearbeitung 

Klärung, ob im Hinblick auf die Beteiligung gem.  
§ 11 StandAG die Entscheidungsgrundlagen nach § 4 
Abs. 2 Nr. 2 StandAG vollumfänglich in die eigene 
Aufgabenhoheit fallen. (Mitglieder von Landesregie-
rungen, die der Kommission als ordentliche oder stell-
vertretende Mitglieder angehören) 

11. Sitzung 
20.04.2015 

 

Befassung mit der Debatte zur Erforderlichkeit einer 
Nachrüstung der Zwischenlager mit „Heißen Zellen“ 
(vgl. Schreiben MdB Zdebel, K-Drs. 109). (AG 3) 

13. Sitzung 
03.07.2015 

 

Benennung im Hinblick auf den Kommissionsbericht 
klärungsbedürftiger Begriffe (Arbeitsgruppen) 

14. Sitzung 
04.07.2015 

In Bearbeitung 

Prüfung, wie Berichterstattung/Erläuterung des Kom-
missionsberichts in der Zeit nach Ende der Kommissi-
onstätigkeit organisiert/ermöglicht werden kann. (Mit-
glieder des Bundestages und der Landesregierungen) 

14. Sitzung 
04.07.2015 

 

Prüfung einer möglichen Integration von 
Sicherheitsanforderungen unmittelbar in das 
StandAG bzw. Aufnahme einer entsprechenden 
Verordnungsermächtigung. (AG 2 + 3) 

17. Sitzung 
19.11.2015 

In Bearbeitung 

Entwicklung eines „Pflichtenhefts für die Überarbei-
tung der Sicherheitsanforderungen“. (AG 3) 

17. Sitzung 
19.11.2015 

In Bearbeitung 

Klärung des Umgangs mit „offenbleibenden Fragen“ 
im Kontext der Erarbeitung von Vorschlägen für ein 
mögliches Übergangsgremium für die Zeit zwischen 
dem Ende der Tätigkeit der Endlagerkommission und 
der Tätigkeitsaufnahme des Nationalen Begleitgremi-
ums. (AG 1) 

17. Sitzung 
19.11.2015 

In Bearbeitung 
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Beratung über notwendige Folgeänderungen im 
StandAG, die sich ggf. aus der von der Kommission 
beschlossenen Definition „Standort mit best- 
möglicher Sicherheit“ ergeben könnten. (AG 2) 

20. Sitzung 
21.01.2016 

In Bearbeitung. 

Vorbereitung der Anforderungen 9 und 12 aus Kapitel 
5.3.3 und 5.3.6 der Drucksache K-Drs. 157 (Deckge-
birge) als Beschlussvorlage für die 23. Sitzung der 
Kommission. (AG 3) 

21. Sitzung 
22.01.2016 

In Bearbeitung 

Darstellung wie die in der Salz-, Ton- und Kristallin-
studie der BGR verwendeten Karten zu Stande gekom-
men sind und welche Kriterien und Ausschlusskrite-
rien zu Grunde gelegten wurden (BGR). 

23. Sitzung 
14.03.2016 

 

Beratung über den Zugang zu geologischen Daten aus 
kommerziellen Erkundungen im Rahmen des Standort-
auswahlverfahrens sowie allgemein über den Informa-
tionszugang im Standortauswahlverfahren (AG 2). 

23. Sitzung 
14.03.2016 

In Bearbeitung. 

Beratung über die verfügbaren Daten und den Umgang 
mit Datenlücken; ggf. zusätzliches Kapitel für den End-
bericht (AG 3). 

23. Sitzung 
14.03.2016 

In Bearbeitung. 

Beratung über den frühzeitigen Zugriff auf die gemäß 
K-Drs. 161a zu Dokumentationszwecken zu sichernden 
Daten (AG 2). 

23. Sitzung 
14.03.2016 

In Bearbeitung. 

Prüfung der Möglichkeiten für eine Verlängerung der 
Öffentlichkeitsbeteiligung zum Kommissionsbericht 
über den 30. Juni 2016 hinaus und Bericht in der 
nächsten Sitzung der Kommission (Berichterstatter). 

24. Sitzung 
04.04.2016 

In Bearbeitung. 

 
 


